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Einleitung: Zielsetzung und Fragestellung 

Die Straße Unter den Linden gehört zu den bedeutendsten Prachtstraßen Europas. 

Im 2. Weltkrieg wurde sie fast völlig zerstört. Durch die Aufteilung Berlins in vier 

Sektoren fiel die Straße Unter den Linden unter den Kontrollbereich der Sowjetunion. 

Nach Gründung der DDR stand die Regierung unter Walther Ulbricht vor der 

Aufgabe den Wiederaufbau der Linden in ein städtebauliches Konzept zu integrieren. 

Die DDR lehnte sich in baupolitischen Fragen stark an die städtebaulichen 

Veränderungen in der Sowjetunion an, die durch die Etablierung des Sozialistischen 

Realismus auch im Umgang mit dem kulturellen Erbe neue Wege gegangen war. 

Durch die zunehmende Ideologisierung aller gesellschaftlichen Bereiche kam auch 

der Erberezeption eine neue Bedeutung zu. Gerade die Straße Unter den Linden, die 

als ehemalige Prachtstraße Wohnsitz der Hohenzollern war und später als Kulisse 

für die nationalsozialistischen Machtdemonstrationen diente, sorgte für politische 

Auseinandersetzungen, die über die Grenze der DDR hinausgingen. Alleine die 

exponierte Lage der Straße Unter den Linden an der unmittelbaren 

Demarkationslinie zur Bundesrepublik, die durch den Mauerbau 1962 zu einer  

unüberwindlichen Grenze wurde, steigerte die Brisanz der Unternehmungen an 

dieser StraÇe. Die Linden wurden das ĂSchaufenster des Ostensñ. Alle Regungen in 

dieser Straße wurden auf nationalem und internationalem Parkett wahrgenommen. 

Die Linden wurden zum politischen Aktionsfeld und unterlagen den wandelnden 

ideologischen Konzepten. Sie schlugen sich besonders im Verhältnis zum kulturellen 

Erbe nieder.  

Der Wiederaufbau der Straße Unter den Linden war nicht repräsentativ für die 

Denkmalpflege in der DDR. Dennoch lässt sich an ihr der Zwiespalt verdeutlichen 

unter dem die Denkmalpflege zwischen einerseits dem staatlichen 

Repräsentationsbedürfnis und andererseits den wechselnden ideologischen 

Rahmenbedingungen lag. Dieses Spannungsfeld soll Gegenstand in der 

vorliegenden Arbeit sein.  

Monika Gibas verwendet den Begriff Repräsentationskultur im Falle der DDR als 

politische Symbolkultur.1  

Sie bedient sich einer Symbolik oder Zeichenhaftigkeit, die einen hohen 

Wiedererkennungswert besitzt. 

                                                
1
 M. Gibas: ĂHammer und Zirkel im  hrenkranzñ, in: Deutschlandarchiv 4/ 1999, S. 552-563 
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Die vorliegende Arbeit befasst sich mit Denkmalpflege als einer Form der 

Repräsentationskultur. Womit repräsentiert sich der Staat im Falle der 

Denkmalpflege? Die Antwort liegt in der Auswahl dessen, was zum Denkmal 

deklariert wird und im gegenwärtigen Nutzungskonzept.2 Für die Erhebung in den 

Denkmalstatus muss ein Bauwerk festgelegte wissenschaftliche, künstlerische oder 

geschichtliche Kriterien erfüllen. Langenbucher/ Rytlewski/ Weyergraf bezeichnen 

Denkmale als Dokumente einer besonderen Bewusstseinslage, denen im Wandel 

der politischen Verhältnisse unterschiedliche Bedeutungen zukommen.3 Das 

Denkmal beinhaltet, unabhängig von den Bestimmungskriterien, ein politisches 

Moment, das sich über die Anerkennung eines historischen Wertes ergibt. Michael 

Siegel schreibt in einer Untersuchung zur Denkmalpflege als öffentliche Aufgabe: 

Ă¦ber die Auswahl der Denkmªler wird eine politisch angestrebte Wirklichkeit 

(Ideologie) herausgestellt, die in der Vergangenheit bereits anerkannt gewesen ist 

oder gewesen zu sein vorgibt und als Integrationsfaktor wirken soll.ñ4 

Der Staat bedient sich im Umgang mit Kulturdenkmalen eines Wertes aus der 

Vergangenheit, der die Legitimität der eigenen Herrschaft unterstützt. Das gilt für alle 

Regierungsformen und bezieht sich nicht nur auf den Schutz von Kulturgut, sondern 

auch auf deren Zerstörung. 

Der erste Teil dieser Arbeit untersucht die politischen und ideologischen 

Rahmenbedingungen, innerhalb derer sich die Denkmalpflege in der DDR bewegte. 

Dazu gehört eine Betrachtung der administrativen Strukturen und 

Entscheidungswege. 

Das Kapitel beginnt mit einer Analyse des Traditions- und Erbeverständnisses in der 

DDR. Die Beziehung zum kulturellen Erbe lässt sich nicht auf eine Formel 

reduzieren, sondern zeigt deutlich Schwankungen zwischen in dem 

Beobachtungszeitraum zwischen 1945 und 1989. Dabei ist es notwendig die 

politischen und gesellschaftlichen Veränderungen zu berücksichtigen, denen die 

Erberezeption unterlag. Dazu gehören Ereignisse im innerdeutschen Verhältnis, 

internationale Krisen, der politische Einfluss der Sowjetunion, Führungswechsel in 

der SED, nationale Probleme, wie eine mangelnde Identifizierung der Bürger mit der 

DDR und Versorgungsengpässe.  

                                                
2
 z. B. im Falle von historischen Kirchengebäuden, deren eigentlicher Nutzen früher in einem anderen 

Zusammenhang stand. 
 
3
 Langenbucher/ Rytlewski/ Weyergraf, a.a.O., S. 133 

 
4
 M. Siegel: Denkmalpflege als öffentliche Aufgabe. Göttingen 1983, S. 113 
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Der Hauptteil der Arbeit beschäftigt sich mit der Geschichte, der Zerstörung und vor 

allen Dingen mit dem Wiederaufbau der Straße Unter den Linden. Dabei wird auch 

der Frage nachgegangen welche ersten städtebaulichen Konzepte nach dem Krieg 

konkurrierten. Eine Analyse der ersten Nachkriegsjahre in Bezug auf die 

Erberezeption unter den Linden zeigt die Politisierung dieser Diskussion. Im 

Folgenden werden in chronologischer Abfolge die Aufbauprojekte Unter den Linden 

im Kontext der gesellschaftspolitischen Ereignisse untersucht.  

Das Untersuchungsobjekt umfasst die Straße Unter den Linden mit den anliegenden 

Plätzen Pariser Platz, Opernplatz (Bebel-Platz), Lustgarten und Schlossplatz (Marx-

Engels-Platz).5 Der Umfang ergibt sich aus  einer Planungseinheit, die die Regierung 

der DDR im Zuge der städtebaulichen Konzeption in den fünfziger Jahren festlegte. 

Ausdrücklich werden hier gesellschaftspolitische Prozesse innerhalb des deutsch-

deutschen Verhältnisses berücksichtigt, wenn sich Auswirkungen auf den 

Wiederaufbau niederschlugen.  

Der Untersuchungszeitraum erstreckt sich vom Ende des Zweiten Weltkrieges bis 

zum Fall der Mauer 1989, um eine breite Facette der gesellschaftlichen und 

politischen Wandlungen und deren Auswirkungen auf den Ausbau der Linden zu 

erfassen.  

Ein Exkurs zum städtebaulichen Konzept in der UdSSR unter Stalin zeigt den 

baupolitischen Einfluss auf die DDR. Hierbei ist besonders der Aspekt des 

Sozialistischen Realismus von Bedeutung. 

 

Quellenlage und methodische Grundlagen 

Zur Straße Unter den Linden sind sowohl zu Zeiten der DDR als auch nach 1989, 

besonders im Zuge der 350-Jahrfeier der Straße, Monographien, Artikel und 

Bildbände erschienen. Im Folgenden sollen nur die für diese Arbeit relevanten 

Quellen genannt werden. Im Wesentlichen befassen sich die Monographien mit der 

Geschichte der Straße Unter den Linden, wobei der Wiederaufbau nach dem 

Zweiten Weltkrieg darin eingebettet ist. Einen ersten zusammenfassenden Überblick 

gab Waltraud Volk 1972.6 Durch die Menge an Bildmaterial und den übersichtlichen 

Grafiken kann von einer illustrierten Baugeschichte gesprochen werden, bei der die 

                                                
5
 In Klammern sind die Namen angegeben, die im Zuge der Umbenennung von Straßennamen und Plätzen von der Regierung 

der DDR vorgenommen wurde.  
 
6
 W. Volk: Berlin. Historische Straßen und Plätze heute. Berlin 1972 
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Autorin auf die Berücksichtigung der politischen Prozesse verzichtet. Unter dem 

Aspekt der städtebaulichen Denkmalpflege widmet sich Jörg Haspel der Straße 

Unter den Linden, ohne eine detaillierte Quellenanalyse vorzunehmen.7 Ebenso 

Helmut Engel, der unter dem Aspekt der Via Triumphalis auf den städtebaulichen 

und den gesellschaftspolitischen Hintergrund in Berlin eingeht.8 Dazu gibt es eine 

Vielzahl von Untersuchungen zu einzelnen Wiederaufbauprojekten Unter den Linden. 

Dabei bieten gerade die in der DDR publizierten Arbeiten wertvolle Hilfeleistungen 

bei der Frage nach Zuständigkeiten und Abläufen, wie z. B. W. Otto (1977), F. Seiler   

(1962). Zur städtebaulichen Entwicklung in Berlin sind in den letzten fünfzehn Jahre 

einige Grundlagenwerke und Beiträge erschienen, die den Wiederaufbau Berlins (C. 

Hein 1990/ S. Hain 1992/ B. Flierl 1998/ J.F. Geist u. K. Küvers 1998), die Gestaltung 

des zentralen Platzes (B. Flierl 1996/ Th. Beutelschmidt u. J. Müller-Novak 2001) 

thematisieren. Als die umfassendste Forschungsarbeit muss die zweibändige 

Ausgabe von W. Durth/ J. Düwel/ N. Gutschow, Aufbau und Ostkreuz genannt 

werden, die ausführlich einen Überblick über Personen, Pläne der städtebaulichen 

Prozesse in der DDR gibt. Die einzige Arbeit, die explizit den Wiederaufbau der 

Straße Unter den Linden bearbeitet hat, ist die bisher unveröffentlichte Diplomarbeit 

von Ursula Müller: Der Wiederaufbau der Straße Unter den Linden in der Zeit von 

1945-1949. Die Arbeit basiert auf einer Quellenanalyse und wurde der Freien 

Universität Berlin 1994 vorgelegt. 

 

Folgende Methoden wurden in der vorliegenden Untersuchung angewandt: 

1) Qualitative Dokumentenanalyse ausgewählter Bestände, 

Zeitungsartikel und Primärliteratur 

2) Interviews mit Zeitzeugen 

 

Im Sinne einer Mittel-Zweck-Analyse werden die politischen Durchsetzungsmittel und 

Strategien sowie institutionelle Mechanismen und Regelungen der verschiedenen 

politischen Ebenen in der DDR beleuchtet. Im Vordergrund steht immer die Frage 

nach der gesellschaftspolitischen Bedeutung der Ziele aber auch die Effizienz und 

Ineffizienz der Mittel. Mögliche Nebenfolgen, die sich aus dem politischem Handeln 

ergeben, werden benannt, aber in der Regel nicht weiter verfolgt. Begriffe, die in 

                                                
7
 J. Haspel: Städtebaulicher Denkmalschutz in Berlin. Bonn 1996 

 
8
 H. Engel/ W. Ribbe: Via triumphalis. Berlin 1997 
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dieser Untersuchung von Bedeutung sind, werden aus ihrer Entstehung und 

Entwicklung heraus. Dazu gehören z.B. der Sozialistische Realismus und die 

marxistisch-leninistische Erbetheorie.  

Zur Erhebung von Daten wurde eine qualitative Analyse von Originaldokumenten in 

verschiedenen Archiven vorgenommen. Die Quantität der Quellenlage zu den 

einzelnen Wiederaufbauprojekten ist ungleich erschlossen, sodass die 

Forschungsarbeit an den einzelnen Objekten sehr unterschiedlich intensiv ausfällt. 

Der größte Informationsanteil ergab sich aus den Beständen der Stiftung- Partei und 

Massenorganisationen der DDR  sowie den Beständen der DDR im Bundesarchiv. 

Zur besseren Übersicht dient das Übersichtsschema auf der folgenden Seite.  

Da die Straße Unter den Linden zu den Prestigeobjekten der DDR gehörte, finden 

sich wesentliche Anhaltspunkte in den Arbeits- und Reinschriftprotokollen des 

Politbüros sowie den Unterlagen der Abteilung Kultur des ZKs, des Ministeriums für 

Kultur und Bauwesen. 

Die Protokolle der Magistratssitzungen (Landesarchiv) geben einen guten Einblick in 

die Arbeitsweise dieses Gremiums in der ersten Nachkriegszeit. Sie werden durch 

Hans Scharouns Nachlass ergänzt, der sich in der Stiftung Archiv der Akademie der 

Künste befindet. Materialien zu einzelnen Bauwerken Unter den Linden befinden sich 

in folgenden Archiven: Archiv der Humboldtuniversität (Humboldtuniversität), 

Diözesanarchiv des Bischöflichen Ordinariats (Hedwigskathedrale), Evangelisches 

Zentralarchiv Berlin (Berliner Dom). Beide Kirchenarchive verfügen über ein 

umfangreiches Quellenmaterial zu den Gebäuden. Die Bestände des MfAA gehören 

zum Politischen Archiv des Auswärtigen Amtes und sind für die Dauer von dreißig 

Jahren gesperrt, sodass eine Einsicht nicht möglich ist. 

Für diese Arbeit wäre eine Recherche in den Beständen des Ministeriums für 

Auswärtige Angelegenheiten (MfAA) unter zwei Aspekten hilfreich gewesen. 

 

1. Valuta-Leistungen beim Aufbau des Berliner Domes 

2. Rückgabe der Schinkelfiguren auf der Schlossbrücke (Marx-Engels-

Brücke) 

 

Das für diese Arbeit unverzichtbare Bildmaterial wurde aus dem Bundesarchiv, dem 

Landesarchiv, der Berliner Galerie, der Stiftung Archiv der Akademie der Künste und 

dem Diözesanarchiv recherchiert. 
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1. Das Traditionsverständnis in der materialistischen Geschichtsauffassung 

 

Die materialistische Geschichtsauffassung steht nach Karl Marx und Friedrich Engels 

im Gegensatz zur bürgerlichen Geschichtsschreibung. Der Funktion von Tradierung 

kommt eine wesentliche Rolle zu. Im Manifest der Kommunistischen Partei hielten 

beide Philosophen fest: ĂIn der b¿rgerlichen Gesellschaft herrscht also die 

Vergangenheit über die Gegenwart, in der kommunistischen die Gegenwart über die 

Vergangenheit.ñ9 Marx und Engels erkannten darin ein Phänomen, das die 

Stabilisierung der Klassengesellschaft unterstützt, da die Tradierung von Geschichte 

nicht nur Einfluss auf die herrschende Klasse, sondern auf die gesamte Gesellschaft 

hat. Marx und Engels sprachen von der ĂTradition, die wie ein Alp auf dem Gehirne 

der Lebendenñ lastet.10 Selbst in der Phase der revolutionären Diktatur des 

Proletariats, der Übergangsphase vom Kapitalismus zur Kommunismus, ist die 

Gesellschaft von den Traditionen geprªgt. Marx schrieb 1891: ĂWomit wir es zu tun 

haben, ist eine kommunistische Gesellschaft, nicht wie sie sich auf ihrer eigenen 

Grundlage entwickelt hat, sondern umgekehrt, wie sie eben aus der kapitalistischen 

Gesellschaft hervorgeht, also in jeder Beziehung, ökonomisch, sittlich, geistig, noch 

behaftet ist mit den Muttermalen der alten Gesellschaft, aus deren Schoß sie 

kommt.ñ11 Daraus ergibt sich ein weiterer Aspekt der bürgerlichen Erbaneignung, 

nämlich die Inanspruchnahme der Kultur durch eine herrschende Klasse. Der 

herrschende Antagonismus spaltet die Gesellschaft nicht nur in ökonomischer 

Hinsicht, sondern auch auf kulturellem Gebiet in eine Klasse mit und eine Klasse 

ohne Kultur, die dem Einfluss des Bürgertums unterliegt. Clara Zetkin sprach von der 

ĂKulturarmutñ, die das ĂGeschick der Ausgebeuteten und Beherrschtenñ sei.12  

Nach Schlenker kritisierten Marx und Engels aber nicht die Tradition an sich, sondern 

lediglich den Ăverfilzten Charakter der Traditionñ.13 Wie nutzt die sozialistische 

Gesellschaft die Erbaneignung, um sich von dem ĂAlpñ der Geschichte und den 

ĂMuttermalen der alten Gesellschaftñ zu befreien? 

                                                
9
 K. Marx/ F. Engels (a): Manifest der Kommunistischen Partei 1948, in: Werke, B. IV. Berlin 1977, S. 476 

 
10

 K. Marx (a): Der achtzehnte Brumaire des Louis Napoleon, in : Werke, B. VIII. Berlin 1972, S.115 
 
11

 K. Marx (b): Kritik am Gothaer Programm, in: Werke XIX. Berlin 1969, S. 20 
 
12

 C. Zetkin: Kunst und Proletariat, in: H. Koch (Hrsg.): Kunst und Proletariat. Berlin 1979, S. 186 
 
13

 Schlenker, a.a.O., S. 19 
 



13 
 

Hans Kaufmann stellte 1973 der ĂTotenbeschwºrungñ die Ălebendige Erbaneignungñ 

gegenüber und setzte damit einen unüberbrückbaren Gegensatz von bürgerlicher 

und sozialistischer Tradierung.14 Nicht ein auf Machterhalt beruhender Historismus, 

sondern eine am revolutionären Prozess orientierende Selektion von Geschichte 

prägt das wahrhaftige Erbeverständnis.  Die Definition von Tradition ergibt sich aus 

einer analytischen Betrachtung  der Geschichte, die auf der Basis des 

wissenschaftlichen Materialismus die fortschreitende Geschichte in seiner Ăobjektiven 

GesetzmªÇigkeitñ durchschaubar machen.15 Traditionen orientieren sich nicht mehr 

am Persönlichkeitsbild eines bürgerlichen Individualismus, sondern an der 

sozialistischen Wirklichkeit, die geprägt ist von einem kollektiven Bewusstsein. 

Wirklichkeit oder Wahrhaftigkeit meint: an der Zukunft orientiert. Das Verhältnis zur 

Vergangenheit ist durch die Ziele der Zukunft bestimmt.  

Den Beginn dieses Prozesses sah Engels mit Aufkommen der Industriellen 

Revolution gegeben. Jetzt war die Mºglichkeit gekommen, Ăjedem einzelnen 

hinreichend Muße zu lassen, damit dasjenige, das aus der geschichtlich 

überkommenen Bildung -Wissenschaft, Kunst, Umgangsformen usw.ï wirklich wert 

ist, erhalten zu werden, nicht nur erhalten, sondern aus einem Monopol der 

herrschenden Klasse in ein Gemeingut der ganzen Gesellschaft verwandelt und 

weiter fortgebildet werde.ñ16 Diese Veränderung im Bewusstsein der gesamten 

Gesellschaft ermöglicht es, die Traditionen einer kritischen Reflexion zu unterziehen 

und sie in der revolutionªren Umwªlzungsphase von den ĂMuttermalen der 

Gesellschaftñ zu befreien. 

Um von der konservativen zur revolutionären Erbaneignung zu gelangen, muss eine 

Veränderung der Besitzverhältnisse am kulturellen Erbe geschaffen werden. Der 

neue Adressat für das kulturelle Erbe ist das Proletariat. Mit dem Bruch der 

bürgerlichen Traditionen erfolgt eine veränderte selektive Erbaneignung, die das 

Proletariat in einen kulturreichen Status erhebt.  

                                                
14

 H. Kaufmann: Zehn Anmerkungen über das Erben und die Kunst des Erbens, in: Weimarer Beiträge, B. 10/ 
1973 
 
15

 Vgl. D. Schiller: Unser Traditionsverständnis und das klassische Erbe, in: Weimarer Beiträge, Heft 6/ 1973, 
S.153 
 
16

 F. Engels: Zur Wohnungsfrage, in: Werke, B. 18, S. 221 
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Wilfried Lipp weist darauf hin, Ădass Werterkenntnis auf der anderen Seite auch 

immer Wertabsage bedeutet.ñ17 Im Falle der marxistischen Erbaneignung würde das 

bedeuten, dass die tradierten bürgerlichen Werte eine Wertminderung und die neue 

revolutionäre Erbaneignung eine Aufwertung erfährt. In Fortführung der 

materialistischen Geschichtsauffassung beschäftigte sich Clara Zetkin mit der Frage, 

welches Erbe sich eine Klasse aneignen sollte, die bisher bei der Gestaltung von 

Kultur ausgeschlossen wurde. Zetkin plädierte für einen Rückgriff auf die klassische 

Kunst des B¿rgertums. ĂFriedrich Engels hat das stolze Wort gesprochen, dass die 

deutsche Arbeiterklasse die Erbin der klassischen Philosophie ist. Sie wird in dem 

aufgezeigten Sinne auch die Erbin der klassischen Kunst ihres Landes sein.ñ18 Diese 

Überschneidungen im Kulturgut verdeutlicht, dass es auch in der revolutionären 

Umwälzungsphase eine Schnittmenge zwischen konservativer und revolutionärer 

Erbaneignung geben kann. Dieses Phänomen lenkt die Aufmerksamkeit auf die 

Frage, wie das kulturelle Erbe rezipiert wird. Mit dem Wechsel der kulturellen 

Besitzverhältnisse tritt das Proletariat das rechtmäßige Erbe der Kultur an. Während 

der Phase der Diktatur des Proletariats liegt die Aufgabe für die Arbeiterklasse darin, 

die Verfälschung des kulturellen Erbes zu säubern. Ferdinand  Lassalle sprach von 

einer Verwirkung des Erbes durch die Bourgeoisie. Die sozialistische Erbaneignung 

deckt den wahren oder wirklichen Gehalt des Erbes auf.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass auf der Basis der materialistischen 

Geschichtsauffassung ein Unterschied zwischen bürgerlicher und kommunistischer 

Erbaneignung besteht. Die bürgerlichen Traditionen tragen zum Machterhalt der 

Bourgeoisie bei, indem sie sich auf Vergangenes konzentrieren. In der Zeit der 

revolutionären Umwälzungen kommt es zu einem Bruch mit den alten konservativen 

Traditionen. Die Aufgabe de Proletariats, das sich von einer kulturarmen zu einer 

kulturreichen  Klasse verwandelt, ist, sich von der Last (Alp) der Geschichte zu 

befreien und sich, mit Blick auf das Fernziel des Kommunismus, eine eigene Form 

der Tradierung anzueignen. Da die bürgerliche Erbaneignung ein verfälschtes Bild 

von Kultur und Geschichte mit sich gebracht hat, ist das Proletariat der legitime 

Rezipient von Geschichte. 
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2. Sozialistische Erbaneignung in der DDR 

 

Obwohl der Marxismus/ Leninismus die von der Sozialistischen Einheitspartei 

Deutschlands (SED) zur Staatsideologie erhobene Lehre war, wich die Umsetzung in 

die Praxis von der Theorie ab. Bereits die Kommunisten, die während der Hitler-

Diktatur im Exil lebten, sahen in ihren Nachkriegsplanungen für Deutschland etwas 

anderes vor, als die von Marx und Engels propagierte revolutionäre 

Umwälzungsphase. Sowohl auf der Brüsseler Konferenz 1935 als auch der Berner 

Konferenz 1939 richtete die Kommunistische Partei Deutschland (KPD) ihr 

Augenmerk darauf, die Arbeiterklasse im Kampf gegen den Faschismus zu 

mobilisieren. Dabei wurde ein Schulterschluss mit den fortschrittlichen bürgerlichen 

Kräften nicht ausgeschlossen, sondern im Kampf gegen den Faschismus als 

notwendig angesehen. Das zeigen auch die Bem¿hungen des ĂNationalkomitees f¿r 

ein befreites Deutschlandñ, das im sowjetischen Exil eine breite Schicht von 

Antifaschisten, ohne Rücksicht auf deren sozialer und politischer Zugehörigkeit, 

versuchte zu vereinen. 

Die Berner Resolution forderte nicht die Diktatur des Proletariats, sondern eine Ăneue 

demokratische Republikñ als Fortsetzung der bürgerlich-parlamentarischen 

Demokratie vor der Hitler-Diktatur. Im Gegensatz zur Weimarer Republik sollte die 

neue Republik Ăden Faschismus mit der Wurzel ausrotten, ihm seine materielle Basis 

durch Enteignung des faschistischen Trustkapitals entziehen und sich, wieder im 

Gegensatz zur Weimarer Republik, in der Armee, der Polizei und im Beamtenapparat 

zuverlässige Verteidiger der demokratischen Freiheiten und der demokratischen 

Volksrechte schaffen.ñ19 Schlenker weist darauf hin, dass damit die Ăentscheidende 

Feststellung der marxistischen Staatstheorieñ unterschlagen wurde, Ădass die den 

Staat charakterisierende Absonderung von der Gesellschaft ihn als 

Unterdr¿ckungsinstrument der Klassenherrschaft einer Minderheit verwendbarñ 

machte.20  

Diese ĂRevision der marxistischen Theorieñ bestimmte auch die Nachkriegspolitik der 

Kommunistischen Partei Deutschland (KPD) in der Sowjetischen Besatzungszone 
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(SBZ).21 Unter der Führung der Sowjetischen Militäradministration (SMAD) versuchte 

die KPD den Verwaltungsapparat zu nutzen, um verlässliche Parteikader an 

entscheidenden Punkten zu etablieren. Weder die KPD noch die sowjetischen 

Besatzer thematisierten zu diesem Zeitpunkt eine politische Umwälzung auf der 

Basis einer marxistisch-leninistischen Theorie. Im Gegensatz zu den anderen an die 

Sowjetunion angegliederten osteuropäischen Staaten wurde in der SBZ nicht der 

Marxismus-Leninismus, sondern der Antifaschismus zur Staatsdoktrin erhoben. 

Diese Phase wurde von den DDR-Historikern als Ăantifaschistisch-demokratische 

Umwªlzungñ bezeichnet. Sie diente dazu, den Faschismus nicht nur als Staatsform, 

sondern auch aus dem Bewusstsein der Bevölkerung zu tilgen. Dazu nutzte die KPD/ 

SED die Erbaneignung der deutschen Klassik und des Humanismus. Eine 

Bewusstseinsveränderung im marxistischen Sinne fand jedoch nicht statt. Es gab 

zwar einen Bruch mit den faschistischen Traditionen, aber das bürgerliche Erbe der 

Klassik wurde ohne eine dialektische Reflexion übernommen. Die KPD/ SED sah 

sich als Bewahrer dieses Kulturgutes an. Sie trat nicht das Erbe der 

kommunistischen III. Internationale an, sondern sah sich als weiterführendes Glied 

der bürgerlich-liberalen Revolution von 1848. Erst nach der antifaschistischen 

Übergangsphase sollte eine sozialistische Umgestaltung der Gesellschaft stattfinden. 

Aber auch nach der Umstrukturierung der SED und ihrem Bekenntnis zum 

sozialistischen Lager 1948 blieb auf kulturpolitischer Ebene die deutsche Klassik und 

der Antifaschismus der zentrale Leitfaden.  

Die Erbaneignung der deutschen Klassik und die Hervorhebung humanistischer 

Werte erfüllte gerade in der ersten Nachkriegsphase ein weitgefächertes 

Funktionsspektrum: 

 

Antifaschistische Umerziehung 

Die faschistische Ideologie wurde als ĂIrrlehreñ angesehen, die Ăwie eine Seuche das 

deutsche Volk befallenñ hatte.22 Mit dem Rückgriff auf die fortschrittlichen 

b¿rgerlichen Ideale sollte das Volk von dieser ĂKrankheitñ befreit werden. Dabei 

spielte die Literatur, aber vor allen Dingen das Theater eine große Rolle. In den 

ersten vier Nachkriegsjahren führten acht Großstadttheater in 446 Vorstellungen 
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Lessings ĂNathan der Weiseñ auf. In der Schule wurden bevorzugt Goethe und 

Schiller in die Lehrpläne eingefügt.  

Die humanistischen Traditionen standen im Gegensatz zu Militarismus und 

Faschismus. In allen kulturellen Sparten wurden diese Werte gegeneinander 

gehalten. Erst zu Beginn der 50er Jahre, im Zuge der Popularisierung des 

Marxismus-Leninismus, erfolgte eine Ăkritische Reflexion der Klassikñ. 

 

Gewinnung der bürgerlichen Intelligenz für die eigenen politischen Ziele 

Am 4. Juli wurde im Haus des Berliner Rundfunks der Kulturbund zur Erneuerung 

des demokratischen Deutschlands gegründet. Auf der Basis der Volksfrontideologie 

der dreißiger Jahre, die ganz im Sinne der SMAD und der KPD lag, versuchte der 

Kulturbund mit seinem überparteilichen Konzept Antifaschisten aus allen 

Bevölkerungsschichten zu versammeln. In den Leitsätzen des Kulturbundes hieß es 

1945: 

  

Ă1.  Vernichtung der Naziideologie auf allen Lebens- und Wissensgebieten. 

[...] 

3. Bildung einer nationalen Einheitsfront der deutschen Geistesarbeiter. 

[...]  

4. Zusammenarbeit mit allen demokratisch eingestellten 

weltanschaulichen, religiösen und kirchlichen Bewegungen und 

Gruppen.ñ23 

 

Diese breitgefächerte Zielgruppe wollte der Kulturbund mit Hilfe der 

ĂWiederentdeckung und Fºrderung der freiheitlichen humanistischen, wahrhaft 

nationalen Traditionenñ des deutschen Volkes ansprechen. Dass diese Offenheit 

gegenüber der bürgerlichen Intelligenz Teil einer parteipolitischen Strategie der KPD 

war und zum Plan der SMAD gehörte, bestätigen Berichte von Kulturfunktionären 

und ïschaffenden aus dieser antifaschistisch-demokratischen Übergangsphase. In 

einer 1977 in der DDR erschienenen Retrospektive über den Kulturbund in der SBZ 

berichtete der ehemalige Bundessekretär des Kulturbundes Karl-Heinz Schulmeister: 

ĂDie ideologische Plattform des Kulturbundes war mit der marxistischen Kulturpolitik 

der KPD und später der SED identisch, mehr noch: Die Leitsätze des Kulturbundes 
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waren ï entsprechend den Erfahrungen der internationalen Arbeiterbewegung und 

der konkreten Lage in Deutschland angewandte Prinzipien der marxistischen 

Kulturpolitik für den antifaschistisch-demokratischen Aufbau.ñ24 Mit dieser 

Kulturpolitik sollte die ĂVoreingenommenheit der Intelligenz gegen-über dem 

Marxismusñ ausgerªumt werden: ĂIn den ersten Jahren nach der Befreiung fehlten 

aber noch die Voraussetzungen dafür, den Marxismus zur führenden Ideologie zu 

entwickeln; hierzu war ein lªngerer Prozess erforderlich.ñ25 

Bis zum II. Bundeskongress, der vom 23. bis 27. November 1949 in Berlin tagte, hielt 

der Kulturbund an den Leitsätzen fest. Danach stand nicht mehr der antifaschistische 

Kampf im Vordergrund, sondern das klare Bekenntnis zur Sowjetunion.  

Insgesamt wurde im sowjetischen Sektor viel unternommen, um das kulturelle 

Bedürfnis der bürgerlichen Intelligenz zu stillen. Die Theater- und Kulturbetriebe 

erhielten umgehend ihre Spiel- und Öffnungslizenzen. Der kulturelle Tenor orientierte 

sich nicht an populären Themen und Ausdrucksformen, sondern spiegelte einen 

aufgeklärten humanistischen Charakter wider. 

 

Identitätsstiftendes Moment in Hinblick auf eine deutsche Nation 

Nach der Währungsreform in den Westzonen 1946 zeichnete sich die Spaltung 

Deutschlands in zwei politisch konvergierende Staaten immer deutlicher ab. Bereits 

auf dem Vereinigungsparteitag der KPD und der Sozialdemokratischen Partei 

Deutschlands (SPD) hob die neugegründete SED in ihren Grundsätzen den 

nationalen Aspekt hervor: ĂDie Sozialistische Einheitspartei Deutschlands kämpft als 

unabhängige Partei in ihrem Lande für die wahren, nationalen Interessen ihres 

Volkes.ñ26 Dazu gehörte auch die drohende Spaltung Deutschlands, die zu einem der 

wichtigsten Beweggr¿nde wurde, Ăder die Aneignung des kulturellen Erbes in der 

Gegenwart mit bedingte und wesentlich formte.ñ 27 Mit der Teilung Deutschlands 

durch die Gründung der Bundesrepublik Deutschland (BRD) und der Deutschen 

Demokratischen Republik (DDR) 1949 nahm in der Politik der SED die nationale 
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Frage und das Thema Wiedervereinigung einen immer größeren Raum ein. Der 

Kampf um ein einheitliches Deutschland stand in enger Verbindung mit der 

Erneuerung einer deutschen Kultur, die sich der Tradierung klassischer Werte 

bediente.  

Bollwerk gegen den westlichen, imperialistischen Einfluss 

Kein anderer Aspekt nahm bei der Tradierung des historischen Erbes eine so große 

Bedeutung ein, wie der Kampf gegen den westlichen, imperialistischen Einfluss. Der 

Schutz klassizistischen Erbes sollte dem Einfluss Ăder zersetzenden amerikanischen 

Kulturbarbareiñ, entgegenwirken.28 Die humanistischen Werte, die sich in der 

sozialistischen Gesellschaftsordnung widerspiegelten, wurden der ĂVerfªlschungñ 

und der ĂZerstºrungñ der deutschen Kultur durch den amerikanischen Einfluss 

entgegengesetzt. Daraus leitete die SED den Anspruch ab, die DDR sei der 

rechtmäßige Verwalter dieses Erbes.  

 

Nach dem III. Parteitag 1950 nahm die Ideologisierung der kulturellen Bereiche zu. 

Ausgelöst durch einen Beschluss des Zentralkomitees (ZK) der SED, der den Titel 

ĂKampf gegen den Formalismus in der Kunstñ29 trug, breitete sich in den einzelnen 

Sparten eine Diskussion um eine Ăwahrhaftigeñ Kultur in Deutschland aus. Auf der 

Basis einer sozialistischen Kulturdoktrin beurteilte man die Kultur der USA und 

Westdeutschlands, das von den gesellschaftlichen Vorgaben Amerikas überrollt 

w¿rde, als traditionslos und damit als inhaltslos. ĂDas wichtigste Merkmal des 

Formalismus besteht darin, unter dem Vorwand, etwas Ăvollkommen Neuesñ zu 

entwickeln, den völligen Bruch mit dem klassischen Kulturerbe zu vollziehen. Das 

führt zur Entwurzelung der nationalen Kultur, zur Zerstörung des 

Nationalbewusstseins, fördert den Kosmopolitismus und bedeutet damit eine 

Unterstützung der Kriegspolitik das amerikanischen Imperialismus.ñ30 

Das ZK bemªngelte in seinem Beschluss das ĂZur¿ckbleibenñ der DDR-Kultur 

gegen¿ber den politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen. Daf¿r wªren Ădie 

Herrschaft des Formalismus in der Kunstñ und Ădie Unklarheiten ¿ber den Weg und 
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die Methoden des Kunstschaffens in der DDRñ verantwortlich.31 Als Lösung wurde 

das Studium der Werke von Marx, Engels, Lenin und Stalin, des fortschrittlichen 

deutschen Erbes und die Integration der ausgewählten Elemente in die neue Kultur 

gefordert. Der Begriff des fortschrittlichen Erbes zeigte, dass in der Rezeption eine 

Selektierung vorgenommen wurde, die sich an den Vorgaben des Sozialistischen 

Realismus, der sich nach sowjetischen Vorbild nach der 2. Parteikonferenz im Juli 

1952 durchsetzte. Ein Exkurs zum Thema Sozialistischer Realismus soll im 

folgenden Kapitel erläutert werden. 

Bestimmte in den ersten Nachkriegsjahren die Ausrottung des Militarismus und 

Faschismus die Erbediskussion, so versuchte man jetzt eine stärkere Verknüpfung 

von Erbe und Sozialismus zu formieren. Die politische Inanspruchnahme des 

kulturellen Erbes erfolgte zunächst aufgrund der Annahme, dass mit Hilfe der Klassik 

das deutsche Volk von der faschistischen Ideologie befreit werden könne. Nach 1952  

sprach man der Erberezeption einen erzieherischen Faktor bei der Formung eines 

sozialistischen Menschenbildes zu. Damit knüpfte die DDR an die marxistisch-

leninistische Erbtradierung an. Entscheidend war jetzt, wer über die Erbaneignung 

und deren Inhalt bestimmte, da mit dem Bruch der alten Herrschaftsverhältnisse 

auch ein Bruch mit dem Monopol über die Tradierung von Werten mit sich ging. In 

der DDR wurde mit der gesellschaftlichen Umstrukturierung eines sozialistischen 

Staates auch ein logistisches System geschaffen, das es der Partei als 

Entscheidungsinstanz ermöglichte, eine von oben aufoktroyierte Erberezeption zu 

vollziehen. Die Partei entschied über Werterhalt und Wertabsage und bestimmte 

über den Wandel des Erbebegriffs, der sich laut marxistischer Theorie an den 

gesellschaftlichen Bedürfnissen orientierte. Gingen die maßgeblichen 

Entscheidungen zunächst vom Politbüro aus, so wurden diese im Laufe der Jahre 

verschiedenen Leitanstalten, wie dem Institut für Gesellschaftswissenschaften beim 

ZK der SED, überlassen,32 das dem Politbüro rechenschaftspflichtig war. In der 

Akademie wurde die Erbepflege im Arbeitsgebiet marxistisch-leninistische Kultur- 

und Kunstwissenschaft sowie dem Bereich Geschichte behandelt. Die zentralen 

Forschungspläne der Akademie wurden auf den Parteitagen oder vom Politbüro 

beschlossen. Neben diesem Zentralinstitut fand die Erforschung und Diskussion des 
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kulturellen Erbes natürlich im universitären Bereich und den ZK-Abteilungen sowie in 

zentral gesteuerten Tageszeitungen und Fachzeitschriften statt.  

Die Heranbildung der sozialistischen Persönlichkeit war ein kollektiver Prozess und 

unterschied sich vom bürgerlichen Individualismus, aufgrund der Veränderungen am 

Unterbau, d.h. in der sozialistischen Produktion und der sozialistischen Lebensweise. 

Als Teil eines gesellschaftlichen Prozesses hat die Tradition Einfluss auf die 

Bewusstseinslage des Menschen. Alles, was mit Kultur im weitesten Sinne zu tun 

hat, kann einem bewusstseinsverändernden Prozess dienen, der wiederum Einfluss 

auf ökonomischen Verhältnisse in einer Gesellschaft hat.  

Als Mittel der Bewusstseinsveränderung, aber auch aus den neuen kulturellen 

Bedürfnissen heraus, entstand das sozialistische Traditionsbewusstsein. Dieter 

Schiller schrieb in den Weimarer Beitrªgen dazu: ĂUnser sozialistisches 

Traditionsverständnis sucht die wirkliche geschichtliche Beziehung des Erbes der 

Vergangenheit zur Gegenwart sichtbar zu machen.ñ33 Somit versuchte man in der 

DDR einerseits das klassische Erbe weiter zu pflegen, andererseits gewannen die 

Geschichte der Arbeiterbewegung sowie die Rezeption der Werke von Marx, Engels 

und Lenin sowie bis zur Entstalinisierung die Werke Stalins zunehmend an 

Bedeutung. Die Erbaneignung der Klassik blieb auf politischer und ideologischer 

Ebene ein vorrangiges Thema, das die volle Unterstützung der Partei genoss. Dabei 

blieb es nicht nur bei der Rezeption, sondern fügte sich als ästhetisches Element in 

den Sozialistischen Realismus ein. 

 

Der nationale Tenor, der sich seit den fünfziger Jahren in der Erberezeption 

hervorhob, unterstützte das Bild von der DDR als der rechtmäßigen Vertreterin des 

deutschen Erbes. Auf der Basis von Alexander Abusch verbreiteten Misere-Theorie 

gelangte die DDR-Geschichtswissenschaft zu der These, die deutsche Geschichte 

habe zwei unterschiedliche Wege gebahnt, wovon der eine gesetzmäßig zur 

Etablierung der DDR gef¿hrt habe. In seinem 1946 erschienenem Buch ĂDer Irrweg 

einer Nationñ legte Abusch die deutsche Geschichte als einen durchgehenden 

ĂIrrwegñ von der Reformation bis zum Faschismus dar, der sich wie gesetzmªÇig wie 

ein roter Faden durch die Jahrhunderte zog. Für das Scheitern der Revolutionen von 

1848 und 1918 zog Abusch das deutsche B¿rgertum zur Verantwortung, das Ăaus 

Furcht vor der Arbeiterbewegungñ nicht in der Lage gewesen sei, die demokratischen 
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Revolutionen zu Ende zu führen. Zugleich sah Abusch die deutsche Geschichte von 

zwei Linien geprägt:  

 

ĂDurch ein halbes Jahrtausend [...] ziehen sich zwei Tendenzen durch 

Deutschlands Geschichte: das Bemühen reaktionärer Gewalthaber um 

die Behauptung ihrer Macht - und das Ringen fortschrittlicher 

Volksklassen um eine freie deutsche Nation.ñ34 

 

1951 griff das ZK der SED Abuschs Theorie wieder auf und forderte die 

Überwindung der deutschen Misere: 

ĂMan kann aus der Geschichte des eigenen Volkes keine Kraft, keinen Mut und keine 

Zuversicht schºpfen, wenn man in ihr einzig und allein nur den āIrrweg einer Nationô 

sieht oder ein unzeitgemªÇes allgemein fatalistisches Lamento ¿ber ādie deutsche 

Misereô anstimmt.ñ35 

In der deutschen Geschichte sollten von nun an die leuchtenden Beispiele und 

fortschrittlichen Elemente zur Bildung einer deutschen Nation hervorgehoben 

werden. Anhand einer marxistisch-leninistischen Darstellung der deutschen 

Geschichte wurde die 2-Linien-Theorie von Abusch in den sechziger Jahren 

erweitert. Ableitend von der These, die DDR sei auf der Basis des Potsdamer 

Abkommens der einzig rechtmäßige deutsche Staat, gelangte man zu der 

Behauptung, allein die DDR sei legitimiert das deutsche Erbe anzutreten. In dem 

Polarisierungsmodell der SED befand sich die DDR in einem ständigen Kampf gegen 

den westlichen Kosmopolitismus. Mit der Gründung der Staatlichen Kommission für 

Kunstangelegenheiten (SKK) 1951 wurde eine Institution geschaffen, die für die 

Entwicklung und Kontrolle einer fortschrittlichen Kultur zuständig war. Auf der 

Berufungsveranstaltung der Kommission am 31. August 1951 sagte Otto Grotewohl: 

ĂUm eine solche [...] realistische Kunst zu entwickeln, ist es notwendig, an das 

klassische Erbe und der humanistischen Tradition gespeiste realistische Kunst auf 

das engste mit dem werktätigen Volk zu verbinden. Während wir uns bemühen, die 

Entwicklung von Kunst und Literatur zu fördern, verbreitet sich in Westdeutschland 

Kosmopolitismus, Kitsch und Gangsterliteratur. Da eine solche Unkultur das 
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deutsche Nationalbewusstsein vergiftet und die Kultur des deutschen Volkes zerstört, 

ist es klar, dass die Verordnung von vornherein den Weg des konsequenten 

Kampfes gegen alle solche MaÇnahmen gehen muss.ñ36 Die Selektierung der 

fortschrittlichen Elemente zeigte sich auf verschiedenen Gebieten: Stilelemente der 

Klassik wurden im Sozialistischen Realismus aufgenommen und schlugen sich in der 

Kunst oder Architektur nieder; die Geschichte Preußens wurde gefiltert und die 

Protagonisten der preußischen Reformen Scharnhorst, Yorck, etc. wurden in die 

Traditionslinie der DDR eingereiht; in der Denkmalpflege wurden die Bauten des 

Klassizismus vornehmlich restauriert und teilweise von barocken und der 

Rokokoepoche  zugehörenden Elementen Ăgesªubertñ. Die Erberezeption diente 

zukünftig dazu die Legitimation der neuen Geschichtsinterpretation zu stützen und 

den daraus resultierenden Herrschaftsanspruch der SED zu legitimieren. Noch im 

Jahre 1985 lautete die Definition von Erbe und Tradition: ĂUnter Erbe wird von den 

Historikern der DDR die in sich widersprüchliche Gesamtheit des Geschichtlichen als 

Voraussetzung für Aufbau und Gestaltung des Sozialismus sowie als Substanz 

geschichtlichen Denkens und Bewusstseins verstanden. Als Tradition wird dagegen 

das bewusst zu pflegende, nach klassenmäßigen und ideologischen 

Gesichtspunkten ausgewählte historische Erbgut begriffen: die Progressiven 

demokratischen und humanistischen sowie die revolutionären Traditionen, 

insbesondere der Arbeiterbewegung.ñ37 
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2.1. Sozialistischer Realismus 

 

Der Sozialistischer Realismus wurde 1932 als maßgebende Doktrin in der Bildenden 

Kunst, Literatur und Musik von der KPdSU in der Sowjetunion eingeführt. 

Zu Beginn der zwanziger Jahre gab es in Russland vor allem zwei Strömungen, die 

in der Architektur führend waren: der  Rationalismus und der Konstruktivismus. Die 

Anhänger des Rationalismus vereinigten sich zunächst in kleinen Werkgruppen und 

später zu der Assoziation neuer Architekten (ASNOWA) in Moskau. Zu den Künstlern 

gehörten u.a. Nikolai Ladowski, Wladimir Krinski und Wiktor Balichin. Der 

Konstruktivismus zählte zur politisch linken Kunst in Russland. 1925 schlossen sich 

die Architekten dieser Bewegung zur Gesellschaft moderner Architekten (OSA) 

zusammen. Beide Strömungen legten ihre Visionen und Ziele in Manifesten fest und 

versuchten über eigene Publikationen ihren Einfluss zu vergrößern. Trotz der 

unterschiedlichen ästhetischen Ausrichtung gab es für beide großen 

Architekturrichtungen und anderen Avantgardekünstlern ein gemeinsames Ziel: die 

Umgestaltung der Welt, des Lebens, mit Hilfe künstlerischer Möglichkeiten. Kunst 

war nicht mehr eine Form des ästhetischen Ausdrucks, sondern Kunst war das 

Leben selbst.38 Mit diesem Credo versuchten die russischen und ausländischen 

Architekten die politischen Veränderungen in der Sowjetunion mitzugestalten. Dabei 

ging es nicht um die Teilhabe an der Macht, sondern um die Teilnahme am 

revolutionären Prozess. Der Staat erhielt seine Legitimation aus den politischen 

Erneuerungen, die sich nicht zuletzt in den Werken der Architekten der OSA 

widerspiegelten.39 

Die Synthese von politischer und kultureller Utopie blieb bis Anfang der dreißiger 

Jahre in der Sowjetunion bestehen. In der Periode des ersten Fünfjahresplanes 

zwischen 1928 und 1933 fand eine Art gegenseitiger Befruchtung zwischen 

kommunistischer Politik und avantgardistischer Kultur statt. Die Kunst mischte sich in 

das Leben ein: man versuchte, mittels einer Umsetzung der politischen Ziele die 
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 Vgl. J. Ortega Y Gasset,  zitiert bei W. Polewoi: Realien, Utopien und Chimären in der Kunst des 20. 
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Entwicklung der Industrialisierung, aber auch der künstlerischen Möglichkeiten, zu 

forcieren.  

 

Die Stalinistische Architektur  fiel in eine Zeit, in der sich die Baukunst der Moderne 

in Amerika, Europa und auch Russland etabliert hatte. Das Jahr 1934 leitete das 

Ende der Avantgarde in der Sowjetunion ein. In diesem Jahr wurden auf dem ersten 

Allunionskongress der Schriftsteller die Weichen für die Zentralisierung in der Kultur 

und die Übernahme der OSA  als maßgebliche Doktrin gestellt. Von der Literatur 

ausgehend, wurde dieses Prinzip auf die anderen Kultursparten, wie die Architektur 

übertragen. Da die einzelnen Architektengruppen für die Partei schwer erreichbar 

waren, traten an deren Stelle gleichgeschaltete Standesverbände, wie z. B. der 

Verband Sowjetischer Architekten (SSA).  

Hinter der Indienstnahme der Architekten durch die Politik steckte der Glaube von 

der absoluten Plan- und Lenkbarkeit gesellschaftlicher Prozesse im Sinne der 

marxistisch - leninistischen Ideologie. Die Vorstellung, eine politische Idee in Form 

einer Stadt erlebbar und sichtbar zu machen, ging von der Vision eines verbesserten 

Zusammenlebens in einer sozialistischen Gesellschaft aus. Das Ideal einer Stadt 

sollte zum Vorboten der Erfüllung von politischen und sozialen Utopien werden.  

Helen Rosenau definiert den Begriff der Idealstadt in Bezug auf die 

gesellschaftspolitische Intention: Ă [...] an ideal city represents a religious vision, or a 

secular view, in which social consciousness of the needs of the population is allied 

with a harmonious conception of artistic unity ... the most striking deature the ideal 

images have in common: they are based on a believe in betterment, either on this 

earth or in the hereafterñ.40 Rosenau geht in ihrem Ansatz nicht von einer rein 

materiellen Analyse aus, sondern benennt die Verbindung von gesellschaftlicher 

Vision und künstlerischem Ausdruck als Definition der Idealstadt. Hanno-Wolfgang 

Kruft beruft sich auf Rosenau und fasst die Prªmissen zusammen: ĂUtopie, 

ästhetische Reflexion und urbanistische Umsetzung müssen zusammentreten, wenn 

man von einer óIdealstadtô sprechen soll.ñ41 

Das Motiv der idealen Stadt in der Ära Stalins drängte die über ein Jahrzehnt 

wirkenden avantgardistischen Strömungen beiseite. Der Beschluss des 
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 H. Rosenau zitiert in: H.-W. Kruft: Städte in Utopia. Die Idealstadt vom 15. bis 18. Jahrhundert zwischen 
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Zentralkommitees (ZK) der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU) über 

die Umgestaltung der literarisch - künstlerischen Organisationen vom 23. April 1932 

leitete die Zentralisierung und damit eine größere Einflussnahme auf alle kulturellen 

Sparten ein. Mit der ĂEntfremdung von den politischen Aufgaben der Gegenwartñ42 

wurde auch die mangelnde Politisierung der Kunstschaffenden kritisiert. Die KPdSU 

beschloss eine Selektion unter den Künstlern in der Sowjetunion, die am Beispiel der 

Schriftsteller und analog auch in den anderen Kunstgattungen, durchzuführen war. 

Das setzte die Liquidierung der vorherigen Organisationen voraus und führte zur 

Unterstützung der Künstler, die am sozialistischen Aufbau mitwirkten.  

Die sozialistische Ideologie war die Basis für das künftige kulturelle Leben.43 Der 

Sozialismus war die Voraussetzung für das Fernziel des Kommunismus. Der Traum 

von der absoluten Gerechtigkeit und der Gleichheit der Menschen bildete den 

Parameter, der unter Stalin und seinen Nachfolgern die Architektur legitimieren 

würde. Die Absolutheit des Zieles war dort erkennbar, wo mit Vehemenz in 

bestehende Strukturen eingegriffen wurde und mit deutlicher Radikalität Richtlinien in 

Hinblick auf das zu erreichende Ziel durchgesetzt wurden. Die Polarisierung 

zwischen dem wahrhaftigen und falschen Weg spiegelte sich in dem 

kompromisslosen Verständnis von Kultur wider. 

Der rigide Eingriff in die Architekturdebatte fand nicht zufällig mit Beginn des zweiten 

Fünfjahresplanes statt. Die quantitativen Zielsetzungen des ersten Fünfjahresplanes 

hatten zwar die Industrialisierung und Kollektivierung des Landes in Gang gebracht, 

dennoch war die Versorgung der Menschen in weiten Teilen des Landes nicht 

gewährleistet. Der KPdSU mangelte es an sichtbaren qualitativen Erfolgen. Der 

technische Fortschritt schien nicht allein geeignet, um die märchenhafte Vision des 

Kommunismus zu repräsentieren. Die Umsetzung der neuen Kulturdoktrin in Struktur 

und Aussage war Bestandteil der allgemeinen Kaderverwaltung und Folge einer 

Ăantiverbalenñ44 Kultur der Avantgarde, die durch ihre reduzierte Form zwar die 

künstlerische Identifikation mit den sozialistischen Ideen trug, aber diese nicht auf die 

kollektive Masse zu übertragen vermochte. Das sozialistische Engagement der 
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 Beschluss der KPdSU vom 23. April 1923, in: H.-J. Lieber/ K.-H. Ruffmann (Hrsg.): Der Sowjetkommunismus. 
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Avantgardisten war nicht mehr ausreichend. Der Sozialistische Realismus wurde in 

allen kulturellen Sparten verpflichtend und zog einen Schlussstrich unter die 

rationalistischen und konstruktivistischen Tendenzen der zwanziger Jahre.  

 

Welche Bedeutung hatte der Sozialistische Realismus in der Architektur der Stalin-

Ära? Zunächst einmal beinhaltete er eine direkte Form von Zensur, die unter 

Berücksichtigung der Ideologie des Marxismus-Leninismus eine ästhetische 

Auseinandersetzung vermied. Das eindeutige politische Ziel erforderte eine ebenso 

eindeutige Widerspiegelung des Weges.45 ĂDie Kunst des sozialistischen Realismus 

soll das Leben in seiner revolutionären Entwicklung zeigen und national in der Form 

und sozialistisch im Inhalt sein.ñ46 Dieser stalinschen Definition unterlag auch die 

neue Architektur. Gesucht wurde eine Architektur, die in der Lage war, sich den 

Eigenarten der gesellschaftlichen Entwicklung anzupassen.  

Hans-Jürgen Drengenberg beschreibt die Normen des Sozialistischen Realismus, 

die in keiner greifbaren Form in der Bildenden Kunst der Stalinzeit festgelegt 

wurden.47 Nach Drengenberg kristallisieren sich jedoch die drei Hauptforderungen 

Parteilichkeit, Volkstümlichkeit und Typik heraus, die im Folgenden beschrieben 

werden sollen. 

 

Parteilichkeit 

Laut Kommunistischem Manifest von Karl Marx und Friedrich Engels war die 

Unabhängigkeit der Kunst erst in der klassenlosen Gesellschaft möglich. Unter 

Wladimir I. Lenin wurde die Parteilichkeit in der Literatur und nachfolgend in allen 

anderen Kultursparten als unerlässliches Kampfmittel und als eine der Hauptaufgabe 

in der ideologischen Arbeit der Partei angesehen.48 In seinem Aufsatz 

Parteiorganisation und Parteiliteratur ging Lenin 1905 auf das Thema Freiheit in 

Presse und Literatur ein. Er kam zu dem Schluss, dass die Literatur ĂParteiliteraturñ 

werden m¿sse. ĂIm Gegensatz zu den b¿rgerlichen Sitten, im Gegensatz zur 
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 Mit dem Begriff óeindeutige Widerspiegelungô war nicht ausgeschlossen, dass auch Widerspr¿chlichkeiten in 
der Architektur möglich waren. Auf dieses Thema geht Boris Groys in einem Aufsatz von 1994 ein und soll an 
späterer Stelle diskutiert werden. 
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 Architektura SSSR, Nr. 4/ Moskau 1936; 
Stalin hat die Formulierung ĂNational in der Form, sozialistisch im Inhaltñ von Lenin ¿bernommen. 
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 H.-J. Drengenberg: Die Politik gegenüber den bildenden Künsten,  in: O. Anweiler/ K.-H. Ruffmann (Hrsg.): 
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 Vgl., W. Gorbunow: Lenin und die sozialistische Kultur. Berlin 1974, S. 75 
 



28 
 

bürgerlichen Unternehmer- und Krämerpresse, im Gegensatz zum bürgerlichen 

Karrierismus und Individualismus in der Literatur, zum óEdelanarchismusô und zur 

Jagd nach Gewinn, muss das sozialistische Proletariat das Prinzip der Parteiliteratur 

aufstellen, dieses Prinzip entwickeln und es möglichst vollständig und einheitlich 

verwirklichen.ñ49 Mit einer Analogie, in der Lenin die literarische Tätigkeit im Land mit 

ĂRªdchen und Schraubenñ verglich, machte er deutlich, dass die Literatur Teil der 

āproletarischen Sacheô sei und deren Funktion Ăvom organisierten sozialistischen 

Proletariat verfolgt und kontrolliert werdenñ m¿sse.50 

Parteilichkeit wurde nicht als Einschränkung der Kultur, sondern als Bedingung für 

die Ăwahre Freiheit des k¿nstlerischen und wissenschaftlichen Schaffensñ51 

angesehen. Die Kunstschaffenden erhielten den Auftrag, aktiv an den 

gesellschaftlichen Veränderungen mitzuwirken.52 Der Kulturfunktionär Alexei A. 

Shdanow benutzte auf dem ersten Schriftstellerkongress 1934 in Bezug auf die 

Literatur den Begriff Ătendenziºsñ.53 In seinen Ausführungen erteilte er der 

unpolitischen Kunst eine Absage und forderte für die Epoche des Klassenkampfes 

eine politische Literatur, die eine klare Aussage zur Arbeiterklasse mache. 

 

Volkstümlichkeit 

Drengenberg ordnet der Volkstümlichkeit die Begriffe Volksverständlichkeit und 

Volksverbundenheit zu. Die Volksverständlichkeit diente dazu, eine Anpassung des 

künstlerischen Niveaus an eine allgemeinverständliche Basis bzw. eine Anhebung 

des Kunstverständnisses in der Bevölkerung zu erreichen. Diese Angleichung 

brachte eine Einschränkung und Niveaureduzierung der künstlerischen 

Möglichkeiten mit sich.54  

Das Prinzip der Volkstümlichkeit sollte die Solidarität mit der Bevölkerung erwirken 

(Volksverbundenheit). Die Formel ĂNational in der Form, sozialistisch im Inhaltñ stand 

retardierend im Verhªltnis zur Marxschen ¦berzeugung, Ăgleiche sozialºkonomische 
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 Gorbunow, a.a.O., S. 76 
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Bedingungen m¿ssen entsprechende k¿nstlerische Entwicklungen zeitigenñ.55 Im 

Vielvölkerstaat Sowjetunion ermöglichte der Sozialistische Realismus unter Berufung 

auf die Folklore vielen Künstlern Mittel anzuwenden, die ansonsten unter das Edikt 

des Formalismus gefallen wären.  

 

Typik 

Die Forderung nach der Typik stand nach Drengenberg in Verbindung mit einer 

Definition von Wirklichkeit im dialektischen Sinne. Wirklichkeit im Sozialistischen 

Realismus meinte nicht die objektive Abbildung des tatsächlichen Geschehens, 

sondern die Etablierung der Gegenwart in einen revolutionären Prozess, der sich an 

den Zielen in der Zukunft orientiert. Drengenberg spricht von einer Wirklichkeitstreue 

im Sinne der Leninistischen Parteidoktrin.56 Shdanow formulierte die Aufgaben der 

Literatur auf dem ersten Schriftstellerkongress in der UdSSR 1934: Schriftsteller sein 

ĂheiÇt erstens das Leben zu kennen, um es in den künstlerischen Werken 

wahrheitsgetreu darzustellen, [...] nicht einfach als óobjektive Wahrheitô, sondern als 

die Wirklichkeit in ihrer revolutionªren Entwicklungñ57. Die Definition des 

Sozialistischen Realismus war nach Shdanow in der erzieherischen Funktion 

begr¿ndet. Die werktªtigen Menschen sollten Ăim Geiste des Sozialismus 

ideologischñ58 umgeformt werden.  

Das Merkmal der Typik kann nicht nur in Bezug auf eine Zukunftsvision, sondern 

auch für Elemente aus der Vergangenheit angewendet werden. Drengenberg spricht 

von einer ĂGeschichtsklitterungñ59 in der Kunst. Geschichtsklitterung wurde 

unmittelbar mit den Zielen des Sozialismus verbunden und auf dessen Grundlage 

interpretiert. Ein Beispiel dafür ist die Darstellung Stalins als engsten Vertrauten 

Lenins während der revolutionären Ereignisse 1917. 

Thomas Christ kommt zu ähnlichen Erkenntnissen wie Drengenberg. Für ihn ist der 

Sozialistische Realismus durch folgende Merkmale gekennzeichnet: 

Volksverständlichkeit (Ăanordnest'ñ), Erkennbarkeit der ethnischen Vielfalt der UdSSR 

im Klassenbewusstsein (Ăklassenlosóñ), Parteilichkeit (Ăpartiinostóñ) und des Typischen 

                                                
55

 Ebd., S. 287 
 
56

 Vgl. Drengenberg, a.a.O., S. 287 
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(Ătipitschnostóñ). Sie entsprechen im Wesentlichen den Einteilungen Drengenbergs, 

wobei dieser Ănaradnostóñ und Ăklassonostóñ in dem Begriff Volkstümlichkeit vereint. 

Dazu nennt Christ noch den Aspekt der narrativen Ideenhaftigkeit (Ăideinostóñ), die f¿r 

den Sozialistischen Realismus in der Architektur von Bedeutung war, weil sie als 

verbales Merkmal in Wandgemälden und Skulpturen umgesetzt wurde. 

Lassen sich die Merkmale des Sozialistischen Realismus in der Kunst auf die 

Architektur übertragen?  

Sicherlich war die Parteitreue als Merkmal des Sozialistischen Realismus in der 

Architektur nicht so unmittelbar ablesbar wie in der Bildenden Kunst und Literatur. 

Beide Kunstformen haben eine direktere Aussagekraft. Das Kennzeichen Parteitreue 

zeigte sich in der Anerkennung der ästhetischen Richtlinien der Partei als 

unumstrittene Größe. In der Architektur implizierte das die direkte Verherrlichung des 

Sozialismus am Beispiel einzelner Bauten. Dabei kam den Gedenkbauten oder 

monumentalen Statuen (Palast der Sowjets, Statue auf dem Platz vor dem 

Haupteingang der Allunions-Landwirtschaftsausstellung etc.) eine besondere 

Bedeutung zu. In der Synthese mit anderen Kunstsparten wie der Bildhauerei oder 

Malerei erlangte die Architektur eine Art der Verbalität, durch die eindeutige 

Aussagen getroffen werden konnten, die sich dem Niveau einer breiten Masse 

anpassten. Die nationale Form und der sozialistische Inhalt wurden durch die 

Verbalität in der Architektur ergänzt. Die Ziele des Sozialismus konnten, ähnlich wie 

in der Literatur und der Kunst, direkt vermittelt werden. Boris Groys schreibt, dass die 

Idee des Sozialistischen Realismus zunächst Ăeine auf der ästhetischen Ebene 

pluralistische Haltungñ und demzufolge eine ĂLiberalisierung der k¿nstlerischen 

Zensurñ60 erwarten ließ. Dennoch kommt Groys zu dem Schluss, dass die Realität 

das Gegenteil bewiesen hat. Durch die vielfältige Auslegbarkeit ermöglichte der 

Sozialistische Realismus der KPdSU ein geeignetes Lenkungsinstrument, das unter 

Berufung auf eine maßgebliche Doktrin in viele Richtungen agieren konnte.  

Die verbale Architektur des Sozialistischen Realismus, die mit einer Begrenzung der 

Stilmittel den Sieg des Kommunismus bereits in der Gegenwart verkünden sollte, 

ersetzte die Architektur der Moderne mit ihren pluralistischen Ausdrucksformen. 

Diese Niveaureduzierung stand im Gegensatz zu den Aussagen und Vorgaben der 

KPdSU, die eine Ăhochqualitative Projektierung, [...] hochqualitative Auswahl und 
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Vergabe der Projekteñ sowie ñdas genauso hochqualitative Bauenñ. vorsahen.61 Die 

Anforderungen waren so hoch, dass sie von den Architekten nicht erfüllt werden 

konnten. Aber gerade der absolute Einsatz  für den Aufbau des Sozialismus war ein 

Merkmal der Parteitreue. Die Kritik orientierte sich bei ihren Beurteilungen an der 

subjektiven Einstellung der Baukünstler gegenüber den sozialistischen Zielen. Damit 

war eine Unterscheidung von parteitreuen und klassenfeindlichen Architekten 

auszumachen.  

Neben dieser direkten Form der Parteitreue waren die Architekten dafür 

verantwortlich, die Wahrhaftigkeit des politischen Zieles in einer Ăwahrhaftigen 

Architekturñ62 zu reflektieren. Dieser Begriff, der von Karo Alabjan 1936 in der 

Zeitschrift Architektura SSSR (Architektur der UdSSR) verwendet wurde, deckt sich 

mit der Definition von Wirklichkeit bei Drengenberg. Anhand der Ausführungen 

Alabjans wird deutlich, wie eine Art Verschmelzung von Vergangenheit und 

Zukunftsvision stattfand. Am Beispiel der Architektur Pompejis beschrieb Alabjan, 

welche Bedeutung die Parole von der Wahrhaftigkeit in der Architektur hat: beim 

Betreten eines normalen Wohnhauses dieser Zeit erfuhr man, dass Ăalles vom Leben 

bedingt, alles im engen Zusammenhang mit der Weltanschauung des damaligen 

Menschen und f¿r den Menschen gemachtñ63 worden war. Alabjan transportierte ein 

selektives Element aus der Geschichte und verband es mit den Zielen der 

sozialistischen Gesellschaft. Wahrhaftigkeit bedeutete sowohl die direkte Koppelung 

von Architektur und Leben, als auch das augenscheinliche Eindringen einer 

superlativen Ideologie in alle Lebensbereiche. 

Der Rückgriff auf eine alte Kulturepoche war mehr als nur die Wiederbelebung eines 

ästhetischen Fragmentes. Hier verband sich deutlich, was Kruft in seiner Formel zur 

Idealstadt formuliert: die Utopie des Kommunismus, die ästhetische Reflexion in 

Form des Sozialistischen Realismus mündeten in der urbanistischen Umsetzung des 

Historismus in seiner hauptsächlich neoklassizistischen Version.  

Der Sozialistische Realismus in der Stalinistischen Architektur brachte, ebenso wie in 

der Literatur und der Kunst, überprüfbare Normen hervor, die Drengenberg mit den 

Begriffen Parteilichkeit, Volkstümlichkeit und Typik bezeichnet. Dennoch traten in der 

Stalinistischen Architektur Widersprüche auf, die Groys in seiner Analyse beschreibt. 
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Er betont, dass die Strategien der Stalin-Zeit -und dazu rechnet er auch die 

Architektur- dem Diktat des dialektischen und historischen Materialismus 

unterlagen.64 Was in der gegenwärtigen Analyse der Stalinistischen Architektur als 

gezielte Widersprüchlichkeit erscheint und den Eindruck erweckt, die Ansprüche an 

die Architekten wªren Ăzu paradoxñ gewesen, Ăum ¿berhaupt erf¿llt werden zu 

kºnnenñ65, stimmte mit den Grundpositionen der marxistischen Philosophie überein. 

Denn die Gesetzmäßigkeit der Einheit und des Kampfes der Gegensätze spiegelte 

sich in dem Fazit des Ălogischen Widerspruchesñ.66 Sie war Abbild des 

sozialistischen Lebens und somit wahrhaftig: ĂWenn im āb¿rgerlichenô Denken der 

innere Widerspruch in einer Beweisführung als Zeichen des Mangels dieser 

Beweisf¿hrung verstanden wird, wird im āsozialistischenô, stalinistischen Denken 

umgekehrt das Fehlen des inneren Widerspruchs als fehlende Lebendigkeit, 

Wahrhaftigkeit und Kraft des Diskurses gewertet.ñ67  

Die Ablehnung der bürgerlichen Kultur, die in der stalinistischen Kulturkritik eng mit 

den Ausprägungen des Formalismus, Schematismus und Eklektizismus in 

Verbindung gebracht wurde, war keine Kritik an der ästhetischen Form, sondern eine 

Kritik an der Eindeutigkeit. 

Tatsächlich waren die Aufgaben, die an die Architekten gestellt wurden, kaum zu 

erf¿llen. Karo Alabjan konnte in seinem 1936 erschienenem Artikel ĂGegen 

Formalismus, Schematismus und Eklektizismusñ kein Beispiel vorweisen, das die 

Hauptmerkmale der sowjetischen Architektur implizierte. Das einzige Bauwerk, das 

er als Ăgute Arbeitñ68 bezeichnete, war die Moskauer Metro. Als Charakteristikum, 

das die Architektur von anderen Bauwerken unterschied, nannte er Ădie ideelle 

Zielbewusstheit und Ausrichtungñ69 der Konstruktion. Mit anderen Worten: eine 

Annäherung an die totalitären Vorgaben, die nur durch den Sozialismus in seiner 

Gesamtheit erreicht werden konnte. 

 

                                                
64

 Groys geht in seinen Ausführungen von der Definition des dialektischen und historischen Materialismus in 
seiner leninistisch-stalinistischen Deutung aus. Die größte Bedeutung misst er dem Gesetz der Einheit und des 
Kampfes der Gegensätze bei. 
 
65

 Groys, a.a.O., S.17 
 
66

 Ebd. 
 
67

 Ebd., S. 18 
 
68

 Alabjan, a.a.O., S. 24 
 
69

 Ebd. 



33 
 

3. Denkmalpflege in der DDR 

 

Die Denkmalpflege in Deutschland stand nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 

vor massiven Problemen, die sich aus der verheerenden Zerstörung der Städte, den 

strukturellen Veränderungen auf politischer und rechtlicher Ebene und aus den 

mangelnden personellen Kapazitäten ergab. Nach der Konferenz von Jalta im 

Februar 1945 wurde das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937 in sechs Teile 

gegliedert, den Ostgebieten unter sowjetischer und polnischer Verwaltung, dem 

Saarland als französisches Zoll- und Wirtschaftsgebiet und den vier 

Besatzungszonen, deren Länderverwaltungen mit Deutschen besetzt wurden. Eine 

Sonderregelung sah die Aufteilung Berlins in vier Sektoren unter Aufsicht der 

Besatzungsmächte vor. Diese strukturellen Veränderungen sorgten dafür, dass die 

ehemaligen Zuständigkeitsbereiche der Denkmalpflege zerstückelt wurden. In der 

SBZ richtete die SMAD mit Hilfe des Befehls Nr. 5 vom 9. Juli 1945 fünf Länder- bzw. 

Provinzverwaltungen ein. In Potsdam (Brandenburg), Dresden (Sachsen) und Halle 

(Sachsen-Anhalt) konnten die bestehenden Denkmalämter übernommen werden. 

Mecklenburg, das bis 1945 die Denkmalpflege über nebenberufliche Kräfte 

organisiert hatte, integrierte 1946 ein Landesamt für Denkmalpflege. Dort wurde 

auch 1947 ein Denkmalschutzgesetz erlassen. In Thüringen gründete man 1947 das 

Amt für Denkmalpflege und Naturschutz, nachdem es zuvor als Unterabteilung dem 

Thüringischen Ministerium für Volksbildung unterstellt worden war. Die Außenstelle 

Nord, die aus dem ehemaligen Amt des brandenburgischen Provinzialkonservators 

übernommen worden war, musste sein Tätigkeitsgebiet zunächst auf das Gebiet 

Mecklenburg und Vorpommern erweitern. Nach 1952 kam es durch die 

Umstrukturierung des Gebietes der DDR in Bezirke zu einer erneuten Aufteilung der 

Verwaltungsbereiche. Für das ehe-malige Land Brandenburg bedeutete das einen 

Verlust an denkmalreichen Regionen in den peripheren Bereichen.70 Mit dieser 

Verschiebung der Verwaltungsstrukturen wurde die Realisierung traditioneller 

Interessen der Ländereinheiten begrenzt.  

 

In der SBZ wurde die Denkmalpflege auf verschiedenen Ebenen des 

Verwaltungsapparates, aber auch in parteipolitischen Gremien der KPD/ SED 
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integriert. Der Aufbau einer funktionierenden Verwaltung verlief nicht in strukturierten 

Bahnen, sondern orientierte sich eher an aktuellen Notwendigkeiten. Berlin nahm 

dabei als ehemalige Reichshauptstadt und als Standort der Alliiertenkommandantur 

eine gesonderte Rolle ein. Am 2. Mai 1945 übernahm eine Gruppe von Exil-KPDlern 

unter der Leitung von Walter Ulbricht in Zusammenarbeit mit der SMAD den Aufbau 

des Verwaltungsapparates.71 Dabei bem¿hten sich die ĂSU-Kaderñ und deren 

zugeordneten sowjetischen Offiziere, Ădie Illusion einer demokratischen 

Verfahrensweise zu vermittelnñ.72 Im neu gegründeten Berliner Magistrat traten 

Mitglieder der Gruppe Ulbricht und andere Emigranten aus der Sowjetunion 

richtungsweisende Posten an. Ulbricht hatte eine eigene Strategie für die Besetzung 

wichtiger Schaltstellen entwickelt: ĂKommunisten als B¿rgermeister kºnnen wir nicht 

gebrauchen, höchstens im Wedding und in Friedrichshain. Die Bürgermeister sollen 

in den Arbeiterbezirken in der Regel Sozialdemokraten sein. In den bürgerlichen 

Vierteln [...] müssen wir an die Spitze einen bürgerlichen Mann stellen, einen der 

früher dem Zentrum, der Demokratischen oder Deutschen Volkspartei angehört hat. 

[...] Der erste Stellvertretende Bürgermeister, der Dezernent für Personalfragen und 

der Dezernent für Volksbildung ï das m¿ssen unsere Leute sein.ñ73 Somit wurde die 

Leitung des Amtes für Volksbildung mit Otto Winzer (KPD) besetzt, in dessen 

Ressort auch die Denkmalpflege fiel. Gleichzeitig hatte Hans Scharoun, der 

Dezernent für Bau- und Wohnungswesen, in seinem Ressort ein Amt für 

Denkmalpflege eingerichtet, das sich aber, wie die Praxis zeigen sollte, den 

Anweisungen des Amtes für Volksbildung beugen musste.74 1951 wurde das Amt für 

Denkmalpflege ganz der Abteilung Volksbildung angegliedert. Lediglich die 

städtebauliche und bauliche Betreuung verblieb beim Hauptamt Stadtplanung, die 

Durchführung der Arbeiten beim Hauptamt für Bauwesen. 

Nach dem SMAD-Befehl Nr. 5 folgte bald die Order für die Einrichtung von zunächst 

elf Zentralverwaltungen (Befehl Nr. 17 vom 27. Juli 1945), die in Anlehnung an die 

SMAD-Organe operierten. Sie umfassten das Verkehrswesen, das 

Nachrichtenwesen, die Brennstoffindustrie, den Handel und die Versorgung, die 
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Industrie, die Landwirtschaft, die Finanzen, die Arbeit und Sozialfürsorge, das 

Gesundheitswesen, die Volksbildung und die Justiz. An der Spitze der Verwaltungen 

standen Präsidenten, die von der SMAD eingesetzt wurden. Die KPD stellte die 

meisten Präsidenten. Die Leitung der Zentralverwaltung für Volksbildung übernahm 

Paul Wandel (KPD), der nach seiner Rückkehr aus der Sowjetunion, zunächst als 

Chefredakteur der Deutschen Volkszeitung gearbeitet hatte. Der promovierte 

Kunsthistoriker Gerhard Strauß stand der Abteilung Kunst und Literatur, Referat 

Bildende Kunst vor, das auch die Denkmalpflege beinhaltete.  

Eine länderübergreifende, einheitliche Gesetzgebung gab es in Deutschland nicht. 

Die Länder Mecklenburg, Brandenburg, Thüringen und Sachsen besaßen vor 1945 

eigene Landesverordnungen, die aber veraltet waren und erheblich voneinander 

abwichen. Der Versuch, eine verbindliche Struktur unter den einzelnen 

Denkmalämtern zu erreichen, um fachliche, rechtliche und theoretische Grundlagen 

zu schaffen, scheiterte 1946 beim ersten Treffen der Denkmalpfleger, das unter der 

Aufsicht der sowjetischen Administration stand. 

1948 kam es zum ersten und vorläufig letzten gesamtdeutschen 

Denkmalpflegetreffen in München. Deutliche Zeichen eines auseinanderfallenden 

Staates veranlassten die Teilnehmer über diese Situation nachzudenken. Georg Lill 

appellierte: Ă [...] wir m¿ssen alles versuchen, das, was scheinbar trennend zwischen 

uns steht, zu überbrücken, indem wir in ständiger Fühlung bleiben; so wird die 

Gefahr des AuseinanderreiÇens vermieden werden.ñ75 Diese Hoffnung Lills sollte 

angesichts der Gründung zweier deutscher Staaten Illusion bleiben. Die Teilung der 

Denkmalpflege blieb bis 1989 Realität.  

Die grundsätzliche Aufgabe der Nachkriegsdenkmalpflege bestand in der Auflistung 

des beschädigten und total zerstörten Kulturgutes oder in der Inventarisierung der 

bedeutendsten Denkmäler.76 Hans Berger beschreibt als Zeitzeuge, dass durch 

diese Tätigkeiten die Kontakte der Konservatoren untereinander enger wurden und 

es nach ihrer ersten gemeinsamen Arbeitsberatung 1950 auf dem Quedlingburger 
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Stiftsberg zu regelmäßigen Abstimmungen in Verwaltungsangelegenheiten kam. 

Theoretische Grundlagen oder methodische Fragen wurden weniger behandelt.77 

Das mag zum einen an der Zweitrangigkeit dieser Aspekte, aber auch auf das 

zurückhaltende Handeln der Konservatoren zurückzuführen sein. Das Verhältnis zur 

eigenen deutschen Geschichte war nach der Zeit des Nationalsozialismus schwierig 

geworden. Die Bewahrung von Traditionen und kulturellem Erbgut war negativ 

besetzt, sodass sich die Konservatoren sich mit ihren Meinungsäußerungen 

zurückhielten. Eine Ausnahme war Gerhard Strauß, der einen eindeutigen 

politischen Standpunkt auf den Tagungen vertrat, der jedoch nicht repräsentativ für 

die Ansichten der damals tätigen Denkmalpfleger schien. Peter Goralczyk schreibt: 

ĂSie widerspiegeln aber schon die Spannungen, unter denen Denkmalpflege in den 

Ländern der SBZ betrieben wurde, und sie zeigen den in der Zentralverwaltung 

schon stark vorhandenen Anpassungsdruck an parteipolitische Auffassungen der 

KPD/SED.ñ78 Diese Spannungen ergaben sich aus dem Auseinanderklaffen der 

ideologischen Vorgaben und der praktischen Arbeit der Denkmalpflege. Während die 

Mitarbeiter in den Ämtern für Denkmalpflege die Flut an Arbeit nicht bewältigen 

konnten, wurde seit 1951 in den höheren politischen Ebenen zunehmend der 

gesellschaftspolitische Nutzen der Denkmalpflege debattiert. Das zeigte sich deutlich 

in der Auseinandersetzung über eine neue Gesetzgebung zum Schutz der 

Denkmäler. Gerhard Strauß und der Ministerialrat Wolf Schubert wurden im Juni auf 

der Konferenz der Abteilungsleiter für Kunst und Literatur in den 

Volksbildungsministerien der SBZ mit der Ausarbeitung eines Entwurfs für ein 

Gesetz zum Schutz der Denkmale der Kultur und Natur beauftragt, das für alle 

Länder gelten sollte. Schuberts Entwurf, der im September vorlag, wurde von Strauß 

noch einmal ¿berarbeitet. StrauÇ bemªngelte die fehlende Ăgeistige Zielsetzungñ. 

Schubert sªhe die Kulturpflege Ăals reine Fachaufgabeñ an. Auch in späteren 

Ausf¿hrungen betonte StrauÇ mehrmals, dass eine rein Ătechnischeñ Behandlung der 

Denkmªler Ăohne die unerlªsslich notwendige Ber¿cksichtigung ideologischer 

Gesichtspunkteñ verheerende Folge habe.ñ79 ĂEbenso fehlte die Verpflichtung zur 
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erzieherischen Auswertung der durch die Kulturpflege bekannt werdenden 

historischen Tatbestªnde.ñ80  

Oberste Instanz der Denkmalpflege sollte laut Strauß der Minister für Volksbildung, 

Kunst und Wissenschaft sein, der auf dem Verordnungswege notwendige 

Veranlassungen treffen konnte und in Zweifelsfällen die entscheidende Instanz war. 

Ihm sollte ein Landespfleger unterstellt werden. ĂDie Einrichtung dieser Instanz 

erscheint notwendig, da nur durch sie eine volle ideologische und erzieherische 

Auswertung des Kultur- und Naturschutzes gewªhrleistet ist.ñ81 Eine ministerielle 

Gewalt konnte den Interessen des Denkmalschutzes das notwendige Schwergewicht 

verleihen.82  

 

Ohne eine klare Aussicht, in welche Richtung die Deutschlandpolitik der Alliierten 

weitergehen sollte und welche städtebaulichen Konzeptionen den zerstörten Orten 

zugrunde liegen würde, war es nicht möglich, eine einheitliche gesetzliche Grundlage 

für die deutschen Länder zu verabschieden. Bisher hatte sich die Arbeit der 

Denkmalpfleger aus finanziellen Gründen auf die Ausführung kleinerer 

Instandsetzungsarbeiten und dringend notwendiger Sicherungsmaßnahmen 

beschränkt. Es fehlten klare Richtlinien und eine koordinierte Zusammenarbeit der 

am Denkmalschutz beteiligten Ressorts. 

Nach der Gründung der DDR ergab sich eine neue rechtliche Grundlage für die 

Denkmalpflege. In Artikel 34 der Verfassung der DDR von 1949 wurde verankert, 

dass der Staat an der Pflege von Kunst, Wissenschaft und Lehre teilnimmt und 

dessen Schutz gewährleistet. Artikel 37 wies auf die Bedeutung des kulturellen Erbes 

für die humanistische Erziehung der Jugendlichen hin.  

An der Umsetzung dieser Gesetze waren in Hinblick auf die Denkmalpflege 

unterschiedliche Organisationen beteiligt. Die 1951 gegründete Bauakademie83 

übernahm mit dem Institut für Theorie und Geschichte der Baukunst die 

gutachterlichten, wissenschaftlichen und beratenden Aufgaben. Für die 

administrative Denkmalpflege war die SKK zuständig, die von der Regierung am 12. 

Juli 1951 eingesetzt wurde, um die ĂEntwicklung einer fortschrittlichen deutschen 

                                                
80

 Ebd. 
 
81

 Ebd. 
 
82

 Vgl. ebd. 
 
83

 Vgl. Teil  2/ 4.1. 
 



38 
 

Kultur entschieden weiterzuführen, das kulturelle Schaffen zur reichen Entfaltung zu 

bringen und die Qualitªt der k¿nstlerischen Leistungen stªndig zu erhºhen.ñ84 Für die 

Koordinierung der denkmalpflegerischen Maßnahmen wurde in der SKK eine 

Kommission eingerichtet.  

Durch die Sechzehn Grundsätze des Städtebaus, die die Regierung der DDR am 27. 

Juli 1950 beschloss und das Aufbaugesetz vom 6. September 1950, fiel die 

Denkmalpflege auch in den Zuständigkeitsbereich des Ministeriums für Aufbau.85 Auf 

der Basis dieser Gesetze erließ das Ministerium für Aufbau in Zusammenarbeit mit 

der SKK am 15. Juli 1953  ĂRichtlinien f¿r die Beurteilung und stªdtebauliche 

Einordnung von Bau-, Kultur- und Naturdenkmalen in das Stadt- und Dorfbildñ. Sie 

bildete die Grundlage für eine Denkmalkartei. 

Mit der Integrierung der Denkmalpflege in die Hauptabteilung Kunst der SKK begann 

analog zum planmäßigen Aufbau des Sozialismus, der auf dem II. Parteitag der SED 

1947 beschlossen worden war, die planmäßige Pflege und Erhaltung des deutschen 

Kulturgutes in der DDR. Im Zuge der Einführung einer sozialistischen Kulturdoktrin 

versuchte die SED die Denkmalpflege als Teil eines sozialistischen 

Umerziehungsprozesses zu etablieren. Im ĂKampf gegen den Formalismusñ, der auf 

dem III. Parteitag 1950 beschlossen wurde, fand eine Selektierung der wesentlichen 

Aufgaben in der Denkmalpflege statt. Unter dem Stichwort ĂDenkmalpflege und 

Herausarbeitung der fortschrittlichen Traditionen der deutschen Kunstñ sah der 

Arbeitsplan der SKK für das Jahr 1952 die Aufstellung eines Verzeichnisses der 

nationalen Kulturstätten, hervorragenden Kulturdenkmäler, VVN-Gedenkstätten, 

Denkmale f¿r die Gefallenen der Sowjetarmeeñ vor.86 Besonders hervorgehoben 

wurden die Gedenkstätten der Arbeiterbewegung. Durch eine Popularisierung der 

Kulturdenkmäler sollte der Wandel vom Denkmal einer bisher privilegierten 

Nutzerschicht hin zum Denkmal als Volkseigentum vollzogen werden.  Dennoch 

wurde in der  ĂVerordnung zur Erhaltung und Pflege der nationalen Kulturdenkmaleñ, 

die am 26. Juli 1952 in der Wartburg beschlossen wurde, einen umfassenderen 

Denkmalbegriff vor. In der Präambel hieß es:  
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ĂDas kulturelle Erbe des Deutschen Volkes umfasst kostbare Werke der 

Kunst, die durch ihre Schönheit und Wahrhaftigkeit Zeugnis für die 

schöpferische Kraft der Volksmassen ablegen. Dieses Erbe zu 

erhalten, zu pflegen und den breiten Massen unseres Volkes 

zugänglich zu machen, gehört zu den wichtigen kulturellen Aufgaben 

der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik. Die 

Aneignung des kulturellen Erbes ist Sache des ganzen Volkes, das sich 

gegen alle Versuche böswilliger oder fahrlässiger Zerstörung von 

Kulturdenkmªlern mit der Strenge des Gesetzes wendet.ñ 

 

Die Verordnung lehnte sich an das ĂSªchsische Heimatschutzgesetzñ vom 22. 

Januar 1934 an. Die Ăgeistige Zielsetzungñ, die StrauÇ 1947 f¿r die 

Denkmalschutzverordnung gefordert hatte, war noch nicht zu erkennen. Auch 

Paragraph 1, der den Denkmalbegriff definierte, ging nicht auf ideologische 

Gesichtspunkte ein, sondern nannte ein allgemeines öffentliches Interesse als 

Bedingung für eine Unterschutzstellung: 

 

ĂDenkmale im Sinne dieser Verordnung sind alle charakteristischen 

Zeugnisse der kulturellen Entwicklung unseres Volkes, deren Erhaltung 

wegen ihrer künstlerischen, wissenschaftlichen oder geschichtlichen 

Bedeutung im ºffentlichen Interesse liegt.ñ 

 

Die Denkmalschutzverordnung war noch auf die Länderstruktur der SBZ 

ausgerichtet. Oberste aufsichtsführende Dienststelle bildete die SKK, die von einer 

zentralen Fachkommission beraten wurde. Die praktische Arbeit übernahmen die 

Landesdenkmalämter: 

 

ĂÄ 5  

Die Landesämter für Denkmalpflege haben 

a) über die Denkmale im Lande zu wachen, durch Beratungen und 

Anordnungen dafür zu sorgen, dass sie sachgemäß gepflegt, -soweit 

nötig- instand gesetzt oder vor Beschädigung geschützt werden. 
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b) Für die Feststellung und Sicherung der Denkmale im Lande zu sorgen, 

die Denkmallisten zu führen und die Denkmale der Erziehung und 

Bildung des Volkes dienstbar zu machen. 

c) Die Landesämter für Denkmalpflege werden vom Landeskonservator 

geleitet.ñ 

 

Berlin bildete unter allen Bezirken eine Ausnahme. Die Stadt unterlag weder den 

gesetzlichen Bestimmungen noch unterstand die Berliner Denkmalpflege der SKK. 

Aufgrund des besonderen Rechtsstatusses galt in Groß-Berlin die rechtliche 

Bauordnung vom 9. November 1929, eine spezielle Satzung zum Schutze der 

Straße Unter den Linden vom November 1949 sowie eine Satzung über die 

Gestaltung der Dorfauen vom 18. September 1933. Seit August 1952 fanden 

Verhandlungen über die gesetzliche Regelung für Groß-Berlin statt. Dabei wurde 

eine Denkmalkommission gebildet, die sich aus Vertretern des Magistrats, der SKK, 

des Museums für Deutsche Geschichte, des Amtes für Kirchenfragen, der vier 

Akademien, des Kulturbundes und der Freien Deutschen Jugend (FDJ) 

zusammensetzte. Nach wie vor waren die Entscheidungen der SKK vorbehalten. 

 

Am 31. Dezember 1952 löste die SKK die fünf Landesdenkmalämter auf. An ihre 

Stellen rückte das Institut für Denkmalpflege (IfD) mit Sitz in Berlin und drei 

Außenstellen. Die Außenstelle Nord war ebenfalls in Berlin untergebracht und 

umfasste die Bezirke Schwerin, Rostock, Neubrandenburg, Potsdam und Frankfurt. 

Zu der Außenstelle Südwest mit Sitz in Halle gehörten die Bezirke Halle, Magdeburg, 

Erfurt, Suhl und Gera. Das Gebiet Südost wurde von der Außenstelle in Dresden 

betreut. Dazu zählten die Bezirke Dresden, Leipzig, Cottbus und Chemnitz. Hans 

Berger beurteilt die Arbeit unter der neuen Denkmalschutzverordnung rückblickend, 

das heißt, auch im Vergleich zu den nachfolgenden Gesetzesgrundlagen: ĂWir haben 

gut mit ihr [Denkmalschutzverordnung, d.V.] leben können, da sie uns auch nach 

Aufhebung der Länder und Einführung der Bezirke (1954) als einzelnen Instituten für 

jeweils mehrere Bezirke noch genügend Freiraum beließ, unsere Tätigkeit in der seit 

1945 geübten Weise fortzusetzen, Freiraum z.B. bei der Auswahl der zu 

bearbeitenden Denkmale, bei der Vergabe der Beihilfemittel [...].ñ87 Diese Sichtweise 

der damals tätigen Konservatoren mag zutreffen. Es kann aber nicht übersehen 
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werden, dass der Entscheidungsfreiraum, den dieses Gesetz zuließ, über die 

ministerielle Ebene genutzt wurde, um Denkmäler zu beseitigen, die nicht in das 

geltende sozialistische städtebauliche Konzept passten. In Dresden wurde 1956 die 

Rampische Gasse gesprengt, um Raum für eine zentrale Aufmarschstraße für den 

Altmarkt zu schaffen. Ähnliches zeigte sich beim Umbau der Langen Straße in 

Rostock. Beispiele dafür finden sich in vielen Städten der DDR. Daneben stehen die 

Sprengungen vieler Gutshäuser und Schlösser, die auch nach der Zeit der rigorosen 

Sprengungen durch die SMAD vernichtet wurden, da sie nicht auf die Listen der zu 

erhaltenden Denkmäler gesetzt wurden.  

Im Gegensatz zur Denkmalschutzverordnung von 1952 hatte die Formulierung der 

Aufgaben des Institutes eine ideologische Ausrichtung und bereitete die theoretische 

Grundlage für eine selektive Denkmalpflege: 

 

ĂDie Aufgaben des Institutes bestehen in: 

1. Durch Forschung und Publikation an der kritischen Aneignung und 

Erschließung des nationalen Kulturerbes mitzuwirken. 

2. Die Grundlagen zu schaffen, dass die Denkmale für die patriotische 

Erziehung des deutschen Volkes erschlossen und ihm in Wort und 

Schrift zugänglich gemacht werden. 

3. Mitzuwirken an der Errichtung von neuen Denkmalen aus der 

Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung und des deutschen 

Volkes. [...]ñ88 

 

Die Beschlussvorlage für die Einrichtung des Zentralinstitutes wurde mehrfach 

überarbeitet, bis es 1955 zur Errichtung des Institutes kam. Elisabeth Hütter und 

Heinrich Magirus sehen in der Schwierigkeit der Stellenbesetzung den Grund für die 

langjªhrige Verzºgerung: ĂKeinen der āprogressiv-b¿rgerlichenô Konservatoren reizte 

es, die Position eines āGeneralkonservatorsô in Berlin, unstrittig auch damals schon 

eine Parteifunktion, zu ¿bernehmen.ñ89 Gerade dieser Posten schien aus 

parteipolitischer Sicht von großer Bedeutung. Das verdeutlicht ein Briefwechsel 

zwischen Prof. Dr. Dªhn und Alexander Abusch.: ĂDie gefªhrliche Situation der 
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Denkmalpflege macht es notwendig, sofort mit dem ZK darüber zu verhandeln, wer 

in Zukunft, und zwar ab sofort, als starker Genosse in Frage kommt, die Direktion 

des Institutes f¿r Denkmalpflege zu ¿bernehmen.ñ90 

Die Parteileitung erhoffte sich von dem obersten Konservator einwandfreies 

politisches Handeln, das sich auch in einer agitatorischen Arbeit in Westdeutschland 

nutzen ließ. Unter dem Vorwand eines wissenschaftlichen Austausches sollte das 

Institut politische Überzeugungsarbeit in sogenannten Patenhäusern in ganz Berlin 

leisten. Da 1955 die Zahl der Genossen unter den Institutsmitarbeitern noch immer 

sehr gering war, wurde das Institut auf Druck der Parteileitung gedrängt, politische 

Arbeit zu übernehmen. So verpflichtete sich die Belegschaft des Institutes für 

Denkmalpflege nach einer Parteisitzung der SED, die am 23. November 1955 in den 

Räumen des Institutes stattfand, diese Aufgabe anzunehmen. In der Entschließung 

heißt es: 

 

ĂDie Mitarbeiter des Institutes f¿r Denkmalpflege verpflichten sich 

deshalb: 

1.) Eine planmäßige und systematische Agitation in den Patenhäusern 

im demokratischen Sektor von Groß-Berlin und in Westberlin 

durchzuführen. 

2.) Bei allen Dienstreisen durch ein vorbildliches Staatsbewusstsein zur 

Stärkung unserer Deutschen Demokratischen Republik beizutragen. 

3.) Unter Berücksichtigung, dass gerade die Denkmalpflege im 

Rahmen der gesamtdeutschen Arbeit eine besondere Bedeutung 

hat, ihre Arbeit zu verbessern, insbesondere durch ein planmäßige 

Publikation, um dadurch beizutragen, das nationale Bewusstsein 

breiter Schichten der Bevölkerung zu stärken. 

4.) Den nationalen Gedenkstätten der deutschen Arbeiterbewegung 

und des antifaschistischen Widerstandskampfes unter der 

Hitlerdiktatur, ihrer großen politischen Bedeutung entsprechend, 

besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

5.) Durch eine bessere Arbeitsdisziplin und Arbeitsintensität den 

Staatsapparat zu festigen.ñ91 
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Als Staatskonservator und damit Leiter des Institutes wurde zunächst Heinz 

Mansfield  aus Schwerin von der SKK vorgeschlagen.  

Für die regionalen Denkmalämter brachte der Aufbau des Zentralinstitutes zunächst 

kaum Veränderungen mit sich, da es in der Hauptsache die Denkmäler von 

nationaler Bedeutung betreute. Die Umstrukturierung der Regionalämter zu 

fachwissenschaftlichen Einrichtungen des Zentralinstitutes erfolgte erst 1961, parallel 

zur Einführung der neuen ĂVerordnung ¿ber die Pflege und den Schutz der 

Denkmaleñ.  

Berlin nahm in Bezug auf die Zuständigkeitsbereiche der Denkmalpflege wieder eine 

gesonderte Rolle ein. Mit der Denkmalpflege in Berlin beschäftigten sich seit der 

Gründung des Institutes drei Stellen: 

 

a) das Institut für Denkmalpflege beim Ministerium für Kultur 

(Außenstelle Berlin) 

b) die Abteilung Denkmalpflege beim Chefarchitekten  

c) das Referat Denkmalpflege in der Abteilung Kultur des 

Magistrates 

 

Aufgrund eines Entschlusses des 25. Plenums des ZKs  der SED im Oktober 1955, 

der eine Umstrukturierung und Komprimierung der Arbeit des Staatsapparates 

vorsah, beauftragte die Abteilung Kultur den Leiter der Denkmalpflege Bodo Küttler 

mit der Entwicklung und dem Aufbau einer Ăder Stadt Berlin entsprechenden 

Denkmal-pflegeñ.92 Die daraufhin erarbeitete Konzeption ĂAufgaben und 

Wirkungsbereiche der Denkmalpflege in Groß-Berlinñ sah die Einrichtung eines 

Amtes für Denkmalpflege beim  Magistrat vor. Die stellvertretende Bürgermeisterin 

Johanna Blecha äußerte Bedenken gegen diese Veränderung, da dadurch  eine 

notwendige Verbindung zwischen dem Bauwesen und der Denkmalpflege fehlte: ĂIch 

bin der Meinung, dass die Mitwirkung des Chefarchitekten bei der Denkmalpflege, 

vor allen Dingen beim Aufbau, gesichert sein muss [...].ñ93 

                                                                                                                                                   
91

 BArch, DR 1/ 8028, Protokoll über die am 23. November 1955 durchgeführte öffentliche Parteiversammlung im 
Institut für Denkmalpflege 
 
92

 Landesarchiv Berlin (LAB), C-Rep 121/ 190, Brief von Krause an Blecha, 20. Februar 1956 
 
93

 LAB, C-Rep 120/ 2300, Brief von Blecha an Henselmann, 27. Juni 1956 
 



44 
 

Der Spagat zwischen ideologischer Doktrin und der Denkmalpflegepraxis blieb auch 

der SKK und dem Institut für Theorie und Geschichte der Baukunst nicht verborgen. 

1953 ordnete das Institut unter der Leitung von Dr. Hans Müther eine Untersuchung 

zur Verbesserung der Denkmalpflege an. Ziel war die Verbesserung der 

ideologischen, materiellen und administrativen Denkmalpraxis. Die allgemeine Kritik, 

die nach dem Erlass der Denkmalschutzverordnung aufkam, richtete sich gegen den 

Begriff des Ăºffentlichen Interessesñ, da es zu unklar definiert und nicht durch das 

Interesse der Partei, das die Interessen des Volkes vertrat, legitimiert sei.94 Auch in 

Müthers Untersuchungsergebnissen spiegelte sich dieser Punkt wider. Müther 

forderte die Überwindung der klassenbedingten Denkmalpflege, die sich auf den 

Erhalt von ĂObjekten der herrschenden Klasseñ konzentrierte.95 Die Denkmalpflege 

sollte aus ihrem engen Wirkungskreis befreit werden: ĂDie bisherige Denkmalpflege 

krankte oft daran, dass man die Werke der Baukunst museal erhalten wollte, dass 

man hºchstens ihre nªhere Umgebung mit unter Denkmalschutz stellte.ñ96  Müther 

sah eine Erweiterung der Aufgabenstellung in der Zusammenarbeit der 

Denkmalpflege mit dem Bauwesen: Ă[...] wir kºnnen auch die Denkmalpflege in allen 

diesen Fällen nicht getrennt von den übergeordneten Fragen der Gesamtplanung 

des Wiederaufbaues und der Neuentwicklung des charakteristischen Heimatbildes 

verwirklichen. [...] Anders ausgedrückt wird die neue architektonische und 

stªdtebauliche Gestaltung gleichzeitig zu einer denkmalpflegerischen Aufgabe.ñ97 Mit 

diesem Votum zeigte sich bereits in welche Richtung die Denkmalpflege gehen 

sollte. Nach dem III. Parteitag der SED am 24. Juli 1950 war der Städtebau zu einer 

der dringendsten Staatsziele erklärt worden. Die Denkmalpflege musste sich diesem 

Edikt im zunehmenden Maße beugen. In seiner Untersuchung formulierte Müther die 

Funktion der Denkmalpflege f¿r den sozialistischen Stªdtebau: ĂEine neue deutsche 

Architektur und Stadtbaukunst entstehen nicht losgelöst von dem großen nationalen 

Kulturerbe, sondern durch dessen Aufnahme und kritische Verarbeitung, nicht aber 

durch eklektische direkte ¦bernahme alter Bauformen.ñ98 Die Denkmalpflege hatte 
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für den Schulterschluss zwischen neuer sozialistischer Bauweise und der Erhaltung 

der dazu notwendigen Vorbilder zu sorgen. In dieser Konsequenz konnte die 

theoretische Vorgabe nicht umgesetzt werden. Das Auseinanderklaffen des 

ideologischen Überbaus und der praktischen Arbeit der Denkmalpflege wurde immer 

deutlicher.  

Nach der theoretischen Analyse von Müther folgte 1955 eine Überprüfung der 

Zusammenarbeit  der Räte in den Kreisen und der  Denkmalpflege durch das 

Hauptamt Bildende Kunst in der SKK: ĂIn den Kreisen, wo denkmalpflegerische 

Objekte vorhanden sind, arbeiten mit großem Interesse die ehrenamtlichen 

Vertrauensleute für Denkmalpflege, finden aber nicht die Anleitung von Seiten der 

Räte der Kreise, die kulturpolitisch im Interesse der Denkmalpflege in der DDR 

notwendig ist.ñ99 Die Kritik richtete sich gegen die Außenstellen des Institutes, die 

lediglich eine fachliche und keine ideologische Unterstützung anboten. Ein Großteil 

der Denkmalpfleger war noch nicht der Partei beigetreten und wurde als Ăb¿rgerlichñ 

eingeschätzt. Das Hauptamt für Bildende Kunst sah hier den Kernpunkt des 

Problems. 

Die Dokumente aus dem Ministerium für Kultur aus den Jahren 1955 bis 1961, zu 

denen schriftliche Vorschläge, Planungsentwürfe, Anweisungen und nicht zuletzt das 

Denkmalschutzgesetz von 1961 zählen, belegen einen Bedeutungswandel der 

Denkmalpflege in der DDR. Hans Berger formuliert diese Verªnderung so: ĂVom 

bisher vorherrschenden Verständnis des Denkmals als Kunstwerk rückte man etwas 

ab und betonte fortan mehr den gesellschaftlichen Wert, den Bedeutungsgehalt und 

damit den patriotisch-erzieherischen Faktor [...].ñ100 Um Einfluss auf die erzieherische 

Funktion der Denkmalpflege nehmen zu können, wurden wiederholt strukturelle und 

programmatische Veränderungen vorgenommen. Es wurden Konzeptionen 

entworfen, die die Stärkung des zentralen Institutes für Denkmalpflege zum Ziel 

hatten. Das Institut sollte eine fachwissenschaftliche Einrichtung sein, die von Ăeinem 

Staatskonservator, einer Persönlichkeit mit großem politischen Ansehen geleitetñ 

wird.101  
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Oberste Denkmalschutzbehörde war nach der Auflösung der SKK 1954 das 

Ministerium für Kultur.  In einer Sitzung der Abteilung Denkmalpflege im Ministerium 

f¿r Kultur am 8. Juli 1958 wurde die Zielsetzung der Denkmalpflege formuliert: ĂDa 

die Denkmalpflege ein wichtiger Bestandteil der Kulturpolitik ist, muss die Planung 

und Verantwortung für die Aufgabenstellung und Kaderbesetzung der 

wissenschaftlichen Institute und deren Kontrolle beim Ministerium bleiben [...]. Es ist 

notwendig sich eine klare Konzeption über die Bedeutung und Aufgabenstellung der 

Denkmalpflege zu erarbeiten, die ausgehen muss von der marx.ï leninist.  Analyse 

der historischen Vergangenheit und mit der Anerkennung der Werte, die die 

werktätigen Menschen vergangener Generationen geschaffen haben und die von 

ihren künstlerischen und technischen Fähigkeiten ein hervorragendes Bild 

ablegen.ñ102 Zur Durchsetzung dieser Vorhaben strebte das Ministerium für Kultur 

eine Vereinheitlichung der Richtlinien aller Bezirke an. Versuchten die 

Denkmalpfleger eigene Wege zu gehen, konnte das zu Repressalien in Form von 

öffentlicher Kritik oder Sanktionierungen, Überprüfungen etc. führen. Das Institut in 

Halle war wegen seines Leiters Wolf Schubert bereits 1958 in die Kritik geraten. 

Schubert zªhlte zu den Ăb¿rgerlichen Konservatorenñ, die regelmªÇige Kontakte zum 

Westen unterhielten.  Aus einem Schriftwechsel zwischen dem Sektorenleiter Heese 

und dem Ministerium für  Kultur geht hervor, dass Schubert ins Visier der 

Staatssicherheit geriet. In einem Brief vom 19. August 1958 von Heese an das 

Ministerium f¿r Kultur heiÇt es: ĂDa erwartet werden darf, dass Schubert eines Tages 

die Deutsche Demokratische Republik verlässt, halten wir es für angezeigt, wenn die 

Stellen unserer Partei in Halle und auch die Dienststellen unserer Sicherheitsorgane 

auf Schubert aufmerksam gemacht werden. Schubert verwaltete als Direktor des 

Instituts bedeutendes wissenschaftliches Quellenmaterial [...], so dass aus diesem 

Grunde gewisse Sicherungsmaßnahmen notwendig werden.ñ103 Nach Auffassung 

des Ministeriums für Kultur führte Schuberts konzentrierte Arbeit im Bereich 

kirchlicher Bauwerke zu einer ĂVernachlªssigung technischer Denkmale und 

sozialistischen Denkmalpflegeñ104 Schuberts Ansicht nur die Arbeit am 

kunstgeschichtlichen Monument als Denkmalpflege zu definieren, stieß auf 
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erheblichen Widerstand im Ministerium. Um die Arbeit des Institutes von staatlicher 

Seite wirksamer kontrollieren zu können, sollten die Beihilfemittel, die bisher direkt an 

das Institut ausgezahlt wurden, zukünftig an den zuständigen Bezirk abgegeben 

werden, Ădamit die ºrtlichen Organe die Akzente der Denkmalpflege setzen und 

damit den Gesamtcharakter der Denkmalpflege in ihrem Bezirk bestimmen 

können.105 Als Reaktion auf die Untersuchungsergebnisse kündigte Schubert seine 

Stellung als Konservator beim IfD. In einer Aussprache im Ministerium für Kultur teilte 

er mit, dass er sich beengt und politisch bedrªngt f¿hle.ñ106 Nach seiner Entlassung 

wurde Schubert mit Sonderaufgaben betraut, wie z.B. der konservatorischen Leitung 

beim Wiederaufbau des Domes zu Naumburg und zu Magdeburg.  

Nicht nur das Hallenser Institut war in die Kritik geraten: ĂNachdem Halle einige 

Jahre zuvor wegen zu einseitiger Einstellung zum Denkmalbestand ï nur 

bedeutende, meist mittelalterliche Denkmale und da fast nur Kirchen ï in Verruf 

gekommen war (den Antrag, das Bauhaus in Dessau wenigstens auf die Kreisliste zu 

setzen, hatte man uns gleichzeitig abgelehnt), erschien 1966 ein Artikel in den 

Sächsische Neueste Nachrichten, der den Dresdener Kollegen ānur ï fachlichen 

Standpunkt...aus noch b¿rgerlicher Sicht....ô und Mangel an politisch ideologischer 

Einstellung vorwarf. Im gleichen Jahr verlangte einer der prominentesten Architekten 

die ¦berpr¿fung des ākostspieligenô Sanierungsprogrammsñ f¿r die unter 

Denkmalschutz stehenden Bauten, unter Hinweis darauf, dass z.B. für vier 

restaurierte Wohnungen in einem Fachwerkhaus mit mittelmäßigem Wohnkomfort 

mindestens sieben neue Wohneinheiten mit allen technischen Finessen 

einschließlich Zentralheizung und M¿llschlucker gebaut werden kºnnten.ñ107 Das 

Institut in Dresden hatte über Jahre versucht, Wiederaufbauprojekte auch gegen den 

Widerstand der Politik durchzusetzen. Das bedeutendste Beispiel dafür war der 

Zwinger, der bis 1964 ein ideologisch höchst gefährdeter Bau war.108 Der Rat des 

Bezirkes Dresden hatte versucht, das Institut für Denkmalpflege der 

Bezirksverwaltung zu unterstellen, was ihm aber nicht gelang.109 1967 erfolgte auf 
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Veranlassung des Politbüros der SED eine Überprüfung des Institutes, wonach es 

angehalten wurde, Ădurch Bildung einer Vertikalstruktur ï zentrale Fachabteilungen ï 

zu einer Verbesserung der Leitungstätigkeit im Sinne der politisch ï ideologischen 

und der staatlichen Aufgabenstellung zu kommen.ñ110 Nach Berger konnte trotz 

solcher Maßnahmen eine totale Gleichschaltung der Denkmalpflege aber nicht 

erreicht werden. 

 

Die Kompetenzeinschränkung der Institute und die Einführung von klassifizierten 

Denkmallisten bildeten den Grundstock für eine selektive Denkmalpflege, die 

vornehmlich die Denkmale berücksichtigte, die dem repräsentativen Bedürfnis der 

DDR nahe kamen. Dennoch wurde in Anbetracht des schweren Standes der 

Denkmalpflege, die Klassifizierung der Denkmäler von den Konservatoren begrüßt. 

Dazu Berger: ĂAn allen āObjektenô der Liste der āDenkmale von besonderer nationaler 

Bedeutung und internationalem Kunstwertô konnten trotz der geschilderten Umstªnde 

Forschungs- und Restaurierungsarbeiten durchgef¿hrt werden.ñ111 Die zentrale Liste, 

die der Zustimmung des Ministeriums für Kultur unterlag, beinhaltete zunächst 

weniger als 40 Objekte, das waren 10% des Anteils, der 1975 nach erneuter 

Gesetzesnovellierung, den Gesamtbestand der Aufstellung umfasste. Die Anzahl von 

ca. 400 Objekten blieb bis 1989 konstant.  

Die größten Schwierigkeiten für die Denkmalpflege ergaben sich aus der 

gesellschaftlichen Aufwertung der Städteplanung. Die Sechzehn Grundsätze des 

Städtebaus, die die Umgestaltung der Stadtmitten zu sozialistischen Zentren 

vorsahen, hatten, wie das Beispiel des Berliner Schlosses zeigt, den Einfluss der 

Denkmalpflege bereits geschmälert. Die Industrialisierung im Bauwesen ab Mitte der 

fünfziger Jahre und die noch nicht bewältigte Wohnungsnot in der DDR brachten das 

Bemühen um das kulturelle Erbe noch weiter ins Abseits. Die Verknüpfung von 

Denkmalpflege und sozialistischem Städtebau wurde bereits 1958 im Zuge der 

Neuordnung der Denkmalpflege im Ministerium für Kultur diskutiert. In einem Entwurf 

hieÇ es: ĂF¿r die Zukunft ist daher vor allem unter Ber¿cksichtigung der 

Einbeziehung der Fragen der Denkmalpflege in der sozialistischen Städteplanung 

eine enge Zusammenarbeit und gemeinsame ständige Aussprache zwischen den 

Mitarbeitern des Ministeriums für Kultur und den Mitarbeitern des Ministeriums für 
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Bauwesen zu gewªhrleisten.ñ112 Auf der Kulturkonferenz 1960 wurde in den 

Beschlüssen gefordert, die Denkmalpflege in die Ăsozialistische Umgestaltung der 

Stªdteñ sinnvoll einzubeziehen. ĂDie hierzu erforderliche Zusammenarbeit zwischen 

der Denkmalpflege und der Stadt- und Dorfplanung fehlte in der Vergangenheit 

vielfach. Das äußerte sich darin, dass Architekten die Möglichkeiten, die 

künstlerische Wirkung von Baudenkmälern in ihre neue städtebauliche Gestaltung 

einzubeziehen nicht ausschöpften und sich aus formalen Gründen oder in der 

Absicht, nur ihre neuen Schöpfungen wirken zu lassen über die Existenz der 

Denkmale hinwegsetzten.ñ113  Der Konflikt zwischen Denkmalpflege und Städtebau 

zeigte sich bereits in der Entwicklungsphase des neuen Denkmalschutzgesetzes. 

Das Ministerium für Aufbau versuchte starken Einfluss auf die Novellierung des 

Gesetzes zu nehmen. Eine rechtliche Fixierung eines Mitspracherechtes konnte nicht 

durchgesetzt werden. Der Versuch, neben der Erhaltung und Pflege von Denkmalen 

Ădie Frage der Beseitigung gesch¿tzter Anlagen, die bei schlechter baulicher 

Substanz und weniger hohem baukünstlerischem Wert Wiederaufbau, Um- und 

Ausbau nicht rechtfertigen, dem Aufgabengebiet des Ministeriums f¿r Aufbauñ114 

zuzuordnen, scheiterte am Veto des Ministeriums für  Kultur, das die Denkmalpflege 

in ihrem Ressort behalten wollte. Dafür sorgte das Ministerium für Aufbau, dass mit 

der neuen Gesetzesgrundlage keinerlei Einschränkungen für den Städtebau 

eingeführt wurden.  In einem Entwurf für das neue Denkmalschutzgesetz aus dem 

Jahr 1956 hieß es in Paragraph 1, Absatz 3: 

 

ĂStadtanlagen, Orts-, Straßen- und Platzbilder sowie Stadtsilhouetten 

von besonderer geschichtlicher Bedeutung, künstlerischer Gestaltung 

und Eigenart, ferner stadtentwicklungsgeschichtliche Zeugnisse sind 

entsprechend der Bekanntmachung vom 19. September 1950 der 

Grundsätze des Städtebaus [...] unter Wahrung ihrer Eigenart und 

Bedeutung zu erhalten und in die Neuplanung einzuordnen. Solche 

Planungen sind bereits im Vorprojekt mit dem zuständigen Institut für 

Denkmalpflege zu beraten.ñ115 
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Auf Veranlassung des Ministeriums für Aufbau wurde dieser Passus gestrichen. 

Damit basierte zukünftig die Rechtsgrundlage für die Denkmalpflege auf einer nicht 

schriftlich fixierten Verhandlungsebene zwischen den Ministerien und der 

Denkmalpflege. Das belegt auch ein Schreiben von Minister Alexander Abusch an 

den Aufbau-Minister Heinz Winkler: ĂF¿r die Gesetzgebung der Denkmalpflege 

entsteht jedoch dadurch [Streichung von § 1/ Absatz 3; d.V.] bei besonders 

künstlerisch und historisch wertvollen Bauten eine empfindliche Lücke, die in Zukunft 

nur durch eine gute Zusammenarbeit zwischen dem Ministerium und der 

Denkmalpflege geschlossen werden kann.ñ116 In der Praxis konnte das bedeuten, 

dass gegen den Widerstand der Denkmalpflege, z.B. durch Untermauerung von 

Fachgutachten, Denkmale abgerissen wurden. Ein Beispiel dafür ist der Abbruch der 

Schinkelakademie am Werderschen Markt. Das Gebäude, das zunächst der 

Deutschen Bauakademie zur Verfügung gestellt werden sollte, wurde 1962 im Zuge 

der Zentrumsplanungen abgerissen. Eine Stellungnahme des Instituts für Theorie 

und Geschichte der Baukunst hatte vorab die Notwendigkeit der Beseitigung 

bestätigt. Proteste von Architekten, Denkmalpflegern und Kunsthistorikern konnten 

dem nicht standhalten.117 

 

An grundlegenden Verªnderungen brachte die ĂVerordnung ¿ber die Pflege und den 

Schutz der nationalen Denkmaleñ, die der Ministerrat am 28. September 1961 

beschloss, die rechtliche Grundlage für die Entmachtung des Institutes für 

Denkmalpflege zugunsten des Ministeriums für Kultur. Auf der Bezirks- und 

Kreisebene verschoben sich die politischen Verantwortlichkeiten auf die jeweiligen 

Räte.  Die grundsätzliche Aufgabenstellung lehnte sich an die bisherigen 

Anforderungen an. Nach Aussagen von Hütter/ Magirus und Berger konnte die 

beabsichtigte totale Vereinheitlichung der Denkmalpflege trotz der zentralen 

Steuerung nicht durchgesetzt werden. ĂDie bef¿rchtete Gleichschaltung der 

nunmehrigen  āArbeitsstellenô des einen Instituts für Denkmalpflege in der DDR und 

seine endgültige Zentralisierung traten nicht ein. [...] Auch in den folgenden 

Jahrzehnten behielten die einzelnen ā mterô zumindest in der fachlichen Arbeit ihren 
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eigenen Charakter, relativ lose zusammengehalten durch die 

āChefkonservatorensitzungenô in Berlin [...].ñ118 

 

In der Präambel der Verordnung von 1961 wurde von der Denkmalpflege ein klares 

Bekenntnis zum Sozialismus gefordert. Ihre Arbeit wurde als ein Beitrag zur 

Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft gefordert: 

 

ĂBei der Entwicklung der sozialistischen deutschen Nationalkultur hat 

die Erhaltung und Pflege des kulturellen Erbes der Nation eine große 

Bedeutung. Die Denkmale sind ein wesentlicher Bestandteil unseres 

nationalen Kulturerbes. Ihre Erhaltung, Pflege, ordnungsgemäße 

Verwaltung, zweckdienliche Verwendung und Erschließung für die 

ganze Bevölkerung ist von großer Wichtigkeit für die Kulturarbeit und 

das Leben in der sozialistischen Gesellschaft.ñ119 

 

Jetzt wurde der Denkmalbegriff auf die Interessen einer sozialistischen Gesellschaft 

fokussiert. In Paragraph 2 der neuen Denkmalschutzverordnung hieß es:  

  

Ă(1) Denkmale sind Werke der Baukunst und des Stªdtebaus, der 

bildenden Kunst und des Kunsthandwerks, der Gartenkunst und der 

Technik, deren Erhaltung wegen ihrer künstlerischen, geschichtlichen 

oder wissenschaftlichen Bedeutung im Interesse von Staat und 

Gesellschaft liegt.  

(2) Denkmale können insbesondere sein: 

a) Objekte, die zu bedeutenden Ereignissen oder Persönlichkeiten der 

deutschen Geschichte, insbesondere der Geschichte der deutschen 

Arbeiterbewegung in Beziehung stehen. [...] ñ  

 

Der Begriff des Ăºffentlichen Interessesñ wandelte sich in Ădas Interesse von Staat 

und Gesellschaftñ. Damit zeigte sich, dass ein pluralistisches Interesse und damit ein 

vielfältiger identitätsstiftender Faktor in der Denkmalpflege negiert wurde und 

stattdessen ein vom Staat, vertreten durch die SED, regulierter Denkmalbegriff trat. 
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Deutlich wurde der Bedeutungswandel des kulturellen Erbes, das sich im 

Wesentlichen der Geschichte der Arbeiterbewegung zuwenden sollte.  

Im Gegensatz zu der alten Verordnung umfasste der Denkmalschutz nicht nur 

einzelne Objekte, sondern ĂStadtanlagen, Orts-, Straßen- und Platzbilder, 

desgleichen stadtgeschichtlich bedeutende Anlagen wie Stadtumwehrungen, 

Burganlagen, charakteristische alte Dorf- und Gehºftanlagen und Verkehrswege.ñ120 

Damit konnten die Altstadtbereiche von Quedlinburg, Stralsund und Görlitz auf die 

zentrale Liste der ĂDenkmale von besonderer nationaler Bedeutung und 

internationalem Kunstwertñ gesetzt werden, die am 2. Januar 1962 verºffentlicht 

wurde.121 Trotz dieser wichtigen Veränderung bedeuteten die sechziger Jahre für die 

Denkmalpflege einen enormen Rückschritt. Mit dem Vormarsch des industriellen 

Bauens erlebte sie einen Bedeutungsverlust, der eine auf breiter Basis angelegte 

Denkmalpflege verhinderte. Dabei ließen die Denkmalpfleger keine Chance 

ungenutzt, Vorhaben durchzusetzen. Besondere Möglichkeiten ergaben sich z. B. 

aus der sogenannten ĂJubilªumsdenkmalpflegeñ. GroÇe Ereignisse, Feste und 

Jubiläen, die dem repräsentativen Interesse der SED dienlich waren, schlugen sich 

in einer Aufwertung der Umgebung nieder, in denen die Festivitäten stattfanden. So 

wurden 1967 zum 450 Jahr der Reformation  historische Bauten, die im Umfeld der 

Wirkungsgeschichte Martin Luthers standen, restauriert. Auch Publikationen aus dem 

Bereich der Denkmalpflege wurden besonders zu Staatsjubiläen gefördert. 

Wenn auch die Gleichschaltung der Denkmalpflege auf breiter Ebene nach 1965 

nicht möglich war, so wurde der politische Druck auf die Ämter stärker. Besonders 

das Dresdener Amt geriet wegen seiner Bemühung historische Befunde bei den 

Restaurierungen zu erforschen in die Kritik.122 Auch die Personalpolitik wurde nun 

stªrker von der SED ber¿cksichtigt: ĂIn leitende Positionen r¿ckten nun fast nur noch 

Genossen ein. Fªhige junge Leute, die sich āgesellschaftlich nicht organisiert hattenô, 

erhielten in mehreren Fªllen keine Anstellung mehr.ñ123 Nach 1962 brach auch der 

offizielle Kontakt zu westdeutschen Denkmalpflegern ab. 

Die große Bedeutung, die die Denkmalpflege in der Bevölkerung der DDR hatte, 

lässt sich aus Leserbriefen in den Zeitungen und dem Bürgerengagement schließen, 
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das über den Kulturbund in Form einer ehrenamtlichen Mitarbeit in der 

Denkmalpflege möglich war. Auch bei der Inventarisierung der Denkmale wirkten 

freiwillige Helfer mit. Zwischen dem IfD und dem Zentralen Fachausschuss Bau- und 

Denkmalpflege  (ZFA) im Kulturbund gab es Vereinbarungen hinsichtlich der 

Zusammenarbeit. Der ZFA unterstützte das Institut bei der Erfassung der Denkmale 

der Kreisliste, der Kennzeichnung und der Zustandskontrolle der Objekte, sowie der 

gesellschaftlichen Erschließung von Denkmalen. Der Kulturbund und das IfD führten 

gemeinsame Tagungen und Schulungen durch. Einer der wichtigsten Aufgaben war 

die Unterstützung bei der Vorbereitung wichtiger kultureller Veranstaltungen und 

Jubiläen, bei denen vor allen Dingen Denkmale des antifaschistischen Widerstandes, 

der Zerschlagung des Hitlerfaschismus, des Wiederaufbaus und des sozialistischen 

Aufbaus in der Bevölkerung publik gemacht werden sollten.124 

Die Organisation der ehrenamtlichen Denkmalpfleger übernahm ab 1975 die neu 

gegründete Gesellschaft für Denkmalpflege im Kulturbund. Ihr Präsident, Prof. Dr. 

Werner Hardtke, betonte die Funktion der Gesellschaft als Bindeglied zwischen der 

institutionalisierten Denkmalpflege und der Bevºlkerung: ĂDie Gesellschaft f¿r 

Denkmalpflege wird mit Hilfe der Inter-essengemeinschaften schöpferische 

Aktivitäten im geistigen und kulturellen Leben der Territorien auslösen und 

besonders f¿r eine qualifizierte Propaganda Sorge tragen.ñ125 Die Aufgabenbereiche 

der Gesellschaft reichten in der Organisation von Veranstaltungen und Publikation zu 

historischen Themen, Kontakten ins sozialistische Ausland,  der Unterstützung von 

Forschungsarbeiten und der Inventarisierung von Denkmalen. In den 350 

Interessensgemeinschaften der Gesellschaft für Denkmalpflege hatten sich bis Mitte 

der achtziger Jahre mehr als 5.000 Mitglieder organisiert.126 

 

Anfang der siebziger Jahre erfolgte ein Wandel im Umgang mit den tradierten 

Werten. Die Denkmalpflege an einzelnen großen kostenaufwendigen Objekten hatte 

dazu geführt, dass in den sechziger Jahren der Altbaubestand verfallen war oder 

einer eintönigen Bebauung weichen musste. Das führte zu Verlusten der 

stadteigenen Charaktere. Zeitgleich bemängelte die SED die fehlende Identität der 
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Bürger mit dem Staat DDR. Bis zum Ende der DDR veranlasste das Ministerium für 

Kultur immer wieder die Erbaneignung als festen Bestandteil von kulturellen 

Massenbewegungen zu verankern, um somit das Geschichts- und 

Staatsbewusstsein der Bürger zu fördern.127  Auch der Kulturbund verstärkte die 

Öffentlichkeitsarbeit in der Denkmalpflege. Von ihm ging auch die Initiative aus, 

anstelle der bisherigen Verordnung ein Denkmalschutzgesetz zu formulieren, das 

den neuen Problemen und Anforderungen in der Denkmalpflege gerecht werden 

sollte.128 ĂDas āGesetz zur Erhaltung der Denkmale in der Deutschen 

Demokratischen Republikô vom 19. Juni 1975 [...] war in den siebziger Jahren 

zustande gekommen, als die Geschichtlichkeit der Kulturlandschaften im Osten 

Deutschlands eine Bedeutung für die Herausbildung eines Heimatgefühls der DDR-

Bürger, für eine engere Bindung der hier lebenden Menschen an ihre unmittelbare 

Lebensumwelt, erlangen sollte.ñ129 Mit einem neuen Gesetz versuchte die Regierung 

der DDR dem Schutz von Kulturgut mehr Raum zu geben, aber sie auch gleichzeitig 

in die politischen Ziele des Staates einzubinden. 

In Paragraph 1 Absatz 1 wurde der erzieherische Charakter der Denkmalpflege 

formuliert 

 

ĂZiel der Denkmalpflege ist es, die Denkmale in der Deutschen 

Demokratischen Republik zu erhalten und so zu erschließen, dass sie 

der Entwicklung des sozialistischen Bewusstseins, der ästhetischen 

und technischen Bildung sowie der ethischen Erziehung dienen.ñ 

 

Absatz 2 erläuterte, welche Denkmalkategorien besonders für die Herausbildung 

eines sozialistischen Bewusstseins geeignet sind. Dazu gehören Denkmale  

 

- der revolutionären Traditionen 

- der Arbeiterbewegung 

- des antifaschistischen Widerstandskampfes 
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- des sozialistischen Aufbaus. 

 

Dieser Absatz legte die Aufgabe fest, die Denkmale in das Gefüge des 

sozialistischen Lebens einzubinden. Diese ideologische Zielsetzung spielte nach 

Aussage von Peter Goralczyk keine Rolle f¿r die praktische Denkmalpflege, Ăin der 

es vor allem um die Erhaltung von Kirchen, Bürgerhäusern, Schlössern, Burgen, 

technischen Denk-malen usw. gingñ.130 Nur bei Denkmalen, die zu hohe 

Instandsetzungskosten aufwiesen, konnte eine mangelnde erzieherische Funktion zu 

einem Ablehnungsbescheid f¿hren. ĂAndererseits wªren ohne dieses Zugestªndnis 

an die in der Parteiideologie so beliebige Funktion Denkmalschutz und 

Denkmalpflege als staatliche Aufgaben nicht anerkannt worden.ñ131 

Der Denkmalbegriff, wie er in Paragraph 3 Absatz 1 definiert wurde, konzentrierte 

sich auf die Interessen der sozialistischen Gesellschaft: 

 

ĂDenkmale im Sinne dieses Gesetzes sind gegenstªndliche Zeugnisse 

der politischen, kulturellen und ökonomischen Entwicklung, die wegen 

ihrer geschichtlichen, künstlerischen oder wissenschaftlichen 

Bedeutung im Interesse der sozialistischen Gesellschaft durch die 

Staatsorgane gemªÇ Ä 9 zum Denkmal erklªrt worden sind.ñ 

 

Erstmals wurde in diesem Paragraphen die gesetzliche Grundlage für die 

Verantwortung der Staatsorgane festgeschrieben, die nach Artikel 1 der Verfassung 

der DDR von 1974 unter der Führung der marxistisch-leninistischen Partei standen. 

Das Gesetz, als ein Mittel zur Gestaltung der sozialistischen Gesellschaft, lag in der 

Hand der SED. Zu den ausführenden Staatsorganen in der Denkmalpflege gehörte 

der Ministerrat, der als gesetzgebendes Gremium die kulturpolitischen und 

ökonomischen Beschlüsse in der Denkmalpflege fasste und sicherte, dass die 

denkmalpflegerischen Aufgaben in die Volkswirtschaftsplanung einbezogen wurden. 

Das Ministerium für Kultur war weiterhin die Oberste Instanz in der Denkmalpflege. 

Diese Funktion war in § 2, Absatz 2  festgelegt: 

 

                                                
130

 Ebd., S. 12 
 
131

 Ebd. 
 



56 
 

ĂDer Minister trifft die zur staatlichen Leitung und Planung auf den 

Gebieten des geistigen kulturellen Lebens [...] notwendigen 

Entscheidungen im Rahmen der ihm übertragenden Rechte und 

Pflichten entsprechend den gesamtgesellschaftlichen Erfordernissen 

und sichert ihre Koordinierung mit den anderen zentralen und örtlichen 

Organen.ñ 

 

Nach Gerhard Voß war die Novellierung eine Reaktion auf das europäische 

Denkmalschutzjahr, an dem 1975 alle westeuropäischen ICOMOS-Staaten 

teilnahmen.132 Die DDR beteiligte sich nicht daran, Ăda ādie Pflege der guten 

Traditionen des deutschen Volkesô ohnehin von ihr in Anspruch genommen 

wurden.ñ133  

Das Denkmalschutzgesetz von 1975 war unter den Denkmalpflegern sehr umstritten, 

besonders wegen der Klassifizierung des historischen Kulturgutes. Das größte 

Manko blieb die Abhängigkeit von den politischen Instanzen, die auch für die 

Verteilung der finanziellen Ressourcen zuständig waren. Dennoch beschreibt 

Goralczyk das Gesetz Ăauf der Hºhe der Erkenntnisse der Zeitñ, aber einschrªnkend 

f¿gt er hinzu: ĂEs hªtte noch bessere Dienste leisten kºnnen, wenn es respektiert 

und eingehalten worden und nicht durch neue Prioritäten und Zielsetzungen vor 

allem in der Baupolitik in wesentlichen Teilen de facto außer Kraft gesetzt worden 

wªre.ñ134 

Der Aufgabenbereich des IFD wurde in dem Gesetz nicht bestimmt, sondern in 

einem Statut des IfD, das das Ministerium für Kultur am 17. September 1976 

veröffentlichte. Die mangelnde gesetzliche Grundlage sorgte daf¿r, Ădass weiterhin 

der Willk¿r der ºrtlichen Rªte T¿r und Tor geºffnet blieben.ñ135 Das Statut des IFD 

regelte die fachwissenschaftlichen Tätigkeiten des Instituts, die auf der Basis von 

Arbeitsplänen konzipiert wurden sowie die betriebsinterne Strukturierung, ausgehend 

von der Leitungsfunktion des Generalkonservators bis  zu den territorialen 

Zuständigkeiten der Außenstellen.  
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Nach Gerhard Voß, dem ehemaligen Leiter der Arbeitsstelle in Halle, waren die 

Kriterien für Aufnahme oder Ablehnung in die Republik-, Bezirks- oder 

Kreisdenkmallisten politisch motiviert oder ergaben sich aus dem Erhaltungszustand 

der Objekte. Die 150 bis 200 ausgewählten Objekte pro Kreis waren nicht das 

Resultat einer fachlich kompetenten Auswahl, sondern durch wirtschaftliche Aspekte 

bestimmt.136 Dennoch erfolgte durch die Kategorisierung eine Vergrößerung des 

kategorisierten Denkmalbestandes, sodass das IfD der Arbeit nicht nachkommen 

konnte. Hans Berger schrieb bereits 1976 in der Zeitschrift Architektur in der DDR: Ă 

[...] die inhaltlich-qualitative Ausweitung des Denkmalbegriffs [...] hat auch in 

unserem Land die Anzahl der Denkmalkandidaten so vergrößert, dass die 

wissenschaftliche Durchdringung des neuen Bestandes zur Zeit kaum Schritt halten 

kann mit der Entwicklung. Auch die Kenntnis des Materials und die bisher 

angewandten Auswahlkriterien reichen zur Bewältigung der Aufgabe nicht mehr 

aus.ñ137 

Denkmallisten nach Abschluss nach Klassifizierung138 

 

 

Zentrale Denkmalliste                        399 

Positionen 

 

Bezirkslisten*                                  2 850 

Positionen 

 

Kreislisten **                                   1 095 

Positionen 

 

 

 

 

                                                
136

 Vgl. G. Voß (b): Erfahrungen eines Denkmalpflegers in Sachsen Anhalt, in: Ändern gegen Bewahren. Köln 
1992, S. 62; nach 1989 vergrößerte sich der Denkmalbestand auf dem Gebiet der ehemaligen DDR in den neuen 
Ländern durchschnittlich um das siebenfache 
 
137

 H. Berger (b) in: Architektur in der DDR, H. 12/ 1976, S. 723  
 
138

 Vgl. BArch DR 1/ 7497: Bericht an den Minister für Kultur über die Entwicklung der Denkmalpflege in der DDR 
seit der Verabschiedung des Denkmalpflegegesetzes 1975, 6. Dezember 1982 
 

* in der Mehrzahl Einzelobjekte, aber auch historische Stadtkerne 
 
** davon 700 wertvolle Stadtkerne 



58 
 

Erstmals ber¿cksichtigte die ĂDurchf¿hrungsbestimmung zum Schutz von 

Denkmalen mit Gebietscharakter und Einbeziehung der Umgebung in den Schutz 

der Denkmaleñ vom 14. Juli 1978 den Schutz der Denkmale bei stªdtebaulichen 

Konzeptionen.  Dafür wurde im IfD eine Abteilung ĂStªdtebauliche Denkmalpflegeñ 

gebildet. 1983 erlieÇen die Ministerien f¿r Kultur und Bauwesen eine  ĂVerf¿gung 

über die städtebauliche Einordnung von Baumaßnahmen, die den Bestand und die 

Wirkung von Denkmalen beeinflussenñ. Damit war auf rechtlicher Ebene die 

Denkmalpflege im Stªdtebau gestªrkt worden, die Realitªt aber sah anders aus: ĂEin 

Bestandteil der Generalbebauungsplanung und der Bebauungskonzeptionen wurden 

die zumeist von Mitarbeitern  des Instituts erarbeiteten Karten und Analysen zum 

Denkmalwert ,,ohne dass der darin formulierte Anspruch auf Erhaltung allerdings 

durchgesetzt werden konnte.ñ139 Dennoch war das Institut bemüht, auf diesem Wege 

Einfluss zu nehmen. Am 29.Mai 1982 erließ der Ministerrat einen Beschluss zur 

Ăsozialistischen Entwicklung von Stªdtebau und Architekturñ, wobei Ăf¿r die 

Denkmalwerte hoffnungsvolle Zielsetzungen formuliert und auch Wege dorthin 

skizziertñ wurden.140 Peter Goralczyk res¿miert ¿ber diese Entwicklung: ĂErnst 

genommen wurden sie jedoch nicht.ñ141  

.ĂDie Entwicklung der Denkmalpflege seit der Mitte der siebziger Jahre in der DDR 

kann nur als zwiespªltig, ja schizophren, bezeichnet werden.ñ142 Während auf 

rechtlicher Ebene in der Denkmalpflege Fortschritte verzeichnet werden konnten, die 

Bedeutung von historische Bausubstanz aufgrund der Monotonie in den Städten 

wuchs, hemmte die Realität eines ehrgeizigen Wohnbauprogramms die Umsetzung 

der Vorhaben.143 Außerdem konnte das IfD der zunehmenden Arbeit nicht 

standhalten. ĂDie Entwicklung des Instituts f¿r Denkmalpflege und die technische 

Ausstattung hat mit diesen wachsenden Anforderungen nicht Schritt gehalten.ñ144 
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Der Freiraum der Denkmalpfleger hatte sich auf rechtlichem, aber auch auf 

ideologischem Gebiet seit Mitte der siebziger Jahre erweitert. ĂUm diese Zeit fielen 

endlich die Jahrzehnte lange oktroyierten ideologischen Hemmschwellen gegenüber 

den Denkmalen weg.ñ145 Das Parteiprogramm der SED von 1976 formulierte den bis 

dahin engen Erbebegriff groÇz¿giger: ĂDie sozialistische Kultur der Deutschen 

Demokratischen Republik ist dem reichen Erbe verpflichtet, das in der gesamten 

Geschichte des deutschen Volkes geschaffen wurde.ñ  

Der katastrophalen finanziellen Situation des Denkmalschutzes versuchte die SED 

mit Hilfe der Gründung des VEB Denkmalschutzes entgegenzuwirken. Auf der 6. 

Tagung des ZKs der SED am 6./ 7. Juli 1972 hatte Kurt Hager gefordert: ĂDas 

Ministerium für Kultur sollte der Einrichtung von Spezialkapazitäten für die Pflege und 

Erhaltung kulturhistorisch bedeutender Bauten besondere Aufmerksamkeit 

widmen.ñ146 Vorgesehen war ein zentral geleiteter Betrieb mit Zweigstellen in allen 

Bezirken in der Größenordnung von 1.500 Beschäftigten. Die dezentralen 

Restaurierungswerkstätten sollten dem zentralen Betrieb angegliedert werden. Die 

Räte der Bezirke stimmten zwar für die Einführung einer Spezialkapazität, aber 

lehnten eine Zentralisierung mit der Begr¿ndung ab, Ădass dadurch die ohnehin 

begrenzten Möglichkeiten zur Denkmalpflege in den Bezirken noch weiter 

eingeschrªnkt w¿rden.ñ147 Stattdessen sollten bezirksgebundene Spezialbetriebe 

aufgebaut werden.  

1977 wurde die ĂProduktionsleitung Denkmalpflegeñ gegr¿ndet. Unter Einbeziehung 

der ehemaligen Mitarbeiter der Restaurierungswerkstªtten des IfD wurden ĂVEB 

Denkmalpflegeñ in Berlin, Dresden, Quedlinburg, Erfurt und Schwerin gegründet. Die 

erhoffte wirtschaftliche Verbesserung der Denkmalpflege blieb aber aus. 1979 

res¿mierte Generalkonservator Deiters: ĂDie Ausr¿stungen liegen unter der Norm 

vergleichbarer Baubetriebe und sind noch weit vom spezifischen Ausrüstungsbedarf 

entfernt. Dementsprechend ist die Effektivität noch zu gering, was zu hohen Preisen 

f¿hren oder durch Anlaufst¿tzungen ausgeglichen werden muss.ñ148 Für das Institut 

war die fehlende Rentabilitªt des ĂVEB Denkmalpflegeñ nahezu ein Gl¿cksfall, da mit 
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seiner Gründung erwogen worden war, Ădie gesamte Beratungstªtigkeit wirtschaftlich 

abrechenbar zu gestalten, [...] das Institut mehr oder weniger aufzulösen und den 

Betrieb zu integrieren.ñ149 Dementsprechend hieß es in der Aufgabenstellung des 

VEB Denkmalpflege: ĂDas Kombinat für Denkmalpflege ist die Wissenschafts- und 

Wirtschaftsorganisation der in sich vereinigten denkmalpflegerischen 

Spezialkapazitªten im Verantwortungsbereich des Ministeriums f¿r Kultur.ñ150 ĂDamit 

wäre die Denkmalpflege zu einem schwerfälligen sozialistischen 

Dienstleistungsbetrieb verkommen.ñ151  

Um das Institut in seiner Funktion zu stärken, schlug Deiters dem Ministerium für 

Kultur Strukturveränderungen in der Denkmalpflege vor. Deiters konzipierte zwei 

Varianten. Der erste Vorschlag sah vor eine Ăstarke Abteilung f¿r Denkmalpflegeñ im 

Ministerium für Kultur aufzubauen. Der Generalkonservator sowie dessen 

Stellvertreter sollten in die staatliche Leitungstätigkeit einbezogen werden. Die 

Produktionsleitung und der VEB Denkmalpflege unterstand der Abteilung 

Denkmalpflege. Variante zwei berücksichtigte die bisherige Abteilung Museen und 

Denkmalpflege als Mittlerorgan zwischen dem Ministerium und IfD. Die stattliche 

Leitungsfunktion sollte dem Generalkonservator übertragen werden, sodass die 

Produktionsleitung dem IfD unterstanden hätte.152 Zwar wurden diese Vorschläge im 

Ministerium für Kultur diskutiert und eine Gesetzesvorlage vorbereitet, die 

Umstrukturierungsmaßnahmen blieben aber unrealisiert. Der Generalkonservator 

wurde nicht in die staatliche Leitungsebene integriert. In den Jahresberichten des IfD 

wurde die fehlende Qualitätssicherung aufgrund der mangelnden Qualifizierung der 

Funktionäre in den Ministerien und den Räten der Kreise und Bezirke immer wieder 

thematisiert. 

Mitte der achtziger Jahre formulierte das Institut für marxistisch-leninistische Kultur- 

und Kunstwissenschaft in einem parteiinternen Material die Bedeutung der 

nationalen Traditionen für die sozialistischen gesellschaftlichen Verhältnisse: 

ĂSoziale Geborgenheit und patriotische Empfindungen werden gefördert durch die 

Erhaltung und Wahrung der Besonderheiten von Landschaften und Siedlungen, die 

Nutzung und Weiterentwicklung der historisch gewachsenen Gestaltung und Struktur 
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und durch solch elementare Fragen wie des Zustandes der Straßen und Häuser, der 

Grünanlagen und Parke [...] das öffentliche Bild und die visuelle Präsentation der 

Stªdte f¿r ihre Bewohner und Besucher.ñ Diese Erkenntnis kam zu spªt. Als sich die 

Denkmalpflege von ihren ideologischen Barrieren befreit und auf rechtlicher Ebene 

die Wege für eine Integration in den Städtebau erreicht waren, konnten die Ziele 

aufgrund einer maroden DDR-Volkswirtschaft nicht mehr umgesetzt werden. 1984 

unterzeichnete der Ministerrat einen Beschluss, der nur das bestätigte, was sowieso 

schon in Praxis der Denkmalpflege gang und gebe war. Dort hieÇ es: ĂDie 

finanziellen und materiellen Fonds der Denkmalpflege sind mit hoher Effektivität 

vorrangig auf die Durchführung von kulturpolitisch bedeutenden 

Restaurierungsmaßnahmen an Denkmalen der Zentralen Denkmalliste zu 

konzentrieren, vor allem auf die zentralen Denkmalkomplexe in Berlin, der 

Hauptstadt der DDR.ñ153  Der Altbaubestand und das historische Kulturgut der 

unteren Denkmallisten waren dem Verfall ausgesetzt. Man kann von einem 

zweifelhaften Glück sprechen, dass selbst für Abrissvorhaben die materiellen 

Voraussetzungen fehlten, sodass nach 1989 ein Großteil von Bauten rekonstruiert 

oder restauriert werden konnte. 
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4. Zusammenfassung 

 

Nach Marx und Engels ist das Kennzeichen kommunistischer Erbaneignung die 

Orientierung der Vergangenheit an der sozialistischen Wirklichkeit, die durch das 

Fernziel des Kommunismus geprägt ist. Daraus resultiert die Aufhebung von 

Klassengegensätzen in der Kultur (besitzende/ besitzlose Klasse). Zukünftiger 

Rezipient des kulturellen Erbes ist das Proletariat. Eine revolutionäre 

Umwälzungsphase soll einen Bruch mit den herrschenden gesellschaftlichen 

Verhältnissen  herbeiführen.  

Nach dem Zweiten Weltkrieg blieb dieser Bruch in der SBZ aus. Anstelle der 

revolutionären stand die antifaschistisch-demokratische Umwälzung. Der von Marx 

und Engels geforderte Bruch mit den bestehenden gesellschaftlichen Verhältnissen 

blieb aus. Das postulierte Ziel in der SBZ war die Gründung einer demokratischen 

Republik. Staatsdoktrin wurde zunächst nicht der Marxismus-Leninismus, sondern 

der Antifaschismus. In der Erbeaneignung konzentrierte man sich auf die Beseitigung 

des Faschismus und Militarismus und wandte sich der Aneignung der deutschen 

Klassik und des Humanismus zu. Dem durch die Nazizeit negativ geprägten Begriff 

der Tradition wurde die positive Erbaneignung des Klassizismus entgegengesetzt. 

Auch nach der Gründung der DDR und dem Bekenntnis der SED zum Sozialismus 

blieb der Bruch mit dem bürgerlichen Erbe aus. Vielmehr wurde versucht, eine 

Verbindung zwischen Sozialismus und klassischem Erbe herzustellen, die ihren 

Ausdruck  z.B. im Sozialistischen Realismus fand. Zukünftig  favorisierte die SED die 

Rezeption und die Verwendung klassizistischer Elemente  in der Kultur als Bollwerk 

gegen Formalismus, Kosmopolitismus und dem amerikanischen Imperialismus. 

Unter dem Begriff der Ăfortschrittlichen Elementeñ wurden die  Objekte selektiert, die 

für die Repräsentation des Staates DDR von Nutzen waren. Auch wenn die SED in 

den sechziger Jahren versuchte die Herausbildung einer sozialistischen 

Persönlichkeit durch die Rezeption der Arbeitergeschichte zu unterstützen, blieb der 

zentrale Kern der Erbaneignung die Deutsche Klassik. Die inhaltlichen 

Schwankungen ergaben sich aus den Auslegungen des Begriffes der ĂFortschrittñ.  

Auch in der Denkmalpflege konnte ein Bruch mit der bürgerlichen Kultur nicht 

festgemacht werden. In der Gesetzgebung verlagerte sich der Denkmalbegriff von 

einem allgemein formulierten Denkmalbegriff hin zu einem ideologisch geprägten. In 

der praktischen Ausführung der Denkmalpflege hatte das aber keine Auswirkungen. 
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Vielmehr kann auch hier von einem Auseinanderklaffen zwischen der Theorie und 

der Praxis gesprochen werden. Die Ăsozialistische Denkmalpflegeñ zeigte sich vor 

allen Dingen in der Politisierung der Denkmalpflegestrukturen. Das Ministerium für 

Denkmalpflege versuchte durch eine Besetzungspolitik  bürgerliche Kräfte innerhalb 

des IfD durch Ăfortschrittliche Krªfteñ zu ersetzen. Das mangelnde politische 

Engagement des IfD führte zu einer Verlagerung der Zuständigkeiten auf politischer 

Ebene. Das IfD unterlag einer zunehmenden Entmachtung, was dazu führte, dass 

die Verfügung über die Erhaltung eines Denkmals zu einer politischen Entscheidung 

wurde. Das IfD trat nur noch in beratender Funktion auf. Eigeninitiativen begegnete 

das Ministerium für Kultur häufig durch verstärkte Kontrollen oder auch Repressalien.  

Der Zentralisierung der Denkmalpflege folgte in den siebziger Jahren die Einteilung 

der Denkmäler in eine zentrale Liste und den Bezirks- und Kreislisten. Obwohl 

Denkmäler auf den unteren Listen in der Regel dem Verfall ausgesetzt waren,  sahen 

die Denkmalpfleger im Rahmen dieser Strukturierung bessere Möglichkeiten für ihre 

Tätigkeit.  

Enorme Einbußen erlebte die Denkmalpflege durch die Baupolitik in der DDR. Die 

verstärkte Ideologisierung des sozialistischen Städtebaus bedeutete eine 

Unterordnung unter vorrangige Bauvorhaben. In zunehmendem Maße verdrängte die 

Plattenbauweise die historische Bausubstanz aus den Innenstädten. Die 

Rückbesinnung auf eine Ensembledenkmalpflege oder auch Denkmalpflege mit 

Gebietscharakter ließ auf eine rechtliche Erweiterung der Denkmalpflege hoffen, 

hinterließ in der Praxis aber keine wirklichen Spuren. Der Denkmalpflege fehlte es an 

Einfluss und vor allen Dingen an finanziellen Kapazitäten. Die Lockerung der 

ideologischen Fesseln seit den siebziger Jahren und die rechtlichen Freiräume 

konnten dem Verfall der historischen Bausubstanz nicht mehr entgegenwirken. 

  



64 
 

Repräsentative Denkmalpflege in der DDR am Beispiel der Straße Unter den 

Linden 

Teil 2 
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1. Zur Geschichte der Straße Unter den Linden154 

 

Die Doppelstadt Berlin/ Cölln wurde in der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts 

gegründet. Im 15. Jahrhundert übernahmen die Hohenzollern die Staatsgewalt. 

Kaiser Sigismund setzte Friedrich VI. als Stadthalter ein. Als sichtbares Zeichen 

seiner Vormachtstellung gegenüber den Patriziern begann der zum Kurfürsten 

avancierte Friedrich mit dem Bau eines burgartigen Residenzschlosses. Unter 

Joachim II. wurde das Schloss vergrößert und prachtvoll umgestaltet.  

 

Die Geburtsstunde der Linden geht bis ins 16. Jahrhundert zurück. 1573 ließ Kurfürst 

Johann Georg die ĂNeue Br¿ckeñ ¿ber die Spree bauen und einen Weg durch das 

morastige Gelände zum Tiergarten aufschütten.  

Nach dem Dreißigjährigen Krieg boten Schloss, Brücke, Reitpfad und der Tiergarten 

ein Bild der Verwahrlosung. 1645 ließ der Kurfürst Friedrich Wilhelm das Schloss 

wiederherstellen und den Lustgarten erweitern. Nach holländischem Vorbild sollte als 

Verbindung zwischen Lust- und Tiergarten eine Allee errichtet werden, die durch eine 

sechsreihige ĂGalerieñ mit 1000 Nuss- und Lindenbäumen geprägt war.  

Mit dem Repräsentationsbedürfnis des Kurfürsten und der Wandlung Berlins zu einer 

Garnisonsstadt, veränderte sich das äußere Erscheinungsbild Berlins. 1658 wurde 

die mittelalterliche Stadtmauer abgerissen und der holländische Baumeister J.G. 

Memhardt erhielt den Auftrag, die Doppelstadt Berlin/ Cölln zu einer Festungsstadt 

auszubauen.  

Eine Erzählung berichtet, dass die zweite Frau des großen Kurfürsten, Dorothea von 

Holstein Glücksburg 1673 mit eigenen Händen eine Linde in den sandigen Boden 

pflanzte. Diese Schilderung untermalt die Legende, die Linden seien erst im Jahre 

1673 begründet worden. Nachgewiesen ist, dass die geschäftstüchtige Dorothea das 

Gebiet außerhalb des Festungsgürtels in Form einzelner Parzellen verkaufte und 

somit den Weg für die Besiedlung der Linden ebnete.  

1674 erhielt dieser Bereich, der den Namen ĂNeustadtñ trug, neben Berlin, Cölln und 

Friedrichswerder das Stadtrecht. Der angelegte Lindenweg bekam seinen ersten 

Namen: ĂNeustªdtische Alleeñ.  

Mit der Vergrößerung Berlins durch den Zusammenschluss von Berlin, Cölln, 

Friedrichswerder und der beiden zusammenhängenden Stadteile Dorotheen- und 
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Friedrichsstadt im Jahr 1709, kam dem Schloss eine neue Bedeutung zu. Der König 

vertraute Andreas Schlüter die Planung und Leitung des Umbaus an. Besondere 

Bedeutung kam der neuartigen Fassadengliederung zu, die Schlüter aus dem Stil 

des italienischen Hochbarock entwickelt. Zu den besonderen architektonischen 

Leistungen Schlüters gehörte das Lustgartenportal.  

Schlüter fiel in Ungnade, als der Turm des Schlosses vor seiner Fertigstellung dem 

sumpfigen Baugrund nicht standhalten konnte und abgetragen werden musste. Nach 

diesem Unglück erlangte Eosander von Göthe als Hofarchitekt großes Ansehen. Er 

führte den Schlossbau bis zum Tod Friedrich I. weiter, indem er die Flügel um den 

westlichen Schlosshof fertigstellte (Eosanderhof). 

Es wurden noch Pläne für einen weiteren Bau am Lustgarten gemacht. 1712 erhielt 

Jean de Bodt den Auftrag anstelle des alten Domes einen Neubau für eine Grablege 

und Predigtkirche entwerfen. Die Umsetzung der Pläne scheiterte. 1747 wurde die 

alte Domkirche an der Brüderstraße wegen Baufälligkeit abgetragen. Den Auftrag für 

den Neubau an der östlichen Seite des Lustgartens erhielt Johann Boumann. Nach 

Vorbild der holländischen protestantischen Kirchen entstand ein rechteckiger Bau mit 

einem Mittelrisalit, der durch eine Tambourkuppel gekrönt war. 

 

Das erste monumentale Gebäude in der Lindenallee, das Zeughaus,   sollte die 

Stärke und Macht Friedrich I. und seines Staates demonstrieren. Nach Entwürfen 

des Direktors der Pariser Acad®mie dôArchitecture, Nicolas Francois Blondel, wurde 

die Arbeit unter der Leitung des holländischen Architekten Johann Arnold Nering 

begonnen. Er starb jedoch kurz nach der Grundsteinlegung. Ihm folgte im Amt Martin 

Grünberg, der den Bau bis zur Attika führte (1698). Andreas Schlüter arbeitet 

zunächst nur als Bildhauer am Zeughaus und übernahm 1698/99 die Gesamtleitung. 

Nach ihm folgte Jean de Bodt im Amt. Er war ein Schüler Blondels und gab dem 

Bauwerk seine ausdrucksstarke Gestalt. Die meisten Figuren und Reliefs stammen 

aus der Hand von Guillaume Hulot und Andreas Schlüter. Wegen dessen 

Bautätigkeit und seiner künstlerischen Ausgestaltung wurde der Bau zu den 

Schlüterbauten gezählt.  

 

Um seinem Land neuen kulturellen Glanz zu verleihen, ließ Friedrich I. 1696 eine 

Akademie der Künste und 1700 eine Akademie der Wissenschaften gründen, die im 

Marstall untergebracht wurden. Beide Akademien zogen bedeutende 



67 
 

Wissenschaftler aus dem In- und Ausland nach Berlin und erlangten im 18. 

Jahrhundert ein ebenbürtiges Ansehen wie die Akademien in London und Paris.  

 

Unter dem Soldatenkönig Friedrich Wilhelm I. veränderte sich das gesellschaftliche 

Leben. Das Militär war fortan tonangebend. Mit diesem Wandel veränderte sich der 

Ausdruck der Lindenallee. Der Lustgarten wurde in einen Exerzier- und Paradeplatz 

umgestaltet. Neben dem Zeughaus wurden einige Militärbauten errichtet. In der 

Lindenallee wohnten viele Angehörige des Militärs.  

Zwei Gebäude wurden für die Nachkommen Friedrich Wilhelms I. konzipiert. Die 

ehemalige Unterkunft des Kammerdieners Johann Martiz wurde 1732 von Gerlach 

zum Wohnsitz des Kronprinzenpaares umgebaut.  

Parallel zum Kronprinzenpalais entstand das Prinzessinnenpalais. Der Baumeister 

Friedrich Wilhelm Diedrichs verband zwei Gebäude miteinander durch einen reich 

gegliederten Mittelbau.  

 

Die Linden wurden zu eng für die rege Bautätigkeit des Monarchen.155 Eine 

Erweiterung der Stadtgrenze war notwendig. Ein Teil des Tiergartens wurde 1734 

abgeholzt. Dort entstand ein viereckiger Platz der zunächst als Quarreé bezeichnet 

wurde. An den neuen Baustellen verlief die Errichtung der Häuser im Sinne Friedrich 

Wilhelms I. Die vorgegebene einheitliche äußere Form der Häuser entsprach dem 

militärisch geprägten gesellschaftlichen Leben. Den Abschluss des Quarreés bildete 

das ĂThiergarten Thorñ, das schon damals das prächtigste unter den Berliner 

Stadttoren war. 

Kurz nachdem der junge Preußenkönig Friedrich I. 1740 den Thron bestiegen hatte, 

gab er den Befehl zur Verwirklichung seiner städtebaulichen Pläne, die er zusammen 

mit dem Architekten Knobelsdorf in Rheinsberg entworfen hatte.  

1740 entwarf Knobelsdorf den Plan für ein neues Residenzschloss. Der 

monumentale Bau sollte an der Kreuzung Lindenallee/ Markgrafenstraße liegen.  

Die ĂRheinsberger Plªneñ, die in den zwanziger Jahren des 19. Jahrhunderts 

erstmals veröffentlicht wurden, kamen nur in geringem Maße zur Durchführung. Der 

Bau der neuen Residenz des Preußenkönigs scheiterte an den Unsummen, die die 

ständigen Eroberungskriege forderten. Er zog sich nach Potsdam zurück und nahm 

von den neuen Schlossplänen Abschied. 
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Dennoch wurde an dem ĂForo di Federigoñ (Friedrichforum) gearbeitet. Unter den 

Linden entstand ein Haus für die italienische Oper, das erste Theatergebäude in 

Deutschland, das aus dem Schloss gelöst war.  

1743 brachte ein anderes Ereignis den Weiterbau des Lindenforums voran. Ein 

Feuer in der Akademie zerstörte einen Teil des Vorderbaus völlig.  

Der Baumeister Boumann der Ältere erhielt den Auftrag für den Wiederaufbau der 

Akademie. In den Jahren 1747 bis 1749 entstand ein schlichter Bau, der sich an den 

Marstall von Nering anlehnte.  

Die Errichtung des dritten Gebäudes am Friedrichforum war durch eine politische 

Absicht Friedrich II. motiviert. Die Genehmigung für den Bau der ersten katholischen 

Kirche in Berlin im Jahr 1746 beruhte nach Angaben von Löschburg weniger auf 

religiºsen Motiven als auf Ăn¿chternen politischen ¦berlegungen.ñ156: Ăder Kºnig 

habe dadurch desto ehender von denen katholischen Reichsmitständen die Garantie 

von Schlesien zu erhalten gehofft.ñ157 Die Kirche erhielt den Namen der Heiligen 

Hedwig, einer schlesischen Herzogin aus dem 13. Jahrhundert. Die Architekten, 

Johann Gottfried Büring und Jean Laurent Legeay, erhielten den Auftrag, die Kirche 

nach Vorbild des römischen Phanteons in Form eines Kuppelbaus zu errichten.  

Das Friedrichforum fand seine Fortsetzung durch den Bau des Palais für Prinz 

Heinrich, dem Bruder Friedrichs. Als Bauplatz war der Ort für das beabsichtigte 

Residenzschloss vorgesehen. Baumeister für das neue Stadtpalais war  ebenfalls J. 

Boumann d. Ä. 

1748 bis 1756 entstand an Stelle der alten Wagenhäuser der Artillerie die prachtvolle 

Außenarchitektur eines klassizistischen Baus. 1810 wurde das Prinz-Heinrich-Palais 

der neu gegründeten Universität zur Verfügung gestellt.  

Das letzte Bauwerk am Lindenforum entwarf ebenfalls von Knobelsdorf. Der Bauherr 

erlebte die Fertigstellung der königlichen Bibliothek nicht mehr, er starb 1753. Mit der 

Bibliothek sollte nach Friedrichs Vorstellungen ein Gebäude entstehen, das an 

Ansehen und Schönheit alle anderen Berliner Bauten übertraf. Wegen der äußeren 

Form, einer geschwungenen Barockfassade und den vorstehenden Säulenbauten an 

den Ecken, wurde das Gebªude im Berliner Volksmund ĂKommodeñ genannt. 

Den Abschluss des höfischen repräsentativen Bauens Unter den Linden bildete das 

Brandenburger Tor. Bereits 1776 schlug der Berliner Ratsmann Millenet vor, dem 
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Brandenburger Tor mehr Ansehen zu verleihen. Den Auftrag dazu erhielt Carl 

Gotthard Langhans. Als Vorbild diente ihm der Propyläen auf der Akropolis in Athen. 

1788 wurde das alte Tor mitsamt den Wachhäusern abgerissen. In zweijähriger 

Bauzeit entstand eine fünfundsechzig Meter breite und elf Meter tiefe Toranlage. 

Langhans bezog in seinem ĂPro Memoriañ deutlich Stellung f¿r eine friedliche 

Botschaft seines Bauwerkes: ĂDie auf der Attique stehende Quadriga stellet den 

Triumph des Friedens vor, [...]ñ158 Für die Quadriga wurde der bekannte Bildhauer  

Gottfried Schadow beauftragt. 

 

Die Besetzung Napoleons am 27. Oktober 1806 veränderte das öffentliche Leben 

Unter den Linden. Die größte Demütigung für die Berliner bedeutete die Entfernung 

der Quadriga durch einen Befehl des französischen Kaisers. Er wollte die 

Friedensgöttin nach Paris bringen und sie auf den Triumphbogen stellen, durch den 

die ĂGrande Armeeñ beim Siegeseinzug schreiten sollte. 

Im Zusammenhang mit den Reformen und dem nationalen Aufbruch dieser Zeit 

entstand die Berliner Universität. Von hier aus ging der Antrieb zur Verbreitung eines 

nationalen Befreiungsaktes. Nach Zerschlagung der französischen Armee in 

Russland und der Trennung des preuÇischen Hilfskorps von der ĂGrande Armeeñ im 

Dezember 1812 folgte das Signal zur Volkserhebung. Am 4. März verließen die 

Franzosen Berlin, als die russische Befreiungsarmee von Norden her in der Stadt 

eintraf.  

Im August 1813 r¿ckte die ĂGrande Armeeñ erneut mit 120.000 Franzosen an, um 

Berlin zu erobern. Zwei Monate später fiel die Entscheidung dieses Herbstfeldzuges 

in der Völkerschlacht bei Leipzig zugunsten des preußischen Heeres. Der eigentliche 

Siegeszug erfolgte mit der Rückkehr der Quadriga aus Paris. Mit der erneuten 

Aufstellung ging auch eine Umdeutung des Denkmals einher. Gegen den Willen 

Schadows wurde anstelle des antiken Lorbeerkranzes mit dem römischen Adler ein 

eisernes Kreuz, umgeben von einem Eichenlaubkranz und einem darüber 

schwingenden Adler, eingesetzt. Das ĂTor des Friedensñ, wie es bisher genannt 

wurde, wurde zum ĂDenkmal des Befreiungskriegesñ. Eirene, die Gºttin des 

Friedens, verwandelte sich in die Siegesgöttin Victoria. Enthüllt wurde die Quadriga 

aber erst beim Einzug des preußischen Heeres am 7. August 1814. Die Straße Unter 
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den Linden wurde zur ĂVia Triumphalisñ gek¿rt. Das Brandenburger Tor diente als 

Triumphbogen.  

 

1797 erließ der frisch gekrönte König Friedrich Wilhelm II. Pläne für die 

Umgestaltung des Platzes um die Wache herum sowie den Brücken an den Linden 

und den noch vorhandenen Festungsgräben. Ende 1815 wurde Schinkel mit der 

Umgestaltung des Platzes und der Brücken beauftragt. Schinkel, der zum Geheimen 

Oberbaurat aufgestiegen war, ließ zunächst die Opernbrücke abreißen. Der 

Festungsgraben wurde eingeebnet und überdeckt. Die Planungen sahen vor, dass 

anstelle der Hundebrücke eine repräsentative Schlossbrücke mit acht Kriegsfiguren 

die Linden mit dem Schloss verband. Insgesamt waren dreizehn Denkmale für eine 

sogenannte Denkmälerstraße, die die Helden der Befreiungskriege in Form von 

Statuen würdigen sollte, vorgesehen.   

Schinkel lehnte sich in seinen Entwürfen an ein römisches Castrum an. Den 

exorbitanten Ausdruck erhielt das Wachgebäude durch den Portikus mit seinen 

sechs dorischen Säulen und seinem Fries. 

Die Denkmälerstraße zur Erinnerung an die Befreiungskriege wurde nur in Ansätzen 

fertiggestellt. Dem Denkmal Friedrich des Großen kam besondere Bedeutung zu. 

Christian Daniel Rauch, der den Auftrag erhielt, musste noch Änderungsvorschläge 

des Königs in Hinblick auf die ikonographischen Arbeiten hinnehmen, er konnte  

jedoch seine Idee, der Darstellung des reitenden Monarchen, ausführen.  

1822 folgte die Errichtung der Standbilder von Scharnhorst und Bülow vor der Neuen 

Wache. Helmut Engel bemerkt, dass die Denkmäler keine Darstellungen des 

militªrischen Triumphes waren. Schadow war eher in Ăsinnender Poseñ dargestellt. 

Auch bei B¿low fehlte der Ăkommandierende Gestusñ.159  

1822 wurde anstelle der alten Hundebrücke als Verbindung der Linden zum Schloss 

eine dreiunddreißig Meter breite Brücke gebaut. Die gusseisernen Felder an den 

Brüstungen wurden nach Entwürfen Schinkels angefertigt. In einer Skizze von 1819 

waren die wesentlichen Brückenelemente, die später auch zur Ausführung kamen, 

schon gestaltet. Die acht überlebensgroßen Figurengruppen aus Marmor sollten den 

Weg eines Kriegers im Kampf bis zum Tod symbolisieren.  
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Die Brückenstandbilder wurden erst unter dem neuen Monarchen Friedrich Wilhelm 

IV. angefertigt. Schüler der Rauchschule wurden damit beauftragt. 1847 wurde die 

letzte Figurengruppe aufgestellt.  

Abschließend errichtete man 1851 die Statuen von Gneisenau, York und 

Wartenberg. Somit reichte die Denkmälerstraße vom Wachgebäude und dem 

Reiterstandbild Friedrich II. über die Schlossbrücke bis hin zum Denkmal des Alten 

Dessau zu Beginn des Lustgartens am Schloss der Hohenzollern. 

 

Der Lustgarten erhielt ein neues Bild durch den Bau des Museums am nördlichen 

Rand des Platzes. Schinkel versuchte das Gebäude in Beziehung zum Lustgarten, 

Schloss und dem Dom zu setzen.160 Der Raum zwischen dem Schloss und dem 

Museum sollte deshalb neu gestaltet werden. Das Terrain wurde rechtwinklig 

aufgeteilt und  an der West- und Ostseite mit Ahornreihen eingefasst. In der Mitte der 

Wegkreuzung befand sich ein großes Rondell mit runden Becken und einem 

Springbrunnen. Vor der Freitreppe des Museums wurde 1831 eine große 

Granitschale aufgestellt, die auf vier, ebenfalls aus Granit gearbeiteten Füßen, stand. 

Bereits im Alter von neunzehn Jahren hatte sich Karl Friedrich Schinkel mit dem 

Entwurf eines Museums beschäftigt. Am 24. April 1823 gab Friedrich Wilhelm III. 

seine Einwilligung zum Bau nach Schinkelschen Plänen. Erst gegen Ende der 

Regierungszeit Friedrich Wilhelms IV. wurde das Museum fertiggestellt. Den 

Abschluss bildeten die Bildergruppen auf der Ost- und Westseite des 

Treppenaufganges. 1842 wurde die Amazonengruppe (Westseite) von August Kiß 

aufgestellt, 1861 beendete die Löwenkämpfergruppe von Albert Wolff auf der 

Ostseite den Museumsbau. 

 

Mit der Reichseinigung und der Kaiserproklamation 1871 erhielt die Stadt Berlin die 

Funktion der Hauptstadt des neuen Deutschen Kaiserreiches. Mit dem siegreich 

beendeten Krieg gegen Napoleon zogen die preußischen Truppen 1871 durch das 

Brandenburger Tor und die Lindenallee. Eine neue Ära der Straße begann. Sie 

wurde endgültig zur kaiserlichen "Via Triumphalis".  

Nach dem Sieg von 1871 wurde das Land von einer Welle des Nationalismus 

durchströmt. Standbilder und andere Arten von Plastiken dienten der Huldigung 
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politischer, militärischer und kultureller Leistungen. 1871 wurde das Denkmal für 

Friedrich Wilhelm III. im Lustgarten enthüllt.  

Um der Glorifizierung von Helden und ihren Taten noch mehr Ausdruck zu verleihen 

wurde in den Jahren 1877 bis 1880 in einem neu gestalteten Obergeschoss des 

Zeughauses ein Waffen- und Trophäenmuseum eingerichtet. Dazu gehörte auch die 

sogenannte Herrscherhalle mit ihren beiden Feldherrenhallen. Das Zeughaus wurde 

zur Ruhmeshalle umgewandelt. Der mit einem Glasdach überdeckte Innenhof barg 

eine Freitreppe, die zu den Herrscher- und Feldherrenhallen ins Obergeschoss 

führte.  

Für die Aufstellung anderer Denkmäler bedurfte es häufig einer jahrelangen 

Auseinandersetzung mit den königlichen Behörden. Häufig spielten politische 

Bekenntnisse, ideologische Selektierung und finanzielle Aspekte bei der 

Entscheidung, ob und auch wo ein Denkmal aufgestellt werden sollte, eine Rolle. 

Das Ringen um die Platzierung der Humboldt-Denkmäler vor der Universität Unter 

den Linden war ein Beispiel für dafür.  

 

Seit dem Aufkommen der Dombauidee durch Friedrich Wilhelm IV. 1823 tauchte der 

Gedanke an einen Kirchenneubau immer wieder auf. August Stüler, Leo von Klentze 

und auch Martin Gropius u.a. entwarfen Pläne, von denen einige ihre Vorbilder in 

Italien, aber auch in anderen europäischen Ländern suchten.  

Unter Kaiser Wilhelm II. kam es zur Ausführung der Planung durch den Kölner 

Stadtbaumeister Julius Raschdorff, der 1878 an die Berliner Akademie der Künste 

berufen wurde. Nach der Sprengung des alten Doms erfolgte am 17.6.1894 die 

Grundsteinlegung für den Neubau.  

 

Der Krieg veränderte die Linden gänzlich. Der politische Zusammenbruch ging mit 

den schweren Niederlagen an der Westfront im Spätsommer 1918 einher. Ende 

Oktober verließ Wilhelm II. über die Linden Berlin. In der Nacht kapitulierte das 

Militär. Die Straße Unter den Linden war in den Händen der Arbeiter und Soldaten. 

Unter dem Druck der Masse wurde in Berlin vom Reichskanzler Max von Baden die 

Abdankung des Kaisers erklärt. Die Regierungsgeschäfte wurden an Friedrich Ebert, 

den Vorsitzenden der SPD übertragen. Vor der Neuen Wache lösten bewaffnete 

Arbeiter die Wachsoldaten des Kaisers ab. Die Soldaten nutzen die Wache weiterhin 

als Unterkunft. Ihre eigentliche Aufgabe hatte die Neue Wache jedoch verloren. In 
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den kommenden Jahren stand sie leer. Dem Wert als architektonisch-historisches 

Denkmal verdankte sie, dass sie vor einem Abriss verschont blieb.161 1924 tauchte 

der Vorschlag auf, die Neue Wache zum ĂReichsehrenmalñ f¿r die Gefallenen des 

Ersten Weltkrieges zu machen. Doch es dauerte noch einige Jahre, bis dieser 

Vorschlag umgesetzt wurde. 1930 kam es zur Ausschreibung eines Wettbewerbes. 

Die ersten drei Plätze gingen an die Architekten Hans Poelzig, Ludwig Mies van der 

Rohe und Heinrich Tessenow. Dieser bekam den Auftrag zur Umgestaltung der 

Wache zum ĂReichsehrenmalñ, das am 2. Juni 1931 eingeweiht wurde. In der Mitte 

des Gedenkraumes befand sich ein Monolith aus schwarzem Granit. Der Stein 

befand sich unterhalb eines runden Oberlichtes. Ein vom Bildhauer Ludwig Gies 

entworfener Eisenkranz lag auf dem Monolithen. Ein eisernes Kreuz betonte die 

Mittelachse. 

Mit der Novemberrevolution wurde ein neues Kapitel in der Geschichte Deutschlands 

aufgeschlagen. Eine bürgerlich-parlamentarische Republik ersetzte das 

monarchistische System der Preußen. Während in den Arbeitervierteln der Stadt die 

Verluste der Revolution und die Folgen der Inflation und Verarmung zu spüren 

waren, blühte Unter den Linden ein ganz neues Leben auf. Deutsche Unternehmen 

versuchten mit Hilfe von Auslandskrediten sich von ihren Schuldenbergen zu 

befreien und ihre Betriebe zu sanieren. Anstelle der alten Baudenkmäler wurden 

große Geschäftshäuser errichtet, die sich nicht mehr an das Lindenstatut halten 

mussten. Aber auch politisch kam der Straße Unter den Linden eine neue Bedeutung 

zu. Neben der Neuen Wache erfuhren auch andere Bauten eine neue Nutzung. Das 

Schloss und die anderen Wohnhäuser der Hohenzollern wurden zu Museen oder 

Teilen der Universität umgestaltet. Die Straße, die Jahrhunderte lang Zentrum der 

exekutiven Gewalt war, verlagerte ihr politisches Zentrum vor das Brandenburger 

Tor. Die politische statische Repräsentation der Republik geschah nicht mehr über 

die Prachtbauten der kaiserlichen Linden, sondern über den Reichstag und den in 

der Wilhelmstraße angesiedelten Reichsministerien.  

 

Das Ende der Straße Unter den Linden als Triumph- und Prachtstraße leitete die 

Machtergreifung Hitlers ein. Die Allee diente auch für die Nazis als Kulisse für 

Paraden, Festzüge, Ehrenparaden und Triumphzüge. Hitlers Geburtstag wurde ab 

1936 mit einer großen Militärparade von Heer, Marine und Luftwaffe gefeiert. Die 
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Schinkelsche Wache wurde seit 1933 wieder zum Ort zeremonieller 

Selbstdarstellung. Militärische Ehrenwachen und Wachablösungen gehörten mit zum 

alltªglichen Bild. Besondere Bedeutung bekam das ĂReichsehrenmalñ durch den 

aufwendig begangenen ĂHeldengedenktagñ. Seit 1935 wurde dieser Tag ebenfalls 

mit großer Parade gefeiert, die sich bis in den Lustgarten erstreckte. 

1937 wurden Pläne zur Neugestaltung der Linden veröffentlicht. Dabei sollten die 

Linden in eine Gesamtplanung zur Umgestaltung Berlins zur Ăwahren Hauptstadt des 

Deutschen Reiches Germaniañ einbezogen wurden. Ein groÇes Achsenkreuz, an 

deren Schnittpunkt die ĂGroÇe Halle des deutschen Volkesñ errichtet werden sollte, 

schloss sich an den geplanten Autobahnring an, der die neue Stadtgrenze bildete. 

Der Beginn des Krieges verhinderte, dass diese Planungen umgesetzt wurden.  
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2. Krieg und Zerstörung in Berlin 

 

Die Luftangriffe der Alliierten im 2. Weltkrieg setzten die bedeutendste Zäsur in der 

städtebaulichen Geschichte Berlins und vieler anderer deutscher Städte. Die sich ins 

Totale steigernde Kriegsführung  Deutschlands einerseits und die als Antwort auf 

den deutschen Terror immer effizientere und weiterentwickelte Bombardierung der 

Alliierten hatten verheerende Konsequenzen. Eine Erfassung der gesamten 

Zerstörung war nach Kriegsende kaum möglich,  da die Präsentation von 

Opferzahlen und Schreckensstatistiken dem Ringen der Städte um 

Materialzuschläge und Finanzzuteilungen unterlag. Friedrich Kästner wies in seiner 

Statistik über Kriegsschäden im Statistischen Jahrbuch der Gemeinden 1949 hin: 

ĂNach den furchtbaren Zerstºrungen im letzten Weltkrieg ist schon seit vielen Jahren 

die Errechnung von Beschädigungsziffern der deutschen Gemeinden ein aktuelles 

Problem; denn solche Beschädigungsziffern sind für den Finanzausgleich der Länder 

und Gemeinden, für Baustoffzuteilungen und Flüchtlingszuweisungen von größter 

Bedeutung.ñ162 

Schadenserfassungen der ersten Nachkriegsjahre wie sie von Kästner oder von 

Gassdorf und Langhans-Ratzeburg in der Kriegsfolgenkarte von 1939 - 1950163 

erfasst sind, beruhen nach Uta Hohn auf eben diesen ungenauen, teilweise auch 

überhöhten Schadensangaben.164 Uta Hohn verweist in ihrer Studie ĂDie Zerstºrung 

deutscher Stªdte im Zweiten Weltkriegñ noch auf weitere Schadensbilanzen (z.B. 

Czesany 1986; von Beyme 1987), die ihrer Auffassung nach unter anderem dem 

Fehler unterliegen, kritiklos die statistischen Angaben der Städte übernommen zu 

haben ohne die Schadensklassenbreiten berücksichtigt zu haben. Die Autorin räumt 

selber ein, dass eine absolute Exaktheit in Bezug auf eine quantitative Darstellung 

der Zerstörung deutscher Städte nicht erreicht werden kann.  

Die erste umfassende in der DDR erschienene Untersuchung der Luftangriffe auf 

Berlin wurde von Laurenz Demps in drei Teilen von 1978 bis 1983 im Jahrbuch des 

Märkischen Museums veröffentlicht. Demps hat 1978 als erster den Versuch einer 
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Gesamtübersicht aller Luftalarme in Berlin vorgenommen.165 Im zweiten Teil des  

Berichtes dokumentiert der Autor die entstandene Schadenslage und 

Menschenopfer, die der Luftkrieg forderte.166 Im letzten Teil erstellt Demps eine 

Übersicht über a) die Auswirkungen der Luftangriffe auf die materielle Substanz 

Berlins und b) die von der Stadt vorgenommenen Schutzmaßnahmen.167 Das im 

Folgenden dargestellte Zerstörungsausmaß Berlins bezieht sich im Wesentlichen auf 

die Ergebnisse von Uta Hohn, Laurenz Demps, den statistischen Angaben aus dem 

Berliner Jahrbuch  und Augenzeugenberichten. Dabei konzentriert sich das 

Augenmerk auf die Zerstörung der Berliner Innenstadt.  

Die Zerstörung der Stadtzentren gehörte neben der Bombardierung industrieller 

Standorte in Deutschland zu einer Kriegsstrategie, mit der die Demoralisierung der 

deutschen Bevölkerung erreicht werden sollte. Der Leiter der Royal Air Force, 

Marshall Sir Arthur Harris, resümierte ¿ber die Angriffsstrategie: ĂEs muss mit 

Nachdruck gesagt werden, dass, von Essen abgesehen, wir niemals ein besonderes 

Industriewerk als Ziel gewählt haben. Die Zerstörung von Industrieanlagen erschien 

uns stets als eine Art Sonderprämie. Unser eigentliches Ziel war immer die 

Innenstadt.ñ168 

Der erste Luftangriff auf Berlin durch die Royal Air Force erfolgte am 25. August 

1940. Im Februar 1942 hatte der Air Marshall Sir Arthur Harris Vorbereitungen für die 

sogenannte Ăarea bombingñ deutscher Stªdte vorgenommen. Bei dieser Art der 

Flächenbombardierung wurde eine maximale Zahl an Brandbombern in einer 

minimalen Zeitspanne über dem Angriffsziel konzentriert. Berlin wurde Ende August 

und im September 1943 getroffen. Seit der Konferenz auf Casablanca war auch die 

US Air Force in den Luftkrieg über dem Deutschen Reich eingetreten. Die 

ĂCasablanca Direktiveñ sah eine Art Arbeitsteilung zwischen den britischen und 

amerikanischen   Lufteinheiten vor. Danach flog die Royal Air Force weiterhin 

Nachtangriffe und die US Air Force Tageseinsätze mit dem Ziel, folgende Gebiete zu 

vernichten: 
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1. die Städtekonzentration als Waffenschmiede des Deutsches 

Reiches 

2. die Großstädte im Innern des Reiches  

3. die Reichshauptstadt Berlin als politischen Mittelpunkt.169 

 

Demps weist darauf hin, dass Berlin nur unzureichend gegen die Luftangriffe 

gesch¿tzt war: ĂDa man in der faschistischen F¿hrung davon ausging, die 

Möglichkeiten der Gegner stets zu unterschätzen, hatte man die Luftverteidigung 

Berlins als Objektverteidigung aufgebaut. Es waren 160 schwere und 200 leichte 

Flakgeschütze um Berlin konzentriert. Dies wurde für ausreichend gehalten, denn die 

geographische Lage Berlins schien allein ausreichenden Schutz zu bieten. Die 

britischen Bomber hatten ja auf ihrem Weg nach Berlin eine große Anflugroute zu 

bewältigen, auf der sie mehrfach von den Kräften der faschistischen Luftwaffe 

angegriffen und bekämpft werden konnten. Dies erwies sich als ein großer 

Trugschluss.ñ170 

Die schweren Angriffe auf Berlin erfolgten in der Zeit zwischen dem 18. November 

1943 und dem 24. Mªrz 1944. Harris hatte mit diesem ĂBattle of Berlinñ, bei dem 16 

Luftangriffe auf die Hauptstadt geflogen wurden, den Sieg über Deutschland 

vorausgesagt: ĂWe can wreck Berlin from end to end if the USAAF will come on it. It 

will cost us between 400-500 aircraft. It will cost Germany the war.ò171 

 

Sogenannte ĂBombenteppicheñ flogen die Royal Air Force und die US Air Force seit 

dem 22./ 23. November 1943, bei denen ca. 200 Hektar verwüstet wurden. 

ĂMindestens 3000 Wohnhªuser und 23 Fabriken wurden total zerstört, Tausende 

anderer Gebäude wurden beschädigt.  

 

Bis zum Beginn der großen Luftangriffe durch die Amerikaner und die Engländer 

hatten die Bauten Unter den Linden, mit Ausnahme der Lindenoper, kaum Schaden 

genommen. Die Staatsoper war das erste Mal 1941 ausgebrannt, aber bereits 1942 

wiederhergestellt worden.ñ Bei einem Angriff am 2. Mªrz 1943 brannte die St. 

Hedwigs-Kathedrale am Opernplatz bis auf ihre Umfassungsmauern aus. Die 
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Schäden reichten bis in die Krypta. Die Außenmauern wurden 1945 durch Beschuss 

ruiniert. Die gravierendsten Schäden im zentralen Bereich erfolgte in der Nacht vom 

22./ 23. November 1943.  

 

Auch das Kronprinzenpalais brannte bis auf seine Umfassungsmauern aus. Das 

Schloss und die Schlossbrücke wurden schwer getroffen und die russische Botschaft 

total zerstört. 

Die erste schwere Angriffsperiode, die bis zum Juni 1944 andauerte, verursachte 

gravierende Schäden im Stadtgebiet Berlins. Am 28. Mai schlugen Bomben im Dom 

am Lustgarten ein. Infolge der Brandschäden stürzte die Laterne mit einer solchen 

Wucht auf den Boden, dass dieser zerbrach. Bei dem Durchbruch in den Keller 

wurde ein Teil der Särge in der Hohenzollerngruft vernichtet. In der Folgezeit 

mussten Schäden am Innenraum und Außenbau hingenommen werden. Dazu 

gehörten der Altar, die Apostelwand und der Kandelaber.  

Im letzten Kriegsjahr flogen die Briten und Amerikaner ihre Angriffe bevorzugt gegen 

solche Stªdte, Ădie in Hinblick auf die eingeleiteten EvakuierungsmaÇnahmen oder 

als Durchgangsstationen für den deutschen Nachschub an die Ostfront von 

Bedeutung waren.ñ172 Dazu gehörten ausschließlich Städte aus dem Gebiet der 

späteren DDR. Der schwerste Tagesangriff erfolgte durch die Amerikaner am 3. 

Februar. An diesem Tag wurde der überwiegende Teil der Innenräume des 

Stadtschlosses vernichtet. Ab dem 18. Februar 1945 wurde Berlin fast täglich 

bombardiert. Am 20./ 21. April  folgten die letzten Luftangriffe der Alliierten, da nun 

die Rote Armee ihre Bodenoffensive mit Artilleriefeuer und Häuserkämpfen 

begann.173 

Insgesamt belief sich die Zahl der beschädigten Gebäude in Gesamtberlin auf 

242.619, wobei 171.965 zu den leichtbeschädigten, 22.848 zu den wieder 

herstellbaren, 20.127 zu den schwerbeschädigten und 27.679 zu den total zerstörten 

Häusern zugeordnet wurden. Davon wurden im sowjetischen Sektor 11,0 % (10.513 

Gebäude) als total zerstört, 5,3 % (5066) als schwer beschädigt, 7,2 % (6842) als 
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wieder herstellbar und 74,3 % (70856) als leicht und unbeschädigte Gebäude 

ermittelt.174 

Der Bezirk Mitte zählte zu den am schwersten zerstörten Gebieten, da sich hier das 

Führerhauptquartier und andere wichtige administrative Zentralen befanden. 51,6 % 

der bebauten Fläche wurden in diesem Stadtteil zerstört.175 

Die großen Verluste im Bereich der Straße Unter den Linden und der anliegenden 

Plätze entstanden während des großen Tagesangriffs am 3. Februar 1945. 

Besonders die Gebäude der Museumsinsel und das Schloss wurden stark 

beschädigt, sodass wertvolle Ausgestaltungen der Innenräume und Kulturgut 

verbrannten. Ein tragischer Vorfall ereignete sich kurz vor Kriegsende am Alten 

Museum, das bis dahin relativ geringen Schaden genommen hatte. Die 1941 und 

1943 erfolgten Sprengbombentreffer hatten den Nordtrakt getroffen. Die zweite 

Detonation brachte Teile des Grundgewölbes zum Einsturz. Danach diente das 

Museum der bombengeschädigten Bevölkerung als Möbelspeicher.176 

 

In der Nacht vom 30. April zum 1. Mai explodierte ein unmittelbar vor dem 

Schinkelbau stehender Tankwagen, sodass Ădie mit Akten und Mºbeln 

ausgebombter Familien angefüllten Räume im Untergeschoss Feuer fingen, das 

dann auf das ganze Gebªude ¿bergriff.ñ177 Es brannte trotz angestrengter 

Löschversuche völlig aus.  

Neben den Zerstörungen durch die Luftangriffe wurden einige Baudenkmäler 

demontiert, da sie zum kriegstauglichen Material gehörten. Von Studnitz schrieb am 

12. Februar 1943: ĂVom Brandenburger Tor reiÇt man die Kupferdªcher herunter. 

Die Kirchen haben schon im Laufe des vergangenen Jahres die Mehrzahl ihrer 

Glocken hergeben m¿ssen.ñ178  

Bis zum Einmarsch der russischen Truppen flogen die Royal Air Force und die US 

Air Force insgesamt 363 Luftangriffe auf die Reichshauptstadt. Im Gegensatz zu 

anderen Großstädten wie Hamburg, Bremen oder Magdeburg kam es in Berlin nicht 
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zu zusammenhängenden Flächenbränden. Der amerikanische  Brandschutz-

Ingenieur J.K. Elroy erklªrte dieses Phªnomen: ĂDer Hauptgrund ist m. E. die 

Erscheinung, dass die Stadt wie eine Honigwabe gebaut ist mit recht soliden 

Brandabschnitten zwischen den Zellen.ñ179 

 

 

Dennoch war das Ausmaß der materiellen Zerstörung der Stadt, abgesehen von den 

Opfern, das gravierendste Resultat der Luftangriffe durch die alliierten Streitkräfte. 

Angesichts einer Zerstörung von 3627 ha bebauten Fläche in Berlin wirkt der von 

Hans-Georg von Studnitz 1943 gewonnene Eindruck fast prophetisch: ĂWenn man 

durch die zerstörten Straßen Berlins geht, macht man sich unwillkürlich Gedanken 

über die Möglichkeit des Wiederaufbaus. Wird ein schöneres Berlin entstehen, und 

wann wird es dazu kommen? Wenn der Krieg beendet ist, dürfte das Bedürfnis, 

schnell Räumlichkeiten für Wohn- und Bürozwecke zu schaffen, alle anderen 

Erwägungen überschatten. So werden schlechte Bauten wie Pilze aus der Erde 

schieÇen.ñ180 
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 Bezirk 

Gesamtfläche 

 

 

Ha 

Bebaute 

Fläche vor 

der 

Zerstörung 

ha 

Bebaute 

Fläche 1946 

 

Ha 

Zerstörung 

1946 

 

ha 

% der beb. 

Fläche 1946 

von der 

Gesamtfläche 

% der beb. 

Fläche 1946 

von der beb. 

Fläche vor 

der 

Zerstörung 

% der 

Zerstörung 

1946 von der 

beb. Fläche 

vor der 

Zerstörung 

1 Mitte 1070,5 681 330 351 30,8 48,4 51,6 

2 Tiergarten 1315,3 569 259 310 19,6 45,5 54,6 

3 Wedding 1559,7 675 487 188 318 72,2 27,8 

4 Prenzlauer 

Berg 

1097,1 481 397 84 36,0 82,6 17,4 

5 Friedrichshain 971,0 452 246 206 25,0 54,5 45,5 

6 Kreuzberg 1039,2 590 355 235 34,1 60,1 39,9 

7 Charlottenburg 2928,0 1009 660 349 22,5 65,4 34,6 

8 Spandau 8860,4 1651 1494 157 16,8 90,5 9,5 

9 Wilmersdorf 3447,4 888 614 274 18,0 69,1 30,9 

10 Zehlendorf 7060,1 592 522 70 7,4 88,2 11,8 

11 Schöneberg 1227,8 596 412 184 42,4 69,2 30,8 

12 Steglitz 3197,0 921 657 264 20,5 71,4 28,6 

13 Tempelhof 4065,4 1201 981 220 24,0 81,7 18,5 
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14 Neukölln 4494,0 1050 926 124 20,6 88,2 11,8 

15 Treptow 4062,1 1072 986 86 24,2 92,0 8,0 

16 Köpenick 12726,0 1339 1248 91 9,8 93,2 6,8 

17  Lichtenberg 7880,4 2160 1953 207 24, 8 90,4 9,6 

18 Weißensee 4655,3 633 583 80 12,5 92,2 7,8 

19 Pankow 7818,9 1139 1082 57 13,9 95,0 5,0 

20  Reinickendorf 9538,3 1038 948 90 9,9 91,3 8,7 

Bebauung und Zerstörung nach 1945 von Groß-Berlin nach Verwaltungsbezirken 

 
Vermerk: Die bebauten und zerstörten Flächen nach 1945 wurden unter Zugrundelegung der Flächen in ha aus dem statistischen Jahrbuch 1946/ 47 Seite 34 und den 

Unterlagen des Amtes für Vermessung (aufgestellt von der Oberfinanzdirektion, 2 Lichtpausen) über Gebäudeschäden in % ermittelt. Es ist zu beachten, dass aus der 

Gegenüberstellung Flächen in ha  - Gebäudeschäden in % die ermittelten Flächenangaben gegenüber der Wirklichkeit mehr oder weniger differieren werden. (Quelle: LAB, C-

Rep 110-01/ 14) 
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3. Die Straße Unter den Linden in den Wiederaufbauplänen Berlins 1945-1949 

 

Am 2. Mai 1945 trafen die ersten Kommunisten der legendären Gruppe Ulbricht aus 

dem sowjetischen Exil in Berlin ein.181 Darunter befanden sich neben Walter Ulbricht 

die Mitglieder des ersten Berliner Magistrats Karl Maron (stellvertretender 

Oberbürgermeister), Otto Winzer (Leiter der Abteilung für Volksbildung) und Arthur 

Pieck (Abteilung für Personalfragen und Verwaltung). Die Gruppe begann umgehend 

mit dem Aufbau eines arbeitsfähigen Verwaltungsapparates. Bereits am 6. Mai 1945 

wurde dem Stadtkommandanten Generaloberst Nikolai Bersarin der neue Magistrat 

vorgestellt. Die Leitung des Amtes für Bau- und Wohnungswesen übernahm Hans 

Scharoun. Bei der personellen Besetzung des Bauamtes konnte Scharoun auf die 

Mitglieder einer antifaschistischen Gruppe zurückgreifen, die während des Krieges in 

Deutschland städtebauliche Konzepte für den Wiederaufbau Berlins diskutiert hatte. 

Diese sogenannte Freitagsgruppe bildete unter der Leitung von Wils Ebert nach 

Kriegsende das Planungskollektiv182 im Hauptamt für Planung II. Die 

Wiederaufbauplanungen des Kollektivs gingen von der Idee der funktionellen Stadt 

aus.183  

Bis zur politischen Teilung Deutschlands bezogen sich alle zentralen Berliner 

Wiederaufbaupläne auf das gesamte Stadtgebiet.184 Sie wurden in Form von 

Berichten der Öffentlichkeit vorgestellt. Am 22. August 1946 präsentierte das 

Planungskollektiv in der Ausstellung Berlin plant im Weißen Saal des Berliner 

Schlosses den Kollektivplan, der auf der Vorstellung einer Bandstadt basierte.185 
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 Die Gruppe Ulbricht war aus dem Nationalkomitee Freies Deutschland im sowjetischen Exil entstanden. 

Dieses Komitee bildete einen Zusammenschluss antifaschistischer Kräfte in der Sowjetunion. Dabei reichte das 
Spektrum der Mitglieder von kriegsgefangenen Soldaten und Offizieren der Wehrmacht bis zu Exilkommunisten 
aus Deutschland. Inoffiziell wurde das Nationalkomitee Freies Deutschland als "Kern einer künftigen Regierung in 
Deutschland" bezeichnet. Vgl. W. Durth/ J. Düwel/ N. Gutschow (b): Architektur und Städtebau in der DDR. 
Ostkreuz. Frankfurt/ New York 1998, S. 69 
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 Dem Planungskollektiv gehörten Wils Ebert (Leiter des Hauptamtes für Planung II), Peter Friedrich (Dezernent 
für Verkehrsplanung) , Ludmilla Herzenstein (Dezernentin für Statistik), Reinhold Lingner (Leiter des Hauptamtes 
für Grünplanung), Hans Scharoun (Leiter der Abteilung Bau- und Wohnungswesen), Luise Seitz (Dezernentin für 
Wohnungsplanung), Selman Selmanagic (Dezernent für Erholung) und Herbert Weinberger (Dezernent für 
Versorgung) an. 
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 Die funktionelle Stadt basierte auf einer Ordnungsstruktur, die einzelne Aufgabenbereiche (Wohnorte, 
Arbeitsgebiete etc.) voneinander trennt. Die Vertreter dieser städtebaulichen Richtung kamen auf mehreren 
CIAM-Kongressen (Congrés International d'Architecture Moderne) zusammen, unter anderem im Juli 1933 in 
Athen. 1945 entwickelte Le Corbusier die Charta von Athen. 

 
184

 Zwar ging man in den ersten Jahren nach der Gründung der BRD und DDR in der Hoffnung auf ein vereintes 
Deutschland auch weiterhin von einer Gesamtplanung aus, diese Pläne mussten aber Utopie bleiben. 
 
185

 Das Konzept hatte Peter Friedrich entworfen; 1946 hatte es weitere Bauausstellungen gegeben. Die aber in 
ihrer Bedeutung nicht an die Ausstellung im Weißen Saal heranreichten. Am 23. Januar 1946 eröffnete der 
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Ausgehend von der Idee, die Stadt funktionell zu gliedern, wurden einzelne 

Siedlungsbereiche in ĂBªndernñ entlang dem Urstromtal der Spree angeordnet. Ein in 

Raster unterteiltes Verkehrsnetz verband die einzelnen Bereiche. Die Wohngebiete 

befanden sich nördlich der Spree und südlich des Landwehrkanals. Dazwischen lag 

das Arbeitsband mit einem zentralen Verkehrsstrang. 

Neben dem groß angelegten Entwurf wurden einzelne Objekte näher beschrieben, 

die einer außerplanmäßigen Lösung vorbehalten waren. Scharoun erwähnte in 

seinem Tätigkeitsbericht von 1945 "das Bauobjekt Unter den Linden, die nicht mehr 

Durchgangsstraße sein dürfen, gewissermaßen Rennbahn, sondern durch 

Herausnahme des Verkehrs befriedet und zu einer stillen Schaustraße zurückgeführt 

werden sollen."186 Die Straße Unter den Linden mit der anliegenden Museumsinsel 

bildete nördlich des Arbeitsbandes das kulturelle Zentrum. Die Führung der Ost-

West-Straßen wurde durch den Spreeverlauf festgelegt. Die zentrale Achse bildete 

die zum Fluss parallel verlaufende Verbindung von Bismarckstraße, der 

Charlottenburger Chaussee und durch die von Süden kommende Köpenicker Straße. 

 

 

 

 

 

 

                                                                                                                                                   
Magistrat die Ausstellung Berlin baut auf, in der die Aufbauarbeiten in den acht Bezirken des sowjetischen 
Sektors dokumentiert waren. Seit dem 16. Juni  1946 wurden in Zehlendorf im Haus am Waldsee Vorschläge für 
die Neuordnung des Verkehrs beim Wiederaufbau Berlins von den Mitarbeitern der Planungsabteilung I 
präsentiert. 
 
186  LAB, C-Rep 228/ Tätigkeitsbericht Hans Scharoun 1945; daneben sollten die Leipziger Straße als ruhige 

Kaufstraße und der Gendarmenmarkt, der Leipziger Platz, der Belle-Alliance-Platz, sowie die Nikolai- und die 
Marienkirche eine Art Ruhe- und Erfrischungsstätten in den Stadtteilen bilden. 
 

 

Schema des Berliner Innenstadtbereiches nach einem Entwurf 
des Planungskollektivs 1946 

Legende: 1, Arbeitsgebiete, 2. Wohngebiete, 3. Altes 
Industriegebiet, 4. Stadtverwaltung, 5. Museumsstadt mit der 
FeststraÇe ĂUnter den Lindenñ, 1946 
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Die direkte Linie zur Frankfurter Allee über die Straße Unter den Linden wurde somit 

umgangen. Für diese Linienführung sprachen nach Peter Friedrich "außer der 

natürlichen Oberflächengestaltung des Berliner Raumes, wodurch allein nur ein 

organisch entwickeltes Verkehrsnetz ermöglicht wird, noch folgende Überlegungen: 

 

a) Die "Linden" und die Museumsinsel sind im neuen Berlin als 

Kulturzentrum vorgesehen. Es liegen hier also nur Museen, Bibliotheken, 

Theater, die "Linden" als ruhige Promenade und Geschäftsstraße mit 

Kunst- und Antiquitäten-Handlungen, Reisebüros, Hotels usw. Durch 

dieses Gebiet eine Hauptverkehrsstraße zu führen, wäre widersinnig. 

b) Das Brandenburger Tor mit seinen schmalen Durchlässen macht 

einen schnellen und sicheren Autodurchfahrtsverkehr unmöglich. Vom 

Ersten Weltkriege bis heute sind daher verschiedene Vorschläge, wie 

z.B. die Entfernung oder die Umgehung des Brandenburger Tores, 

gemacht worden. Es ist sogar erwogen worden, das ganze Tor, so wie es 

ist, hochzuheben, damit sich der Verkehr darunter ungehindert 

entwickeln kann. Dadurch aber würde der Charakter des Pariser Platzes 

zerstört werden. Nach der uns vorgesehenen Linienführung sollen 

deshalb sowohl die "Linden" als auch der Pariser Platz mit geringem 

Autoverkehr, vor allem dem Fußgängerverkehr vorbehalten bleiben."187 

 

Da Friedrich vom "Charakter des Pariser Platzes" sprach, der durch seine 

repräsentativen Bauten geprägt war, ist davon auszugehen, dass er einen 

Wiederaufbau des kulturellen Zentrums auf der Basis der bestehenden Struktur 

vorsah. In seiner Eröffnungsansprache zur Ausstellung Berlin plant maß Scharoun 

dem Wiederaufbau der City insgesamt eine besondere gesellschaftspolitische 

Bedeutung zu. Sie sollte als Mittelpunkt Berlins "den zentralen Gedanken einer 

Einheit Deutschlands widerspiegeln"188 
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 P. Friedrich: Das neue Berlin und sein Verkehr, in: Demokratischer Aufbau. Berlin 5/ 1946, S. 137 
 
188

 H. Scharoun: Zur Ausstellung "Berlin plant". Eröffnungsansprache in: Neue Bauwelt 10/ 1946, S.6, ebenso in: 
Protokoll der 9. Sitzung des Bauwirtschaftsausschusses am 4. April 1946, LAB, C-Rep 110/ 98/ 1 
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In der Ausstellung Berlin plant wurde auch der Zehlendorfer Plan gezeigt, den die 

Planungsabteilung aus dem gleichnamigen Bezirk entworfen hatte. Dort war, ohne 

Scharouns Wissen, ein Bauamt vom dortigen Bürgermeister eingerichtet worden, das 

sich ebenfalls mit der Anfertigung von Plänen für den Neuaufbau Berlins 

beschäftigte. Scharoun erfuhr erst Ende Mai 1945 von diesen Vorgängen. Fortan 

existierten zwei Planungsämter, die sich in teilweise konkurrierender Haltung mit 

dem Wiederaufbau der Stadt Berlin befassten. Beide Planungsabteilungen 

unterstanden dem Hauptamt für Planung und wurden in die Abteilung I (Zehlendorfer 

Büro unter der Leitung von Fritz Unglaube) und die Abteilung II (Planungskollektiv 

unter der Leitung von Wils Ebert) gegliedert.  

Der Zehlendorfer Plan unterschied sich vom Kollektivplan dadurch, dass er im 

Wesentlichen ein Verkehrsplan war. Die Planung ging von den vorhandenen 

Strukturen aus, unter Beachtung der Möglichkeiten, die sich aus der Zerstörung 

Berlins ergaben. Das System der Verkehrsstraßen wurde aus Radial- und 

Ringstraßen gebildet. Obwohl der Entwurf der Abteilung I die Verkehrsstruktur in den 

Vordergrund stellte, ergaben sich daraus auch Folgen für die funktionelle Gestaltung 

der Stadt. Am Beispiel der Straße Unter den Linden wird das deutlich: "Betrachtet 

man weiter den Plan des Stadtkernes, so erweist es sich als besonderer Vorteil, dass 

in das Kreuz der historischen StraÇen āUnter den Lindenô und āFriedrichstraÇeô, die 

āgraue StraÇeô, der Verkehr nicht mehr hineingezwªngt wird. Diese StraÇen kºnnen 

sich nun zu verhältnismäßig ruhigen Repräsentations- und Feierstraßen entwickeln. 

[...] So dient unsere Planung, die grundsätzlich nur vom Verkehr ausging, auch der 

klaren funktionellen und baulichen Gestaltung des Stadtkernes."189 

Die besondere Situation der Zoneneinteilung ließ keine sofortige Umsetzung der 

Planungen zu. Die gezeigten Entwürfe waren für die Zeit nach einer Stabilisierung 

der politischen Verhältnisse und nach einer Aufhebung der Sektorenteilung 

vorgesehen.  

Beide Pläne der Ausstellung im Berliner Schloss, besonders aber der Kollektivplan, 

waren der öffentlichen Kritik ausgesetzt, zumal der Wiederaufbau der ehemaligen 

Hauptstadt von politischer Bedeutung war. Im Dezember 1946 standen die ersten 

Berliner Magistratswahlen bevor. Der Wiederaufbau eignete sich als 

Wahlkampfthema. Am Kollektivplan äußerte vornehmlich die 
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 H. Scheidling in: Geist/ Küvers, a.a.O., S.238; Heinz Scheidling war Oberbaurat des Bezirksamtes in 
Zehlendorf. 
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 neue SPD190 Kritik. In dem Sprachrohr der neuen SPD Telegraf wurde die Gruppe 

um Scharoun als "Auserwªhlte der SED" bezeichnet, die Ăunbelehrbar nur politische 

Positionssicherungen im  

 

Auge gehabt" hätten.191 In einer Stellungnahme der SPD zur Bauausstellung in der 

Zeitung Der Sozialdemokrat kritisierte die Partei den Kollektivplan als einen 

utopischen Plan, der sich nicht an die bestehenden Strukturen hält und keine 

Rücksicht nimmt auf die "politische und wirtschaftspolitische Enge, in der 

Deutschland auf vorlªufig noch unabsehbare Zeit lebenñ m¿sse.192  

Durch die massive Kritik am Kollektivplan konnte sich Hans Scharoun in seinem Amt 

nicht halten. Nach den Magistratswahlen am 5. Dezember 1946 übernahm Karl 

Bonatz (SPD) die Abteilung Bau- und Wohnungswesen. Er plädierte für eine 

Synthese der beiden vorhandenen Pläne.  

Anfang 1947 wurden neue Richtlinien zur Neuplanung Berlins ausgearbeitet. Auf 

dieser Grundlage arbeitete Walter Moest, der auch am Zehlendorfer Plan mitgewirkt 

hatte, einen Entwurf aus, der als der Neue Plan von Berlin in der Arbeitsschau im 

Bärensaal des Alten Stadthauses am 1. Dezember 1947 der Öffentlichkeit vorgestellt 

wurde. Der Plan war in zwei Varianten unterteilt, die beide von einer Strukturierung 

der Verkehrswege ausgingen. Bezüglich des Zentrums ergaben sich in den 

Planvarianten nur geringe Unterschiede: "Beim Plan A ist der innerste Ring am 

Halleschen Tor etwas weiter südlich durchgeführt als beim Plan B. Der Plan A spaltet 

ferner die West-Ost-Achse an der Charlottenburger Brücke und führt die alte 

Richtung nur noch als D-Straße durch den Tiergarten, während sie im Plan B als H-

Straße bis zum Brandenburger Tor belassen ist."193 Bereits vor seinem Amtsantritt 

hatte Bonatz zur Entlastung der Linden vorgeschlagen, mit Hilfe eines Durchbruchs 

nach Osten hinter dem Schloss auf Parallelstraßen abzuleiten. Die Straße Unter den 

Linden gehörte in dem Neuen Plan für Berlin neben der Leipziger Straße und 

Friedrichstraße zu den drei Magistralen der Innenstadt, die zukünftig für den 
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 Am 7. April 1946 konstituierte sich der Teil der SPD, der gegen die Vereinigung der SPD und KPD stimmte, 
unter dem Namen Sozialdemokratische Partei Berlins (SPD). 
 
191

 Telegraf  vom 30.September 1946 
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 Der Sozialdemokrat vom 26. September 1946, S.3 
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 K. Bonatz (a): Der neue Plan von Berlin, in: Neue Bauwelt 48/47, S. 756; Der Neue Plan von Berlin sah eine 
Einteilung der Straßen in anbaufreie Schnellstraßen (S-Straßen), Hauptdurchgangsstraßen (H-Straßen) und 
Durchgangsstraßen (D-Straßen) vor. 
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Durchgangsverkehr gesperrt werden sollten. Unter Heraushebung dieser 

Straßengruppe erhielt der Stadtkern repräsentativen Charakter. Bonatz schlug für die 

Leipziger Straße und die Friedrichstraße eine "architektonische und räumliche 

Erweiterung und Verschönerung" vor, "während man allerdings bei der Straße Unter 

den Linden nur trachten müsste, sich dem ehemaligen Charakter wieder möglichst 

zu nähern, durch Ausmerzung aller Verschandelungen, und hier keinerlei 

"Paukenschläge" anbringen dürfte."194 
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 Vgl. Bonatz (a), a.a.O., S. 757 
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Der neue Plan von 

Berlin/ Plan A 

 

K. Bonatz/ W. Moest 

 

1947 
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Der neue Plan von 
Berlin / Plan B 
 
K. Bonatz/ W. Moest 
 
1947 
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Neben diesem großen Strukturplan wurden in der Arbeitsschau zwei Entwürfe von 

Richard Ermisch und Walter Moest gezeigt, die konkret auf die Gestaltung der 

Innenstadt eingingen. Für Moest lag die Hauptaufgabe darin, die einzelnen 

Schwerpunkte auf der Grundlage ihrer gewachsenen Orte neu zu formen und baulich 

zu verbinden. Die historischen Orte wurden mit dem modernen Städtebau bewusst 

konfrontiert, ohne direkte Eingriffe in die bauliche Substanz vorzunehmen. Damit die 

StraÇe Unter den Linden nicht als ĂMuseumsst¿ckñ wirkte, waren in ihrer 

unmittelbaren Umgebung Hochhausbauten vorgesehen, Ăam Vorplatz des Bahnhofs 

Friedrichstraße und am neugestalteten Hausvogteiplatz östlich des 

Gendarmenmarktes. Diese Hochhäuser ragen hinter den Bauten der Linden hervor 

und lassen auch in der historischen Straße die moderne Weltstadt ahnen."195  

Stadtbaudirektor Richard Ermisch ging in seinen Entwürfen nicht direkt auf die 

Linden ein. Er umriss die Gebiete zwischen Bahnhof Friedrichstraße und 

Anhalterbahnhof als historische Kernzellen, die nach "dem Wiederaufbau, nach 

Auflockerung und Entkernung der Baublöcke, nach Wiederherstellung und 

Neueinfügung von Kulturbauten und Baudenkmälern ihre Anziehungskraft behalten"  

sollten. "Eine Verlagerung, der manchmal das Wort geredet wird, kann deshalb nicht 

in Frage kommen. Hier, wo es einmal lebte, hier soll es wieder entstehen, unser 

altes, neues Berlin."196 

Für Ermisch war der Neubau einer lebendigen Innenstadt von zentraler Bedeutung. 

Den Kernpunkt sollte das Achsenkreuz Friedrichstraße - Leipziger Straße bilden, für 

das eine Überdachung aus Glas vorgesehen war.  

Diese ersten konkreten Planungen der Stadt sahen einen weitestgehend historischen 

Wiederaufbau der Straße Unter den Linden vor, wobei eine Umgestaltung des "auf 

Verkehr und Parade zugeschnittenen Straßenprofiles"197 beabsichtigt war. Der Neue 

Plan für Berlin ließ nicht nur eine strukturelle Erneuerung der Stadt erkennen, die auf 

einer rein städtebaulichen Theorie beruhte, er brachte auch die Notwendigkeit zum 

Ausdruck, der historischen Gestaltung der Innenstadt Bedeutung zuzumessen: "[...] 

die Berechnung kann die künstlerische Konzeption nicht ersetzen, die 

Ausdrucksmittel der Zivilisation nicht diejenigen der Kultur. Erst diese 
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 W. Moest: Zum Gestaltbild der Berliner City, in: Neue Bauwelt 50/ 1947, S.788 
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 R. Ermisch: Die Gestaltung der Innenstadt, in: Neue Bauwelt 50/ 1947, S.788 
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 Bonatz (a), a.a.O. S.757 
 




